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Helfer und Betroffene berichten



MARKTPLATZ

Guter Rat … 
… und gar nicht teuer!

Der Klassiker

 13 Euro  
 rund 720 Seiten  
 Aktuell und informativ   
 mit allen Neuregelungen des seit Mai 2013
 geltenden Mietrechtsänderungsgesetzes  
 Übersichtlich von A bis Z   
 Für alle verständlich   
 Fundgrube für Fachleute  
 Über 3000 Ge richtsurteile  
 Alle großen Mietrechtsthemen  
 Die häufigsten Alltags probleme  
 Die wichtigsten Fragen rund um die Wohnung   

Das Mieterlexikon ist erhältlich in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle des Berliner Mietervereins, 
 Spichernstraße 1, 10777 Berlin während der Ge schäfts-
 zeiten oder beim DMB-Verlag, 10169 Berlin oder 
im Internet unter www.mieterbund.de 

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Dem Verlust der Wohnung 
geht meist eine Reihe anderer 
Schicksalsschläge und Probleme 
voraus. Wie unterschiedlich die Lebens-
wege und wie schwierig die Auswege sind, 
dokumentieren die Berichte von Helfern 
und Betroffenen:   wohnungslos  

14

Die Teilnahme an 
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Beitragsordnung des Berliner Mieterverein e.V. 
Ab dem 1. Januar 2015 gilt beim Berliner Mieterverein e.V. die folgend ge-
nannte Beitragsordnung, die auch einen Treuebonus vorsieht: Je länger die 
Mitgliedschaft besteht, desto niedriger ist der Beitrag.

Eintritt in den BMV vor dem 31.12.2001 seit dem 1.1. 2002
Beitragsgruppe pro Monat pro Monat
Normalbeitrag (N)  9,00 Euro 
Normalbeitrag (N 5)
(5 volle Kalenderjahre Mitgliedschaft)  8,50 Euro 
Normalbeitrag (N 10)
(10 volle Kalenderjahre Mitgliedschaft) 7,00 Euro  8,00 Euro 
Normalbeitrag (N 15)
(15 volle Kalenderjahre Mitgliedschaft) 6,50 Euro 7,50 Euro
Normalbeitrag (N 20)
(20 volle Kalenderjahre Mitgliedschaft) 6,00 Euro 7,00 Euro
Normalbeitrag (N 30)
(30 volle Kalenderjahre Mitgliedschaft) 5,50 Euro 6,50 Euro
Normalbeitrag (N 40 +)
(mehr als 40 volle Kalenderjahre 
Mitgliedschaft) 5,00 Euro 6,00 Euro
Sozialbeitrag* 4,30 Euro 4,50 Euro
Mietergemeinschaft **
Die Mietergemeinschaftsbeiträge 
nehmen am Bonus teil, soweit der 
vergünstigte Normalbeitrag 
niedriger ist 6,10 Euro 7,50 Euro

Den für Sie zutreffenden Beitrag ermitteln Sie, indem Sie die bisher ununter-
brochen andauernde Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein e.V. errechnen. 
Berücksichtigt werden nur volle Kalenderjahre.

Wenn Sie erneut in den Berliner Mieterverein e.V. eintreten, weil Sie wieder 
mit einem mietrechtlichen Problem konfrontiert sind, wäre der neue erhöhte 
Beitrag von 9,00 Euro pro Monat zu zahlen und die dreimonatige Wartefrist 
für die Prozesskostenversicherung beginnt erneut.
* Für den Sozialbeitrag gilt:
Es müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein (bitte Belege  – Kopien – einreichen): 
Für Schüler, Studenten und Mitglieder mit geringem  Einkommen gilt der Sozialbei-
trag. Geringverdienst liegt vor, wenn nach Abzug der Warm miete bei Alleinstehen-
den nur noch 500 Euro verfügbares Einkommen übrig bleiben. Für jede weitere im 
Haushalt lebende erwachsene Person zuzüg  lich 300 Euro und pro Kind 150 Euro. 
** Der vergünstigte Mietergemeinschaftsbeitrag von 7,50 EUR pro Monat setzt 
unter anderem voraus: Mindestens 10 Mietparteien einer Wirtschaftseinheit schlie-
ßen sich wegen eines gemeinsamen Problems (zum Beispiel Modernisierung der 
Wohnanlage) zusammen. 

Informationen zur Beitragserhöhung waren in den November- und Dezember-
Ausgaben des MieterMagazin 2014 abgedruckt. Weitere Informationen fin-
den Sie auch im Internet unter www.berliner-mieterverein.de.
IMPRESSUM
Herausgeber und Verlag: Berliner Mieterverein e.V., Landesverband  Berlin im Deutschen Mieterbund, 
Spichernstr. 1, 10777 Berlin, S 030/22626 - 0, Telefax 030/22626 - 161, www.berliner-mieterverein.de, 
E-Mail: bmv@berliner-mieterverein.de · Konto für Beitragszahlungen: bitte die Kontenan ga  ben unserer 
Überweisungsträger nutzen · Bankverbindung für  sonstige Zah lun gen: IBAN: DE21 1004 0000 0771 
9008 00 (keine   Beitragszahlun gen) BIC: COBADEFFXXX (für Zahlungen aus dem Ausland) ·
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fe Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Lesern zu Berichten im 
MieterMagazin und geben nicht die 
Meinung der Redaktion wieder.

Betr. MieterMagazin 11/2014

Berichtigung

Das Titelbild der November-Ausgabe 
des MieterMagazin stammt – anders 
als im Impressum aufgeführt – von 
Peter Hohmann/Agentur Gegendruck.
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 11/2014, Sei-
te 14, Birgit Leiß: „... selber schuld? 
– In Berlin werden täglich 20 Mieter 
zwangsgeräumt“ 

Einseitig

Ihr Artikel behandelt das Thema 
Zwangsräumungen viel zu einsei-
tig. Denn wenn es um die Frage 
der „Schuld“ geht, ist Ihr Fokus zu 
sehr auf die Vermieter gerichtet. Be-
sonders deutlich wird das am Bei-
spiel des sehbehinderten Michael 
S. und seiner blinden Freundin. Die 
Vermieterin, eine Genossenschaft, 
unterbreitete offenbar Beratungsan-
gebote, was in Ihrem Artikel jedoch 
nur beiläufig Erwähnung findet. Und 
im Fall der ALG-II-Bezieherin Tina S. 
will die Mieterin nicht bemerkt ha -
ben, dass das Jobcenter die  Miete 
nicht direkt auf das Konto des Ver 
mieters überwiesen hat. Ich mut ma  -
ße, dass Frau S. die so  genannten 
Kos ten der  Unterkunft zusammen 
mit den monatlichen Regelleistun-
gen überwiesen wurden. So etwas 
fällt eigentlich auf, wenn man seine 
Kontoauszüge regelmäßig überprüft.
R. Schröder per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 12/2014, Sei-
te 14, Birgit Leiß: „Geheime Bot-
schaften? Zeichen und Symbole in 
der Stadt“

Altgriechischer Herkunft

Der Fisch stellte deswegen ein Sym-
bol für Christen dar, weil das altgrie-
chische Wort für Fisch („ichthys“) 
als übersetztes Anagramm auf 
deutsch „Jesus Christus, Sohn Got-
tes, Heiland“ heißt.
B. Mindach per E-Mail
MieterMagazin 1+2/2015

mailto:scalamedia@ arcor.de
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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern 
des MieterMagazin gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich unter 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
Erweiterte Beratung in der 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1
Wir bieten zusätzlich folgende Beratungen an:
L freitags von 15 bis 17 Uhr 
 (mit und ohne Terminvereinbarung), 
L auch für Gewerbemieter mit Terminvereinbarung

Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin,
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17 bis 19 Uhr, 
Fr (NEU) 15 bis 17 Uhr, Sa 9 bis 13 UhrM
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Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mietervereins bietet 
an jedem dritten Montag im Monat von 16 bis 18 Uhr eine 
Sprechstunde für Mitglieder an. Gerne stellt sich der Vorstand 
den Fragen oder An regungen der Mitglieder. Nächste Termi ne: 
Montag, 16. Februar 2015 und Montag, 16. März 2015.  

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Edwin Massalsky (Vorsitzender), 
Dr. Rainer Tietzsch (Schatzmeister), 
Dr. Regine Grabowski (Schriftführerin)
Gut zu wissen
BMV-Infoblätter im Internet
unter www.berliner-mieterverein.de 
Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die
persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als 
 Mitglied eine telefonische Kurzberatung – schnell 
und unbürokratisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit. Mehr zu diesem Service auf Seite 40.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr  sowie 
Montag und Donnerstag von 17 bis 20 Uhr
azin 1+2/2015
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! BMV-Bezirksmitglieder-
versammlungen 2015 
Die Mitglieder des Berliner Mietervereins 
können im Rahmen der Bezirksmitglieder-
versammlungen Einfluss auf die Aktivitä-
ten des Vereins nehmen. Die Bezirksleitung 
informiert über die Probleme der Mieter 
im Bezirk. Aktio nen werden be sprochen, 
Informationen gegeben und Erfah rungen 
ausgetauscht. Termine finden Sie 
auf Seite 19. 
Samstagsberatung auch ohne  Termin 
jetzt in vielen Beratungszentren
Ab sofort bieten wir zusätzlich an: 
Beratung ohne Terminvereinbarung,  samstags 
von 9 bis 13 Uhr in den Beratungszentren 
Frankfurter Allee, Südstern, Walter-Schreiber-
Platz, Schönhauser Allee, Altstadt Spandau und 
in der Geschäftsstelle des Berliner Mietervereins

In diesen und fast allen Beratungszentren des 
Berliner Mietervereins ist samstags auch eine 
Beratung nach Terminvereinbarung möglich.  

Terminvereinbarungen und Auskünfte zu den 
Beratungsangeboten des Berliner Mietervereins: 
Servicetelefon S 030-226 260
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Hans Goetsch, „Urbanhafen vor der Errichtung des 
Krankenhauses“, um 1968, Wachskreide (61,5 x 78 cm)

Ausstellung im Beratungszentrum Südstern
Aus dem umfangreichen Nachlass des Malers und Kunst-
erziehers Hans Goetsch (1892 bis 1981) sind im Beratungs-
zentrum des Berliner Mietervereins am Südstern, Hasen-
heide 63, selten gezeigte Landschaften ausgestellt, unter 
anderem die „Teltowkanalbrücke“ von 1928, „Bäume“ 
aus der Mark, „Dünen“ von der dänischen Nordseeküste 
sowie eine An sicht vom „Urbanhafen“ von 1968. Zu se-
hen ist die Ausstellung bis zum 31. März 2015. 
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Dem unbedingten Willen zum aus­
geglichenen Haushalt fiel die ange­
kündigte Wohngelderhöhung zum 
Opfer. Die Bundesregierung strich 
den dafür vorgesehenen Etat rigo­
ros zusammen.

Bundesbauministerin Barbara Hen-
dricks (SPD) hatte im  vergangenen 
Sommer eine deutliche Erhöhung 
des Wohngeldes angekündigt. Die 
staatliche Hilfe sollte um durch-
schnittlich 15 Prozent erhöht und 
der Kreis der Berechtigten ausge-
weitet werden. Man rechnete da-
mit, dass es statt 780 000 künftig 
960 000 Wohngeldempfänger ge-

WOHngElD

Die Schwarze null wi
zum Schwarzen loch
6

ben würde. Auch einen Heizkosten-
zuschlag wollte Hendricks wieder 
einführen. Der Entwurf des Bundes-
haushalts 2015 sah dafür eine Auf-
stockung von 500 Millionen Euro 
auf 630 Millionen Euro vor.
Im Haushalt, der Ende  November 
beschlossen wurde, finden sich aber 
nur noch 530 Millionen Euro für das 
Wohngeld. Der Bundesregierung 
war die „schwarze Null“ wichtiger. 
„Damit sind die Wohngeldverbesse-
rungen nicht zu erreichen“, erklärt 
Franz-Georg Rips, Präsident des 
Deutschen Mieterbundes. 
In die Röhre kucken wieder einmal 
die einkommensschwächsten  Mieter, 
UWETTBEWErB 2

ng
Die Bundesregie-
rung betreibt ihre 
Haushaltskonso-

lidierung auf dem 
Rücken der 

Schwächsten

die einen staatlichen Zuschuss zum 
Wohnen brauchen. Das Wohngeld 
ist zuletzt 2009 erhöht worden. 
Seitdem sind die Mieten und Heiz-
kosten stark gestiegen. Trotzdem 
wurde 2011 der Heizkostenzuschuss 
für Wohngeldempfänger gestrichen. 
Jens Sethmann
014
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„generationenwohnen – Wohnen in 
gemeinschaft“ lautete das Thema 
des diesjährigen genossenschaftli­
chen neubauwettbewerbs der Se­
natsverwaltung für Stadtentwick­
lung und Umwelt. 

Das Projekt „Südlicht 11“ am Töp-
chiner Weg konnte den mit 50 000 
Euro dotierten Ersten Preis einheim-
sen. Die 192 Wohnungen in elf Häu -
sern sollen ein Zuhause für alle Ge-
nerationen werden. Geplant ist ein 

gEnOSSEnScHafTlicHEr nEUBa

Preisgekrönte Mischu

L Download der 
Dokumentation des 
genossenschaft-
lichen Neubau-
wettbewerbs: 
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/woh
nungsbau/de/
strategie/genos
senschaften _ wett
bewerb2014.shtml

Ein kleines Dorf 
für alle Alters-

gruppen: Projekt 
„Südlicht 11“
Gemeinschaftsraum, ein kleiner  Nach -
barschaftsgarten und ein als zentra-
ler Dorfplatz an gelegter öf fentlicher 
Spielplatz. „Wir wollen eine gemisch-
te Mieterstruktur entstehen lassen“, 
erklärt die Gemeinnützige Baugenos-
senschaft Steglitz. Zum Konzept ge-
hören unterschiedliche Wohnungs-
größen und Barrierefreiheit in allen 
Bereichen. 52 Wohnun gen sind für 
Rollstuhlfahrer geeig net. Bereits En-
de 2015 soll die Wohnanlage  fertig 
sein. Die Miete beträgt, je nach La-
ge, zwischen 7,71 und 8,90 Euro net-
tokalt pro Qua dratmeter. 
Der zweite Preis ging an die Woh-
nungsbaugenossenschaft DPF für 
ihre „Neuinterpretation des Typus 
Stadtvilla“ – so die Jury. Geplant 
sind zwei dreigeschossige Stadthäu-
sern in der Mittelstraße in Pankow-
Rosenthal. Nettokaltmiete: 7,55 Eu-
ro. Eine mit 10 000 Euro verbundene 
Anerkennung erhielt die Wohnungs-
baugenossenschaft Friedrichshain 
für ihr Mehrgenerationenhochhaus 
in Alt-Hohenschönhausen. Hier soll 
eine bestehende Großsiedlung durch 
einen Elf-Geschosser nachverdich-
tet werden. 
Ebenfalls mit einer Anerkennung 
bedacht wurde die Idee eines „kom-
munikativen, aktiven und kreativen 
Wohnens aller Generationen“ der 
GEWIWO Berlin-Wittenauer Woh-
nungsbaugenossenschaft. Hier kön -
nen sich Mieter auf ein Freiluft-Thea-
ter, einen Skulpturengarten und eine 
Bildhauerwerkstatt freuen. 
Birgit Leiß
MieterMagazin 1+2/2015

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnungsbau/de/strategie/genossenschaften_wettbewerb2014.shtml
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raus aufs land oder in der Stadt 
blei ben? Wer kann es sich noch 
leisten, in der city zu wohnen? Wer 
muss – mehr oder weniger freiwillig 
 ins Umland ziehen? Das Hambur­

ger Beratungsunternehmen „ana­
lyse & Konzepte“ hat die aktuellen 
Wanderungsbewegungen von Mie­
tern in mehreren Metropolen unter­
sucht. Das Ergebnis für Berlin: Die 
Stadt wird jünger.

Insbesondere in der Altersgruppe der 
30- bis 50-Jährigen hat es in den 
vergangenen Jahren in den gro ßen 
deutschen Städten einen beträcht-
lichen Austausch der Bevölkerung 
gegeben. Menschen aus dieser Al-
tersgruppe sind flexibel und zahlungs -
kräftig. „Sie ziehen in der Regel aus 
beruflichen Gründen in die Stadt und 

BErlinS EinWOHnErEnTWicKlU

Zwei raus, drei rein
MieterMagazin 1+2/2015

BBU-Verbands- E
chefin Maren Kern 

argumentiert gegen 
die Mietpreis-

bremse mit unge-
eigneten Zahlen
verfügen über die finanziellen Mittel,
ihre Wohnwünsche umzusetzen“, 
stellt die Studie fest. Begehrt sind 
bei dieser Klientel vor allem die zen-
trumsnahen Lagen mit gutem Image 
und funktionierender Infrastruktur. 
In Berlin waren 2012 fast 52 000 Zu-
wanderer 30- bis 50-Jährige. Insge-
samt zogen 2013 rund 127 500 Per-
sonen aus Berlin weg, davon 28 300 
ins Umland. 169 500 Bewohner sind 
neu nach Berlin gekommen.
Die Mobilität älterer Haushalte ist 
nach wie vor gering. Trotzdem: Aus 
Berlin ziehen mehr Senioren weg, 
als neu in die Stadt kommen – trotz 
der besseren Infrastruktur und des 
guten Kulturangebots. Bei Familien 
gibt es zwei Tendenzen: Für die ei-
nen ist das Umland attraktiv, ande-
re wollen aufgrund der guten Infra-
struktur in der Stadt bleiben – wenn 
sie die steigenden Mieten noch be-
zahlen können.
Rainer Bratfisch

Zuzug (ohne Umland)

Zuzug aus dem Umland

Wegzug (ohne Umland)

Wegzug in das Umland

Berlin

Umland

Grafik: Analyse & Konzepte

Wanderungsbewegung Berlin 2013
Die Mietsteigerungen in Berlin be­
wegten sich im Jahr 2013  sowohl 
bei neuverträgen wie bei Bestands­
mietverhältnissen nahe am infla­
tions niveau von 2,2 Prozent – so 
der Marktmonitor der Berlin­Bran­
denburgischen Wohnungsunterneh­
men (BBU). Der Verband schluss­
folgert: „Berlin boomt moderat“ – 
und lässt außer acht, dass  seine 
Zahlen für den gesamten Woh­
nungsmarkt der Hauptstadt nicht 
repräsentativ sind.

Die durchschnittliche  Nettokaltmie te 
betrug 2013 bei den BBU-Mitglieds-
unternehmen 5,30 Euro pro Qua-
dratmeter im Bestand (plus 2,7 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr) und 
5,97 Euro bei den Neuvertragsmie-
ten (plus 2,1 Prozent). Dass die Neu-
abschlussmieten nur wenig über den 
Mietspiegelwerten liegen, veranlasst 
Verbands-Chefin Maren Kern zu der 
Feststellung, dass die zurzeit disku-
tierte gesetzliche Preiskappung beim 
Neuvertragsabschluss („Mietpreis-

MarKTMOniTOr 2014 

falsch Zeugnis
bremse“) von ihren Mitgliedsunter-
nehmen „schon jetzt letztlich ein-
gehalten“ wird und damit unnötige 
„Überregulierung“ wäre.
Was der BBU außer Betracht lässt: 
Die bei seinen Mitgliedern erhobe-
nen Daten sind für den Berliner Markt 
nicht repräsentativ. Bei den Neuver-
tragsmieten muss nach Erkenntnis sen 
des Berliner Mietervereins (BMV) von 
gut 8 Euro nettokalt pro Quadrat-
meter ausgegangen werden, ein ak-
tueller Mietenvergleich des Internet-
portals „Immowelt“ spricht sogar von 
9 Euro im Jahr 2014. Diese Zahlen be -
legen gerade für die Hauptstadt, so 
der BMV, dass die geplante Miet-
preisbremse notwendig ist.
Letztlich kann auch eine vom BBU in 
Auftrag gegebene Studie zum Markt-
vergleich von fünf deutschen Groß-
städten nicht die Behauptung unter-
mauern, dass „Wohnen in  Berlin ver-
gleichsweise günstig bleibt“. Zwar 
liegt die Hauptstadt hinter den Mil-
lionenstädten München, Hamburg 
und Köln, doch sie holt mit Riesen-
schritten auf: 39 Prozent Mietstei-
gerung waren in den letzten fünf 
Jahren zu verzeichnen. Die durch-
schnittliche Berliner  Angebotsmiete 
liegt nach Angaben der  BBU-Studie 
bei 8,52 Euro nettokalt pro Quadrat-
meter. Das sind 2,53 Euro beziehungs-
weise 42 Prozent mehr als vom BBU 
bei den eigenen Verbandsunterneh-
men ermittelt – und das nicht einge-
räumte Geständnis, dass die BBU-
Mieten weder die Marktrealität spie-
geln noch von einer allgemein mo-
deraten Entwicklung Zeugnis able-
gen.                      Udo HildenstabFo
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keine erfolgsstory

Z

Der jetzige Entwurf 
zur Mietpreis-

bremse lässt 
40 Prozent der 

Berliner Mietwoh-
nungen außen vor
MietpreisbreMse

Ohne Nachbesserung 

bei drei Viertel aller neu abgeschlos­
senen Mietverträge in berlin liegt 
die Miete um mehr als 10 prozent 
über der ortsüblichen Vergleichs­
miete – nach Ansicht des berliner 
Mietervereins (bMV) ein klares plä­
doyer für die einführung der zurzeit 
diskutierten Mietpreisbremse. Aller­
dings: 600 000 berliner Wohnun­
gen kämen nicht in den Genuss der 
Neuregelung. Hier – so der bMV – 
müsse nachgebessert werden.

L Weitere In-
formationen zur 
Mietpreisbremse 
und die Forderun-
gen des Berliner 
Mietervereins 
finden Sie unter 
www.berliner-
mieterverein.de
Link „Aktuell“:
„Auswirkungen 
der Mietpreis-
bremse auf Berlin 
– Berliner Mie-
terverein fordert 
Nachbesserung des 
Gesetzentwurfs“
und „Faktencheck 
Mietpreisbremse“
8
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Im Auftrag des Berliner Mieterver­
eins hat das Forschungsinstitut „Re­
giokontext“ die Angebotsmieten auf 
dem Berliner Markt mit den entspre­
chenden Mietspiegelwerten vergli­
chen. Die beim führenden Internet­
portal „Immoscout24“ im Jahr 2013 
in Berlin angebotenen Wohnungen 
bildeten die Datengrundlage, deren 
ahl auf relevante 67 837 bereinigt 

wurde. Der Vergleich berücksichtig­
te Baualtersklassen und Wohnlage.
Dabei stellte sich heraus, dass die 
mit der Mietpreisbremse ins Auge 
gefasste Kappung bei 74,48 Prozent 
der Wohnungsangebote überschrit­
ten wird – für den Berliner Mieter­
verein ein deutlicher Beleg, dass die 
vorgesehene Mietrechtsänderung 
tatsächlich einen mäßigenden Ein­
fluss auf die Berliner Mietenentwick­
lung hätte.
Der Mietspiegel weist einen Durch­
schnittswert von 5,54 Euro kalt pro 
Quadratmeter und Monat aus. Die­
ser Wert wird von über 87 Prozent 
der Angebote um durchschnittlich 
2,50 Euro oder 47 Prozent überschrit­
ten. Die Differenz ist abhängig vom 
Gebäudealter: Am höchsten ist sie 
bei den vor 1919 errichteten Altbau­
ten mit durchschnittlich 3 Euro pro 
Quadratmeter. Da dieser Gebäude­
bestand zum großen Teil  innerhalb 
des S­Bahn­Rings liegt, würde die 
Einführung der  Mietpreisbremse 
auch der Abwanderung einkom­
mensschwacher Haushalte an die 
Stadtgrenze entgegenwirken.
Ein weiteres Ergebnis der Untersu­
chung bereitet dem Berliner Mieter­
verein allerdings Sorgen. Bekanntlich 
sieht der derzeitige Entwurf der Miet­
preisbremse vor, dass die Kappung 
der Neuvertragsmiete bei 10 Pro­
zent über der Mietspiegelmiete ei ­
ne Reihe von Ausnahmen zulässt. 
So sollen sich Vermieter unter an­
derem nicht an die Regelung halten 
müssen, wenn die vom letzten Mie­
ter bezahlte Miete bereits über der 
Kappung liegt oder die Wohnung 
modernisiert wurde. Diese  beiden 
Fälle würden in Berlin 600 000 Miet­
wohnungen betreffen – bei  einer 
Gesamtzahl von 1 450 000  würden 
also über 40 Prozent des  Berliner 
Mietwohnungsbestands von der 
„Bremsregelung“ ausgenommen 
sein.
Für dringend erforderlich hält der 
Berliner Mieterverein daher, die Re­
gelungen zu überarbeiten, die der 
letzte Gesetzesentwurf beim Be­
standsschutz für bereits überhöhe 
Mieten und die Ausnahmen in Mo­
dernisierungsfällen vorsieht. BMV­
Geschäftsführer Reiner Wild: „Wenn 
die Mietpreisbremse eine Erfolgs­
story werden soll, dann muss nach­
gebessert werden.“                   uh
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Mehr berechtigte

im dezember hat der ehemalige 
stadtentwicklungssenator  Michael 
Müller als letzte Amtshandlung am 
tag vor seiner Wahl zum regie ren­
den bürgermeister eine Fortentwick­
lung des „Mietenbündnisses für be­
zahlbares Wohnen“ angekündigt. 

Mit den städtischen Wohnungsbau­
gesellschaften wurde vereinbart, dass 
nunmehr als  Bemessungsgrundlage 
für den Härtefall nicht mehr die Ein­
kommensgrenzen des Wohnberech­
tigungsscheins des Bundes, sondern 
Berlins gelten. Damit erweitert sich 
der Kreis der theoretisch Anspruchs­
berechtigten von 90 000 auf 
156 000 Mieterhaushalte. Auch hin­
sichtlich Modernisierung, Wohnflä­
chentoleranzen und hoher energe­
tischer Betriebskosten gibt es einige 
Neuerungen (hierzu unser Beitrag 
im „Extra“ auf Seite 30: „Wie der 
Staat dem Bürger unter die Arme 
greift“). Um den Wohnungstausch 
anzukurbeln, wurde mit den Woh­
nungsunternehmen die Einführung 
eines Umzugsmana gements und 
einer Umzugsprämie von 1500 bis 
2500 Euro vereinbart.               uh
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Wer bei einem 
städtischen 
Wohnungsunter-
nehmen wohnt, 
kann ab jetzt mit 
finanzieller Hilfe 
beim Wohnungs-
tausch rechnen
MieterMagazin 1+2/2015
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Ex-Senator Müller 
gibt die Baustellen-
Kutte an Andreas 
Geisel weiter
Neuer stAdteNtWickluNGsse

probleme erkannt?

der im dezember angetretene stadt­
entwicklungssenator Andreas Gei­
sel startete mit einer für berlins Mie­
ter wichtigen Ankündigung in das 
neue Jahr: er will die seit Jahren zwi­
schen den regierungsfraktionen 
umstrittene umwandlungsverord­
nung einführen. Auch eine Verbes­
serung der Wohnungsbauförderung 
hat er angekündigt.
2/2015

Hutz iN Neuköl
Eine Umwandlungsverordnung wür­
de die Berliner Bezirke in die Lage 
versetzen, in ihren Milieuschutzge­
bieten die Umwandlung von Miet­ 
in Eigentumswohnungen zu verbie­
ten oder einzuschränken. Nachdem 
sich die Zahl der jährlich umgewan­
delten Wohnungen seit 2010 von 
4500 auf über 9000 verdoppelt hat 
und diese häufig mit teuren Sanie­
rungsmaßnahmen und einer Ver­
treibung der ortsansässigen Mieter­
schaft einhergehen, fordert der Ber­
liner Mieterverein seit Längerem 
schon eine Umwandlungsverord­
nung nach dem Vorbild anderer 
deutscher Großstädte. Bislang am 
Veto des Koalitionspartners CDU 
gescheitert, hat der neue Stadtent­
wicklungssenator Andreas Geisel 
(SPD) angekündigt, dem Senat ei­
nen entsprechenden Gesetzesent­
wurf Anfang März vorzulegen.
Weiterhin kündigte Geisel an, Mie­
ter im Sozialen Wohnungsbau zu 
entlasten, den Anteil an belegungs­
lN
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gebundenen Wohnungen zu erhö­
hen und den Neubaufonds aufzu­
stocken. Wie das im Einzelnen ge­
schehen soll, gab der Senator nicht 
bekannt.
Die derzeitige Dynamik auf dem 
Berliner Wohnungsmarkt ist dem 
Stadtentwicklungssenator offenbar 
bewusst. In einem Interview mit 
dem RBB äußerte er die Einschät­
zung, dass der im kommenden Früh­
jahr erscheinende neue Mietspiegel 
einen Anstieg des Durchschnitts­
werts um zehn Prozent auf gut 6 
Euro ausweisen werde. Umso mehr 
vermisst der Berliner  Mieterverein 
(BMV) allerdings eindeutige woh­
nungspolitische Signale. BMV­Ge­
schäftsführer Reiner Wild: „Berlin 
braucht pro Jahr 150 Millionen Eu­
ro mehr für den Neubau von Woh­
nungen mit preisgünstigen Einstiegs­
mieten, die Rettung des Sozialwoh­
nungsbestands und eine Mietenkap­
pung bei energetischen Gebäudesa­
nierungen.“           Udo Hildenstab
uNtersucHuNGeN zu Milieusc

beharrlichkeit siegt

ein bürgerbündnis in Neukölln 
kämpft gegen Gentrifizierung im 
bezirk. luxussanierungen und die 
umwandlung in Wohneigentum 
verdrängen vor allem im zentrums­
nahen Norden Familien – und ma­
chen platz für zahlungskräftigere 
Mieter. 

Reuterkiez und  Schillerpromenade 
könnten Milieuschutzgebiete wer­
den. Voruntersuchungen dafür sol­
len in diesem Jahr beginnen. Ohne 
die Beharrlichkeit der Bürger vor Ort 
– da ist sich Wilhelm Laumann, Neu ­
köllner Bezirksleiter des Berliner Mie­
tervereins (BMV), sicher – hätte man 
diesen ersten Erfolg nicht errungen. 
Aber die 3500 Unterschriften, die 
seit dem 16. Januar auf dem Tisch 
der Bezirksverordnetenversamm­
lung (BVV) liegen, lassen sich nicht 
einfach ignorieren. Sie wurden seit 
August 2014 vom „Bündnis für be­
zahl bare Mieten Neukölln”, das 
auch vom Berliner Mieterverein un­
terstützt wird, zusammengetragen 
und fordern erschwinglichen Wohn­
raum und die Erhaltung einer nach­
barschaftlichen Struktur im Norden 
Neu köllns, der Gegend um Reuter­ 
und Körnerkiez, um Richardplatz 
und Schillerpromenade. Luxussanie­
rungen und eine damit verbundene 
Mietpreisentwicklung haben gerade 
hier dafür gesorgt, dass der Bezirk in 
puncto Mietpreisentwicklung in den 
letzten Jahren an die Berliner Spitze 
aufgestiegen ist. Von 23 auf 36 Pro­
zent stieg laut IBB­Wohnungsmarkt­
bericht 2013 der Anteil höherpreisi­
ger Wohnungen in der Gegend.  
Bereits ohne Modernisierung lägen 
Neuvermietungsmieten über 8 Euro 
Der Norden 
Neuköllns wird 

gentri fiziert – nach 
Bür gerintervention 

reagiert jetzt 
auch der Bezirk

netto kalt, so BMV­Bezirksleiter Wil­
helm Laumann. Nach einer Moder­
nisierung gingen sie noch einmal um 
3 bis 5 Euro nach oben. Viele Fami­
lien könnten das nicht zahlen. 
Rosemarie Mieder
9
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Wasser 

Zum spülen 
zu schade 
Der sorgsame Umgang mit Wasser 
ist den Bundesbürgern in Fleisch und 
Blut übergegangen. Wassersparende 
Waschmaschinen,  Geschirrspüler 
und armaturen sind in vielen Haus -
halten selbstverständlich. Doch 
macht das angesichts eines  üppi -
gen Grundwasservorrats überhaupt 
sinn? 

Nur noch 121 Liter pro Kopf wer­
den hierzulande täglich verbraucht. 
In Spa nien sind es mehr als doppelt 
so viel. Die Wasserbetriebe werden 
nicht müde, das Wassersparen als 
überflüssig und kontraproduktiv dar­
zustellen. Zum einen gebe es aus­
reichend Grundwasser. Zum ande­
ren führte der stetig sinkende Ver­
brauch dazu, dass die Abwasserlei­
tungen zusätzlich durchgespült wer­
den müssen, damit sich keine übel 
riechenden Faulgase bilden. 

 Die Publikation 
Wassersparen in 
rivathaushalten: 
innvoll, ausgereizt, 
bertrieben?“ 

st kostenlos 
erunterzuladen 
nter www.umwelt
undesamt.de/
ublikationen/
assersparen-

n-privathaus-
alten-sinnvoll

50 Cent pro E
 Duschgang spart 

ein wassersparen-
der Duschkopf
0

Die Argumentation, wir müssten al­
le mehr Wasser verschwenden, um 
das Leitungsnetz zu spülen, hält man 
beim Umweltbundesamt (UBA) den ­
noch für unsinnig. Vielmehr sei ein 
Umbau der aus heutiger Sicht über­
dimensionierten Infrastruktur not­
wendig. Noch in den 1970er Jahren 
ging man von einem Anstieg des Ver ­
brauchs auf 200 Liter pro Person 
aus, entsprechend sind die Leitun­
gen vielerorts ausgelegt.  Langfristig 
könnte zudem der Klimawandel für 
einen Rückgang der  Niederschläge 
sorgen. „Es gibt gute Gründe,  weiter 
sorgsam mit Wasser umzugehen“, 
erklärt Thomas Holzmann, Vizepräsi­
dent des UBA. „In Zeiten der Klima­
änderung tut man gut daran, beim 
Wassersparen nicht nachzulassen.“ 
Vor allem bei Warmwasser, das et ­
wa 12 Prozent des Energieverbrauchs 
privater Haushalte ausmacht, lohnt 
sich das Sparen. So kostet ein Wan­
nenbad (200 Liter) nach Berechnun­
gen des UBA im Schnitt 3 bis 3,70 
Euro. Beim Duschen werden maxi­
mal 100 Liter verbraucht. Wer einen 
wassersparenden Duschkopf einbaut, 
kann zusätzlich 50 Cent pro Dusch­
gang einsparen. Wer täglich einmal 
duscht, kann so im Jahr gut 180 Eu­
ro pro Person sparen. Warmwasser­
sparen entlastet durch den Minder­
verbrauch an Energie nicht nur die 
Haushaltskasse, sondern auch das 
Klima.                            Birgit Leiß
Der BroscHürentipp

Unter einem Dach  
mit der Fledermaus
Für Fledermäuse und andere Gebäude­
brüter sind unaus gebaute Dachböden 
und unverputzte Fassaden ein Para dies. 
Wird ein Haus saniert, verschwinden ih­
re Lebensräume nur allzu oft – und das, 
obwohl die Brut­ und Nist stätten ei­
gentlich gesetzlich geschützt sind. Eine 
neu erschienene Broschüre der Senats­
verwaltung für Stadtentwicklung infor­
miert Bauherren und Bewohner über die 
Rechtslage und gibt wichtige  Hinweise 
zum Umgang mit den Tieren bei Sanie­
rungs­ und Abrissarbeiten. Ebenfalls ent­
halten sind Adressen von Fachleuten und 
Ansprechpartnern. Verstöße gegen den 
Artenschutz können den Umwelt­ und 
Naturschutzämtern in den Bezirken ge­
meldet werden. Sie sind auf Hinweise 
von Bewohnern dringend angewiesen.     
Birgit Leiß

Die Broschüre 
„Vögel und 

Fledermäuse – 
Lebensstätten 
an Gebäuden“ 

ist erhältlich im 
Internet unter
www.stadtent

wicklung.
berlin.de/

natur _ gruen/
naturschutz/
artenschutz/
de/freiland/

gebaeude
sanierung.shtml
Beharrlichkeit zahlt sich aus. Im November wurde das Bau­
gerüst vor dem Haus Calvinstraße 21 abgebaut, das seit 
2013 ungenutzt den Mietern die Sicht versperrte. Nach­
dem das Landgericht Berlin die exorbitant teuren Moder­
nisierungsankündigungen des Eigentümers Terrial im Ok­
tober 2013 als unberechtigt zurückgewiesen hat, könnte 
im Haus alles wieder normal sein – wären da nicht 9 der 15 
Wohnungen durch Entkernung un bewohnbar gemacht wor­
den sowie Bad­ und Küchenfenster zugemauert. Ganz zu 
schweigen von den angegriffenen Nerven der Mieter, die 
jahrelang Baulärm aushielten und sich gegen Schikanen al­
ler Art wehrten. Und Terrial macht weiter: Wie schon im 
letzten Winter müssen die Mieter darum kämpfen, dass die 
Heizung funktioniert.                                                      js

Das Gerüst ist weg, 
die Wohnung bleibt kalt

Fo
to

: S
ab

in
e 

M
ün

ch
MieterMagazin 1+2/2015

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnungsbau/de/strategie/genossenschaften_wettbewerb2014.shtml
http://www.umweltbundesamt.de/publikationen/wassersparen-in-privathaushalten-sinnvoll


kauf des Hauses

Hansa-UFer 5

senioren fordern rück

Die Bauarbeiten sollten am Hansa-
Ufer 5 eigentlich in vollem Gange 
sein, doch die betagten Bewohner 
im Haus haben sich hartnäckig ge-
wehrt. investor akelius hat von der 
angekündigten Modernisierung erst 
einmal abstand genommen. 

Der Liegenschaftsfonds hatte das 
Gebäude 2007 zusammen mit zwei 
anderen Seniorenhäusern in Tiergar­
ten lukrativ verkauft – ohne den Käu­
fern Auflagen abzuverlangen. Im 
Frühjahr 2014 hatte der Käufer, der 
Investor Akelius, Baumaßnahmen 
angekündigt: Neben dem Neubau 
eines sechsstöckigen Hauses im Gar­
ten soll das bestehende Gebäude 
gedämmt und um eine Etage aufge­
stockt werden. Dies sollte zu Miet­
MieterMagazin 1+2/2015

Fo
to

: S
ab

in
e 

M
ün

ch

Schutz vor Ver-
drängung jetzt 

auch auf der 
Schöneberger Insel
steigerungen von bis zu 60 Prozent 
führen. Danach hätte eine Einzim­
merwohnung im Haus mit 42 Qua­
dratmetern bis zu 800 Euro gekos­
tet. Knapp zwei Jahre waren für die 
Arbeiten veranschlagt. 
Dem wollten die betagten Bewoh­
nerinnen und Bewohner nicht ta­
tenlos zusehen. Mit einer Online­
Petition wandten sie sich an die Öf­
fentlichkeit – und wurden nicht nur 
in Berlin, sondern deutschlandweit 
und sogar im Ausland gehört. Fast 
70 000 Unterschriften haben sie bis­
her zusammengebracht – und ih­
re Aktion zeigte jetzt Wirkung: Um 
einer weiteren Eskalation aus dem 
Weg zu gehen, hat Akelius nun erst 
einmal angekündigt, die geplanten 
Bauarbeiten um drei bis fünf Jahre 
z

Der Investor hat 
seine Moderni-

sierungspläne 
auf Eis gelegt

zu verschieben – ein Zeitgewinn, der 
den Seniorinnen und Senioren ganz 
recht kommt. Ihre wichtigste Forde­
rung wollen sie nämlich beim  Senat 
durchsetzen: Der soll das Haus zu­
rückkaufen und es wieder seiner ur­
sprünglichen Bestimmung als Senio­
renwohnhaus zuführen. 
Rosemarie Mieder
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tempelhof-schöneberg setzt weiter 
auf Milieuschutz. Der Bezirk hat ein 
viertes Milieuschutzgebiet auf den 
Weg gebracht. Künftig soll auch auf 
der „schöneberger insel“ die Bewoh -
nerstruktur vor Verdrängung ge-
schützt werden. 

Die Schöneberger Insel ist das 
Wohngebiet zwischen Monumen­
tenstraße und Südkreuz, das von 
Bahngleisen umschlossen ist. Die­

erHaltUnGsVerorDnUnG

rote insel unter schut
ses traditionell proletarische Viertel 
ist auch als „rote Insel“ bekannt. In 
dem 33 Hektar großen Gebiet le­
ben rund 10 000 Menschen in 5900 
Wohnungen. 
Das Bezirksamt Tempelhof­Schöne­
berg hat den Erlass einer  sozialen Er ­
haltungsverordnung für dieses Ge­
biet eingeleitet. Mit einer solchen 
Ver ordnung, besser als Milieuschutz 
bekannt, kann der Bezirk teure Mo­
dernisierungen, Wohnungszusam­
menlegungen und den Abriss güns­
tiger Wohnungen untersagen, um 
so die Verdrängung der Bewohner­
schaft zu vermeiden. Zur Vorberei­
tung der Verordnung wurden im 
November alle Haushalte im Gebiet 
zu ihrer Wohn­ und Lebenssituation 
befragt.
Schon vor zwei Jahren zeigte  eine 
Voruntersuchung, dass hier die Bau­
substanz ein hohes Modernisie rungs­
potenzial hat und viele Bewohner 
verdrängungsgefährdet sind. Im 
letzten Jahr hat der Bezirk aber zu­
nächst für drei zentraler gelegene 
Stadtteile Milieuschutzverordnun­
gen erlassen: Barbarossaplatz/Baye­
rischer Platz, Kaiser­Wilhelm­Platz 
und Bautzener Straße.
Deutlich mehr Durchschlagskraft 
bekommt der Schutz noch durch 
die Umwandlungsverordnung, die 
der Senat angekündigt hat. Damit 
können die Bezirke in ihren Milieu­
schutzgebieten die Umwandlung 
von Miet­ in Ei gentumswohnungen 
verbieten und so den Verwertungs­
druck mindern.       Jens Sethmann
11



Panorama

RicHSHAiN-KREUzBERG

aufnahme
Seit September 2013 engagiert sich 
im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg 
die AG Barrierefrei Wohnen  dafür, 
dass Mieter auch im Alter und mit 
körperlichen Einschränkungen 
selbstständig in der eigenen Woh-
nung bleiben können. Unterstützt 
wird die AG von dem Handwerker-
Netzwerk „Die Rampenleger“. 

Im Andreaskiez zwischen Andreas­
straße und Krautstraße wohnen et wa 
40 Prozent ältere Menschen. Aber 
die Plattenbauten sind alles andere 
als barrierefrei: Die Fahrstühle begin­
nen im Hochparterre und sind nur 
über eine Treppe erreichbar, in den 
Wohnungen gibt es Schwellen, die 
Türen sind zu schmal für Rollstuhl­
benutzer. Die Bürgersteige vor den 
Häusern sind in einem desolaten Zu­
stand, Poller stehen im Weg. Diverse 
DIN­Normen, die Bauordnung Berlin 
und andere Richtlinien regeln zwar 
das barrierefreie Bauen, aber nie­
mand kontrolliert deren Einhaltung, 
insbesondere nicht beim Umbau.

BARRiEREFREi WoHNEN iN FRiED

Notwendige Bestands
12
Seit März 2014 arbeitet Wolfgang 
Saegebarth von der Friedrichshain­
Kreuzberger Bezirksgruppe des Ber­
liner Mietervereins in der AG Barrie­
refrei Wohnen mit. Die AG verlangt, 
dass Bauherren bei Bauanträgen ana ­
log zum Brandschutznachweis zu­
künftig auch die Barrierefreiheit ih­
res Gebäudes nachweisen müssen.
Im Oktober 2014 haben die Archi­
tektin Luna Christine Weineck, die 
seit 2013 das Experten­Netzwerk 

„Die Rampenleger“ aufgebaut hat, 
Wolfgang Saegebarth und andere 
Mitglieder der AG einen fünfseitigen 
Fragebogen an Wohnungsbaugenos­
senschaften und städtische Woh­
nungsbaugesellschaften im Bezirk 
verschickt, um den Bestand an bar­
rierefreien und ­armen Wohnungen 
und die Wohnsituation von Mietern 
mit körperlichen Einschränkungen zu 
erfassen. Denn selbst die Behinder­
tenbeauftragte Ulrike Ehrlichmann 
und die Seniorenvertretung des Be­
zirks verfügen über keine Zahlen zu 
barrierefreien Wohnungen.
Wolfgang Saegebarth, Luna Christi­
ne Weineck und ihre Mitstreiter se­
hen für Friedrichshain­Kreuzberg 
dringenden Handlungsbedarf, weil 
die Zahl der Betroffenen steigt. Be­
vorzugte Vermietung von Erdge­
schosswohnungen an Menschen mit 
körperlichen Einschränkungen, Mini­
Aufzüge für die erste Etage, Rampen 
für die Erdgeschosswohnungen und 
eine Laubengangerschließung mit 
kleinen Hebebühnen könnten erste 
Maßnahmen sein. Ihre Fragebogen­
Aktion könnte auch anderen Bezir­
ken als Beispiel dienen.
Rainer Bratfisch

L Weitere 
Informationen:
www.die­
rampenleger.de

Häuser und 
Wohnumfeld in 
Berlin sind noch 
voller Barrieren 
für Senioren und 
RollstuhlfahrerFo
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DER BRoScHüRENtipp

Stromverbrauch: 
prüfen und Sparen 
Erstmals gibt es einen bundesweiten Stromspiegel, mit 
dem man überprüfen kann, ob der eigene Verbrauch 
über­ oder unterdurchschnittlich ist. Die Handhabung 
ist einfach: Man gibt anhand der letzten Stromrechnung 
den Jahresverbrauch in Kilowattstunden (kWh) ein. Die 
Tabelle ist nach Haushaltsgröße, Art der Warmwasserbe­
reitung und Gebäudeart unterteilt. Gerade die Gebäude­
art beeinflusst die Höhe des Stromverbrauchs enorm. So 
wird in Einfamilienhäusern durchschnittlich 33  Prozent 
mehr Strom verbraucht als in Mehrfamilienhäusern. Ein 
niedriger Verbrauch verursacht nicht nur weniger klima ­
schädliche CO2­Emmissionen, sondern entlastet auch 
das Portemonnaie. 320 Euro pro Jahr kann ein Dreiper­
 so nenhaushalt sparen, wenn er statt des durchschnitt­ 
lichen Verbrauchs von 3000 kWh den Verbrauch effi­
zienter Haushalte mit nur 1800 kWh erreicht. Wie das 
geht, erfährt man ebenfalls bei der Stromsparinitiative. 
Es gibt konkrete Strom­Spar­Tipps, das Ange bot einer 
Vor­Ort­Beratung und einen Online­Stromcheck, der 
beim Aufspüren von Stromfressern helfen soll.       bl 

L Der Strom­
spiegel ist unter 
anderem erhältlich 
in der Geschäfts­
stelle des Berliner 
Mietervereins, 
Spichern stra ße 1, 
10777 Berlin
sowie bei 
„co2online“, 
Hochkirchstraße 9, 
10829 Berlin, 
Download und 
weitere Infor­
mationen unter 
www.die­strom
sparinitiative.de
DER MiEtREcHtStipp

Betriebskosten-
abrechnung ist 
terminsache 

Zwölf Monate nach Ende des Abrech­
nungszeitraumes muss die Betriebskos­

tenabrechnung dem Mieter vorlie gen. 
Das bedeutet, Betriebs­ und Heizkosten­
abrechnungen für das Kalenderjahr 2013 
(1. Januar bis 31. Dezember) mussten bis 
spätestens Silvester 2014 beim Mieter ein­
getroffen sein. Kamen sie um 24 Uhr, war 
das zu spät. 
Entscheidend ist der Zeitpunkt, zu dem 
regelmäßig die Post kommt und der Mie­
ter noch damit rechnen muss, dass er Post 
noch erhält. Bekommt der Mieter die Ab­
rechnung später, kann der Vermieter in 
der Regel aus ihr keine Nachforderungen 
mehr stellen – egal, in welcher Höhe.
dmb
MieterMagazin 1+2/2015

http://www.die-rampenleger.de
http://www.die-stromsparinitiative.de
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Das pilotprogramm des Senats zum 
Ankauf von Belegungsrechten war 
ein Flop. Für nur drei Wohnungen 
konnte das Land Berlin Sozialbin-
dungen erwerben.

Im Juli 2014 stellte der damalige 
Stadt entwicklungssenator Michael 
 Mül ler eine Million Euro zur Verfü­
gung, um Bele gungsrechte für inner­
städtische Woh  nun gen anzukaufen. 
Er wollte private Eigentümer dafür 
gewinnen, ihre Wohnungen zehn 
Jahre lang für an fangs 6 Euro pro 
Quadratmeter netto kalt an Fami­
lien mit Dringlichkeits­Wohnberech­
tigungsschein zu vermieten. Dafür 
sollte der Vermieter zusätzlich zwei 
Euro pro Quadratmeter aus öffentli­
chen Mitteln erhalten. Auf Wunsch 

ANKAUF VoN BELEGUNGSREcHt

Bei zwei Euro regt sich
MieterMagazin 1+2/2015

Wohnungen der  
Cité Wedding sind 

jetzt vom Bund 
an eine städtische 

Wohnungs­
baugesellschaft 

verkauft worden
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hätte der Subventionsbetrag auch 
auf einen Schlag im Voraus gezahlt 
werden können.
„Wir haben mit bis zu 50 Belegungs­
ankäufen gerechnet“, erklärt Petra 
Rohland, Sprecherin der Stadtent­
wicklungsverwaltung. Bis zum Aus­
laufen des Angebots im November 
konnte der Senat aber nur für drei 
Wohnungen Belegungsrechte erwer­
ben. Die Verwaltung ist mit der Re­
sonanz verständlicherweise nicht 
zufrieden. 
Die Vermieter ließen das Angebot 
offensichtlich links liegen, weil sie 
darauf spekulieren, auf dem  freien 
Markt Mieten von 8 Euro oder mehr 
erzielen zu können – ganz  ohne „läs­
tige“ Bindungen. Eine soziale Ader 
haben in Berlin offenbar nur drei Ei­
gentümer. „Belegungsrechteankauf 
kann nur ein begleitendes Instrument 
sein“, sagt Petra Rohland. Ob das 
Programm fortgeführt wird, ist noch 
nicht entschieden.
Jens Sethmann
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Ein Pilotprogramm 
des Senats ließ 
Vermieter kalt
Der Senat und die Bundesanstalt 
für immobilienaufgaben (BimA) 
verhan deln über den Verkauf von 
4660 Wohnungen des Bundes an 
die landeseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften. Ein erster Erfolg: 
Das Wohnungsunternehmen Geso-
bau konnte 84 Wohnungen im Wed-
ding zum Verkehrswert erwerben.

Seit November 2014 verhandeln BI­
mA und das Land Berlin über den 

BiMA-WoHNUNGEN

Der Bund bewegt sich
Erwerb von Bundeswohnungen. Der 
Senat hat Interesse an allen 4660 
Geschosswohnungen, die von der 
Bundesanstalt für Immobilienaufga­
ben (BImA) in Berlin verwaltet wer­
den. Diese Wohnungen befinden 
sich an 44 Standorten. Hinzu kom­
men noch Brachflächen und Park­
plätze, die sich für den Wohnungs­
bau eignen. Für drei Mietshäuser 
an der Ecke Großgörschen­/Katzler­
straße gehen die Preisvorstellungen 
von Bund und Land nach wie vor 
weit auseinander.
Das sture Beharren des Bundes, 
Wohnungen grundsätzlich und zum 
Höchstpreis zu verkaufen, scheint 
allerdings zu bröckeln. Auf Ini tiati­
ve des dama ligen Senators Mi chael 
Müller forderten die Bauminis ter 
der Länder im November, dass der 
Bund Grundstücke zuerst den Kom­
munen zum Kauf anbieten solle – 
und zwar zum Verkehrswert. 
Kurze Zeit später wurde die  „Cité 
Wedding“ auf Grundlage eines Wert ­
gutachtens an das städtische Woh­
nungsunternehmen Gesobau ver­
kauft. Die ehemalige Alliierten­Wohn­
anlage aus den 60er Jahren liegt an 
der Themse­ und Londoner Straße 
und hat 84 Wohnungen. „Die Mie­
ten in der Cité Wedding entsprechen 
dem Mietenbündnis, zudem haben 
wir uns ausdrücklich verpflichtet, auf 
Luxusmodernisierungen, Umwand­
lungen und Ähnliches zu verzichten“, 
versichert Gesobau­Vorstand Jörg 
Franzen.
Jens Sethmann
13
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ffene berichten
Auf rund 12 000 wird die Zahl derer geschätzt, 
die in Berlin  wohnungslos sind. 284 000 sollen es 

in Deutschland sein. Genau weiß man es nicht. 
Die Einführung einer Wohnungsnotfall sta tistik – 

in anderen europäischen Ländern gang und 
 gäbe – hat der Bun des tag 2013 erneut abge-

lehnt. Wer wohnungslos ist, hat häufig auch mit 
weiteren Problemen zu kämpfen: Schulden, Ar-

beitslosigkeit, Alkohol, Krankheit, kaputte Fami-
lie. Das  erfordert individuelle Hilfestellung und 
macht den Ausweg kompliziert. Unser Beitrag 
lässt  Helfer und Betroffene zu Wort kommen.

Helfer und Betro
4

„Jeder kann 
zum Frühstück 

eine halbe Stunde 
bleiben“: Leszek, 
Bahnhofsmission 
am Ostbahnhof
Es ist 8 Uhr morgens, ein kalter, nas-
ser Dezembertag am Berliner Ost-
bahnhof. Vor der Ladentür unter ei-
nem der S-Bahnbögen werden gera-
de Kisten mit Backwaren abgestellt. 
Daneben warten geduldig einige 
Männer, obwohl noch gar nicht ge-
öffnet ist. „Wir haben acht Plätze“, 
erklärt die Leiterin der kirchlichen 
Einrichtung, Ursula Czaika.  „Jeder, 
der bei uns frühstücken möchte, 
kann eine halbe Stunde bleiben, 
dann sind die nächsten dran.“ 
Der Mann mit dem hochgeschlage-
nen Jackenkragen hat Glück, er ist 
einer der ersten. Er holt sich Kaffee 
und einen Teller mit belegten Broten. 
„Nennen Sie mich einfach den Süd-
amerikaner“, erklärt er. Viele  Jahre 
habe er in Rio de Janeiro gelebt, 
jetzt wohne er in einer kirchlichen 
Einrichtung ganz in der Nähe – „vor-
übergehend“, bis er wieder eine ei-
gene Wohnung habe. „Die finde ich 
ganz sicher“, erklärt er. Sie müsse 
aber in Wilmersdorf liegen, im alten 
Kiez, wo seine Mutter einmal gelebt 
hat. Um sie zu pflegen, ist er 2011 
von Brasilien nach Deutschland zu-
rückgekommen. Seit ihrem Tod 2012 
kam er mal hier und mal da unter. 
Der Mann neben ihm sagt leise: „Ich 
schlafe im Wald.“ Er hat die  Kapuze 
seines Pullovers tief ins Gesicht ge-
zogen, möchte nicht angeschaut, ge -
schweige denn fotografiert werden. 
Nachdem er mit seiner Garten- und 
Landschaftsbaufirma 1996 pleite 

„Wenn Du aus dem
Tritt kommst ...“
ging, habe er mehr und mehr ge-
trunken. Seit sechs Jahren lebt er 
mittlerweile schon auf der Straße. 
„Wenn du aus dem Tritt kommst“, 
stimmt ihm der Südamerikaner zu, 
„fliegste raus aus dem System.“ Wa-
rum ist er selbst rausgeflogen? Er sei 
Industriekaufmann, spreche portu-
giesisch, englisch, französisch,  habe 
in Brasilien für eine große Firma 
 gearbeitet, gut verdient. Vielleicht 
MieterMagazin 1+2/2015



war es ein Fehler, so ohne Job nach 
Deutschland zurückzukommen? 
Vielleicht gehe er ja wieder nach Rio. 
Irgendwann. 
Wer neben dem Südamerikaner in 
der U-Bahn sitzen würde, käme 
nicht auf den Gedanken, dass der 
gepflegt aussehende Mann Ende 
50 zum Heer der Wohnungslosen in 
Berlin gehört. Zu jenen Menschen, 
die keinen eigenen Mietvertrag ha-
ben. Die bei Verwandten oder Freun-
den übernachten, in Heimen oder 
Notunterkünften untergebracht sind, 
oder die ganz ohne Obdach auf 
Parkbänken, unter Brücken, in Bahn-
höfen und Geschäftseingängen ihre 
Schlafsäcke ausrollen.
Weil sowohl deutschlandweit als 
auch in Berlin keine Statistik über 
sie geführt wird, lässt sich ihre Zahl 
nur schätzen: zwischen 12 000 und 
14 000 wohnungslose Menschen 
könnten es in Berlin sein, meint Ro-
René (oben) und 
Horst (links) sind 

Dauergäste bei 
 Ursula Czaika in 

der Bahnhofs-
mission
bert Veltmann,  Geschäftsführer der 
GEBEWO, einer Einrichtung der Dia -
konie, die Menschen in Woh nungs-
not Beratung und Hilfe anbietet. 
„Schätzungsweise 80 Prozent von 
ihnen leben in irgendeiner Unter-
kunft – die anderen auf der Straße“, 
so Veltmann. Seit Anfang der 1990er 
Jahre arbeitet er in der Wohnungs-
losenhilfe. Er kennt viele  Schicksa -
le: von dramatischen Trennungen, 
plötzlichem Arbeitsplatzverlust und 
dauerhafter Arbeitslosigkeit, von 
Alkohol- oder Drogenproblemen, 
psychischen Erkrankungen. Es sind 
meist Brüche im Leben, die zum Ver-
lust des Hauses oder der Wohnung 
führen. Veltmann: „Aber es gibt auch 
MieterMagazin 1+2/2015
Menschen, die nie eine eigene Woh-
nung hatten.“ 
Menschen wie René, 40 Jahre alt, 
schlank, mit ausgebeulten Jeans, 
wetterfester Jacke und fast jungen-
haften, wachen, dunklen Augen. 
Seine derzeitige Bleibe: eine leere 
Halle irgendwo in Lichtenberg. „Un-
ten war mal eine Werkstatt, oben 
Büros. Das habe ich mir eingerich-
tet und halte es sauber – da gibt’s 
keinen Müll!“
René stammt aus Strausberg östlich 
von Berlin. Er wuchs in wirren Fami-
lienverhältnissen auf, kam mit sieben 
Jahren in ein Kinderheim und blieb 
dort bis zum Abschluss der 10. Klas-
se. Als die Mauer fiel, war er 16, zog 
zum Stiefvater, hielt es da aber nicht 
lange aus. Auch die begonnene Leh-
re als Koch brach er ab. Etliche Jah-
re zog er quer durch Deutschland, 
lebte für kurze Zeit mit einer Freun-
din zusammen: „Vielleicht gebe ich 
einfach zu schnell auf“, sagt er von 
sich. 
Jeden Tag läuft er von Lichtenberg 
bis ans Brandenburger Tor und sam-
melt Flaschen. Auf dem Weg früh-
stückt er in der Bahnhofsmission 
und schaut dann bei zwei großen 
Hotels vorbei, die für ihn leere Fla-
schen beiseite stellen. Bis zu 35 Euro 
verdient er sich damit pro Tag: „Auf 
Hartz IV hätte ich ja Anspruch, aber 
da verzichte ich drauf. Ich hab’s 
nicht so mit den Ämtern.“
Der Grund, sich von staatlichen Stel-
len fernzuhalten, sind 2000 Euro 
Schulden, die sich wegen Schwarz-
fahrens bei ihm angesammelt ha-
ben. Viermal sei er deshalb schon im 
Gefängnis gewesen, zuletzt hätte er 
sechs Monate abgesessen. Auch um 
eine Wohnung zu bekommen, müss-
te er ja erst einmal auf ein Amt. Er 
winkt ab: „Ich komme auch so durch. 
Und hier in der Bahnhofsmission 
kann ich alle zwei Tage duschen.“ 
Für Ursula Czaika ist René einer ih-
rer Dauergäste. Genau wie Horst, 
der seinen Hut nie abnimmt, nur 
freundlich nickt, wenn andere er-
zählen. Woher kommt er? Wie alt 
15
Wer ist „wohnungslos“?
Eine gesetzlich verankerte Definition für Wohnungslosigkeit gibt es nicht. 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V spricht von 
Wohnungsnotfällen und unterscheidet drei Gruppen:
L von Wohnungslosigkeit betroffene Menschen ohne eigene mietver-
traglich abgesicherte Wohnung beziehungsweise ohne Wohneigentum;
L von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen, denen der Verlust ihrer 
Wohnung unmittelbar bevorsteht;
L Menschen, die in unzumutbaren Wohnverhältnissen leben.          rm
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„Evas Haltestelle“ 
(oben), Leiterin 
Claudia Peiler  
(rechts) – ein 
freundlicher 
Ort, Endpunkt 
einer 15-jährigen 
Odyssee für 
Katarzyna (unten), 
für manche einfach 
nur Rückzugsort 
für ein paar 
Stunden Schlaf
ist er? Er spricht hastig, gehetzt. Um 
„politisch zu demonstrieren“, sei er 
2005 nach Berlin gereist, murmelt er, 
dann wird seine Stimme leiser, die 
Worte verwischen, er ist nicht mehr 
zu verstehen. Genau wie der alte 
Mann, der vor der Tür zusammen-
gesunken im Rollstuhl sitzt und sich 
unter einem Sims nur notdürftig vor 
dem Nieselregen schützen kann. Sei-
nen Kaffee, belegte Brote und etwas 
Süßes bekommt er nach draußen ge-
reicht. Ursula Czaika: „Das tut mir 
in der Seele weh, ich würde ihn gern 
hereinholen, aber hier drinnen rastet 
er immer wieder aus, wir mussten 
schon die Polizei holen.“
Czaika arbeitet seit 1998 am Ost-
bahnhof, in Deutschlands ältester 
Bahnhofsmission. Gegründet wurde 
sie vor 120 Jahren, um junge  Frauen 
und Mädchen aufzufangen und zu 
betreuen, die auf Arbeitssuche nach 
Berlin kamen. Ihre Gäste sind  heute 
zu allermeist Wohnungslose, die sich 
hier mit einer Mahlzeit versorgen kön-
nen. Ihre Zahl hat sich in den zurück-
liegenden Jahren nach Einschätzung 
der Leiterin fast verdoppelt. Robert 
Veltmann von der GEBEWO bestä-
tigt: „Wir haben wieder eine Situa-
tion wie Anfang der 1990er Jahre.“ 
Damals kamen viele aus Ostdeutsch-
land nach Berlin: Gekündigte, Ge-
schiedene, Haftentlassene. Vor allem 
Männer. In der Hoffnung, sich in der 
wiedervereinigten Stadt eine neue 
Existenz aufzubauen – oder  ein fach 
nur, um für einige Zeit unterzutau-
chen. 
Den Sprung geschafft haben längst 
nicht alle, einige blieben ganz unten. 
Wie Walter, der aus einem kleinen 
Ort an der Ostsee stammt, Bauinge-
nieur war, sich selbstständig machte 
und vor seinen Steuerschulden nach 
Berlin geflohen ist, wie er erzählt: 
„Ick hab’ allet gehabt: Geld, Ange-
stellte, Haus – allet futsch ...“ Jetzt 
sammelt er Flaschen auf Bahnhöfen 
und in Parks, 10 bis 12 Euro bekommt 
er am Tag zusammen. In Berlin ist er 
seit fast zehn Jahren, die meiste Zeit 
lebte er auf der Straße. 
Nach dem Allgemeinen Sicherheits- 
und Ordnungsgesetz (ASOG) hat 
jeder unfreiwillig Wohnungslose ei-
nen Rechtsanspruch auf Unterbrin-
gung. Veitmann: „Das heißt, dass 
das Sozialamt eigentlich niemanden 
abweisen darf.“ Ist kein Platz in ei-
nem der Heime frei, muss eben ein 

Rechtsanspruch
auf Unterbringung
Zimmer in einem Seniorenheim, in 
einer Pension oder in einem Hotel 
gefunden und bezahlt werden. 6805 
Plätze stehen auf der sogenannten 
Berliner Unterbringungsliste. Dazu 
kommen rund 3500 Plätze im be-
treuten Gruppen- oder  Einzelwoh -
nen für jene, die die Hilfe von Sozial-
arbeitern brauchen, etwa weil sie 
behindert, schwer drogenabhängig 
oder psychisch krank sind. 
„Unser Ziel ist es, Wohnungslosen, 
die das wollen, wieder zu einem ei-
genen Mietvertrag zu verhelfen“, so 
Robert Veltmann, „aber das sei bei 
der derzeitigen Marktlage  nahezu 
unmöglich.“ Meldeten noch vor 
Jahren kommunale Vermieter freie 
Wohnungen, so ist man heute fast 
ausschließlich auf Wohnungen des 
sogenannten geschützten Markt-
segments angewiesen. Deren Anzahl 
belief sich nach dem letzten Woh-
nungsmarktbericht der Investitions-
bank Berlin auf 1376. Die stehen aber 
MieterMagazin 1+2/2015



Hunger ist  Be-
rechtigung genug: 
Für eine „Verpfle-
gung auf Rädern“ 
sorgen die ehren -
amtlichen Helfer 
auch noch anderen bedürftigen Grup-
pen zur Verfügung. Deshalb werden 
kaum noch Plätze in den Wohnhei-
men oder Trägerwohnungen frei – 
aber immer neue Wohnungslose 
drängen nach. 
Leszek beispielsweise, 29 Jahre alt. 
Vor fünf Jahren ist er aus Polen nach 
Berlin gekommen, hat auf eine Ar-
beit gehofft, auf eine Wohnung. 
„Aber nix – mal hier ein Job, mal da.“ 
Nach Polen will er dennoch nicht 
zurück. Er lebt auf der Straße und 
spricht inzwischen ganz gut Deutsch. 
Mehr und mehr Wohnungslose kom-
men inzwischen aus Osteuropa. Wie 
Leszek haben die allermeisten kei-
nen Anspruch auf Sozialleistungen in 
Deutschland und erreichen nur die 
unterste Stufe im Hilfesystem. Sie 
kommen in Notunterkünften unter, 
beispielsweise in Massenquartieren 
im Rahmen der Kältehilfe. 
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„Die reisen hier mit großen Erwar-
tungen an, und wenn sie nach eini-
gen Wochen zu uns kommen“, so 
Ursula Czaika, „haben sie gemerkt, 
dass das alles in Deutschland nicht 
so rosig ist wie sie dachten.“ Die Lei-
terin und ihre Helferinnen bekom-
men Vorwürfe zu hören, den Frust 
der Enttäuschten zu spüren,  müssen 
mit Aggressionen umgehen und  lei der 
öfter auch mal die Polizei zu  Hilfe 
rufen. „Wir bräuchten dringend 
mehr Ehrenamtliche, die außer rus-
sisch auch bulgarisch oder rumänisch 
sprechen“, sagt  Ursula Czaika.
Katarzyna braucht längst keinen Dol-
metscher mehr. Die 45-jährige Polin 
war mit einem Deutschen verheira-
tet. „Die Beziehung ist kaputtgegan-
gen – und bei mir im Kopf ist auch 

Sieben Schlafplätze
von November bis März
was kaputtgegangen“, versucht sie, 
ihre Lage zu erklären. „Ich bin ein-
fach weg, einfach davongelaufen. 
Ich wäre fast verhungert.“ Sie h abe 
keine Freunde gehabt, keine  Arbeit, 
keine Krankenversicherung. Sie sei 
eine Zeit lang quer durch Europa ge-
fahren und schließlich in Berlin ge-
strandet. Was sie in ihrer 15-jähri-
gen Odyssee für sich gerettet hat, 
liegt sorgsam und ordentlich ver-
packt in blauen Plastiksäcken auf 
einem Einkaufswagen. Der steht 
in Sichtweite gleich draußen vorm 
Schaufenster von „Evas  Haltestelle“. 
Seit 1997 gibt es die Tagesstätte 
für wohnungslose Frauen im Wed-
ding. Von November bis März bie-
tet sie sieben Schlafplätze im Rah-
men der Berliner Kältehilfe. Der klei-
ne  Laden in der Bornemannstraße 
ist ein freund licher Ort, wo die  Frauen 
zu essen und zu trinken bekommen, 
wo sie auch tagsüber für ein paar 
Stunden schlafen und wo sie ihre Sa-
chen waschen und trocknen können. 
Und vor allem: wo sie unter sich sind. 
„In dieser Jahreszeit sind wir nachts 
immer überbelegt“, erklärt Claudia 
Peiter, die Leiterin der Einrichtung. 
„Denn Frauen gehen nur ungern in 
Notunterkünfte, in denen auch Män-
ner schlafen.“ 
Frauen sind bei den Wohnungslo-
sen eine Minderheit: ihr Anteil liegt 
der Berliner 
Obdachlosenhilfe
schätzungsweise bei 25 Prozent. 
„Das Problem ist, dass Frauen in den 
Hilfesystemen kaum auftauchen, 
weil sie oft verdeckt wohnungs-
los sind“, erklärt Susanne Gerull, 
Professorin an der Alice-Salomon-
Hochschule. Seit Langem beschäf-
tigt sie sich mit Armutsforschung 
und hat Wohnungslosigkeit auch 
unter genderspezifischen Aspekten 
untersucht: „Frauen wollen häufig 
nicht als wohnungslos erkannt wer-
den, sie schämen sich und gehen 
lieber eine Zwangspartnerschaft ein, 
ertragen sexuelle Ausbeutung und 
Gewalt, ehe sie sich wohnungslos 
melden.“ Allerdings würden sie mit 
schwierigen Situationen auch anders 
umgehen als Männer: „Sie verlieren 
beispielsweise seltener die Wohnung 
wegen Mietschulden, weil sie ihre 
Sachen besser im Griff haben.“ Bei 
Obdachlose und die Obrigkeit
Bis ins frühe Mittelalter galt Armut als gottgegeben – Obdachlosigkeit 
war deshalb nicht stigmatisiert. Pil gerherber gen dürften die ersten Unter-
schlupfe für wohnungslos umherziehende Menschen gewesen sein. 
Ab dem 11. Jahrhundert setzte dann zunehmende Kontrolle ein: Bedürftig-
keit wurde überprüft, der Betrof fene musste ein Bettelabzeichen er  werben.
Ab dem 19. Jahrhundert wuchsen Repression und Reglementierung – aber 
auch Fürsorge. In Armen- und Arbeitshäuser sollten „Umherziehende“ und 
Bettler aufgenommen werden, um sie aus der Öffentlichkeit zu entfernen.
Ab 1871 stellte § 361 (RStGB) „Aso zialität“ unter Strafe und kriminalisierte 
damit auch Bettelei und Obdachlosigkeit.
In der Bundesrepublik wurde der § 361 in den 1960er Jahren abgeschafft. 
In der DDR standen „Asozialität“ und „arbeitsscheues Verhalten“ bis 
zum Schluss unter Strafe. Der betreffende § 249 im StGB wurde erst mit 
dem Einigungsvertrag aufgehoben.                                       rm
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Notübernachtung 
im Bezirk Mitte, 
Leiterin Eva-Maria 
Heise: „Es braucht 
Einsicht in die eige-
ne Situation – und 
lange, einfühlsame 
Unterstützung“

18

TiTel
Ämtern dagegen hätten sie häufig 
die schlechteren Karten: „Während 
Männer immer die Schuld bei an-
deren suchen, machen Frauen sich 
meist für ihre Misere selbst verant-
wortlich.“ Und sie lassen sich eher 
„abwimmeln“.
Am liebevoll gedeckten Tisch in 
„Evas Haltestelle“, hat man leicht 
den Eindruck, hier träfen sich  Frauen 
aus der Nachbarschaft zu einem ge-
mütlichen Frühstück. Sie haben ih re 

Aus für ein 
hoffnungsvolles Projekt
Jacken und Mäntel ausgezogen, ihre 
Schals und Taschen über die Stuhl-
lehnen gehängt, Rollkoffer und Ge-
päck in eine Ecke gestellt und kom-
men schnell in eine lebhafte Unter-
haltung. Die zeigt aber auch, womit 
die Frauen hier belastet sind,  welche 
seelischen und auch psychi schen 
Probleme sie haben. Die 55- jährige 
Thüringerin Dietlinde be  richtet von 
einer zwangsweisen Einweisung in 
die Psychiatrie. Sie fühlt sich verfolgt, 
weil sie politischen  Widerstand  leiste: 
„Seit 2009 bin ich  obdachlos, weil 
ich für das  bedingungslose Grund-
einkommen eintrete.“ Irina (65) lei-
det unter der  Vorstellung, zwei Iden-
titäten zu besitzen. Ihr Vermieter ha-
be ihr deshalb gekündigt, aber sie 
werde jetzt Anzeige gegen ihn er-
statten. Und eine 60-Jährige möch-
te ihren Namen keinesfalls preisge-
ben, weil sie sich seit Jahren von Dä-
monen verfolgt fühlt. Wie  Dietlinde 
und Irina gehört auch sie wahrschein-
lich zu jenen, die nach dem Sozial-
gesetzbuch Anspruch auf betreutes 
Wohnen hätten. Dazu aber braucht 
es gültige Ausweispapiere, persönli-
che Unterlagen, eine ärztliche Dia   -
g  nose, einen Antrag,  professionelle 
Unterstützung – vor allem jedoch ei-
ne Einsicht in die eigene Situation. 
Bei den meisten schafft man das nur 
nach langer, einfühlsamer Begleitung 
und mit professioneller fachlicher 
Beratung. Aber wer soll das leisten? 
Eine einzige Psychologin betreue 
stadtweit psychisch kranke woh-
nungslose Frauen, so erklärt Eva-
Maria Heise, Leiterin der einzigen 
ganzjährig geöffneten Notübernach-
tung für wohnungslose Frauen in 
Berlin-Mitte. Die Sozialarbeiterin 
berichtet vom Projekt „Frauenbe-
Wegt!“ das sich von 2010 bis 2013 
gerade um psychisch kranke woh-
nungslose Frauen kümmerte. Mit Er-
folg: „Zwischen 85 und 90 Prozent 
der Teilnehmerinnen konnte gehol-
fen werden.“ Es war ihre Chance, 
aus den ständig wechselnden Not-
übernachtungen heraus und von der 
Straße weg in betreute  Wohnformen 
zu wechseln. Eva-Ma ria Heise ist ent-
täuscht, wenn sie daran denkt, dass 
das erfolgreiche, über vier Jahre von 
einer Stiftung finanzierte Projekt, vom 
Land Berlin nicht in die Regelfinanzie -
rung übernommen  wurde. „Das hat 
eine große Lücke hinterlassen.“ 
Wer ein Essen der Berliner Obdach-
losenhilfe e.V. einnehmen will, kann 
zum Treffpunkt kommen, niemand 
muss eine Bescheinigung oder Be-
rechtigung vorweisen, seine Be dürf -
tigkeit unter Beweis stellen. Es reicht, 
wenn jemand Hunger hat und sich 
nichts zu essen kaufen kann. Das 
war Achim wichtig, dafür hat der 
55-Jährige vor anderthalb  Jahren 
den Verein gegründet. Er wusste 
 genau, was seine Gäste brauchten, 
vor allem in der kalten Jahreszeit: 
Kalorien und Vitamine.  
„Ich war selber ein paar Jahre ob-
dachlos, habe auf Dachböden und 
Parkbänken gepennt und natürlich 
getrunken.“ Draußen liegen, ohne 
zu trinken, das ginge gar nicht. 
Mit belegten Broten hat er begon-
nen, heute kochen  ehrenamtliche 
Helfer mit Lebensmittelspenden 
dreimal in der Woche warmes Essen 
und bringen es zu jenen Orten, wo 
sich zwar viele Wohnungs- und vor 
allem Obdachlose aufhalten, wo es 
aber keine Suppenküchen gibt. Der 
Bus der Obdachlosenhilfe hält zuerst 
am Leopoldplatz, fährt weiter zum 
Alexanderplatz und dann zum Kott-
busser Tor. An manchen Abenden 
werden 200 Portionen und mehr 
ausgeteilt.
Rosemarie Mieder
MieterMagazin 1+2/2015



termine
Bezirkliche Mitglieder-
versammlungen 2015 

Liebes Mitglied 
des Berliner Mietervereins,

wir laden Sie herzlich zur Teilnahme 
an der diesjährigen Bezirksmitglieder-
versammlung in Ihrem Bezirk ein.

Im Rahmen der  Bezirksmitglieder -
ver samm lung  können die Mitglieder 
des Bezirks Einfluss auf die Aktivitäten 
des Vereins nehmen. Die  Bezirksleitung 
informiert über die Probleme der  Mieter 
im Bezirk. Ak tio nen werden  be sprochen, 
Informationen gegeben und Erfahrun-
gen ausgetauscht. 

Scheuen Sie sich also nicht, im  Berliner 
Mieterverein aktiv zu werd en. 
 Be suchen Sie die Versammlung in Ih-
rem Bezirk. Bitte den Mitglieds ausweis 
 (ersatzweise Ihr aktuelles MieterMaga-
zin mit Adressenaufkleber) mitbringen. 

Die Einladungen für alle anderen bezirk-
lichen Mitgliederversammlungen finden 
Sie in unserer Märzausgabe.
MieterMagazin
Lichtenberg
Montag, 23. März 2015, 
18.30 Uhr 
Gemeindesaal der Ev. Kirchen­
gemeinde Berlin­Friedrichsfelde, 
Am Tierpark 28
Tram 17, 27, 37; Bus 194

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. Nachwahl zur Bezirksleitung
4. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
5. „Mieterhöhungen – 
Hinweise zur Überprüfung“ 
Referentin: Wibke Werner, 
Mitarbeiterin der Geschäfts­
führung des BMV
6. Diskussion zum Vortrag
7. Verschiedenes 

Bezirksleitung Lichtenberg 
 1+2/2015
Marzahn-
Hellersdorf
Mittwoch, 11. März 2015, 18 Uhr
Kieztreff Marzahner Promenade 38
Tram 6, 16; Bus 191, 192, 195
(Marzahner Promenade)

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung
mit Aussprache
3. „Heizkosten – Verbrauchs­
erfassung durch elektronische 
 Heizkostenverteiler und rechtliche 
Anforderungen an eine Heizkosten­
abrechnung“ 
Referenten: Ing. Ingo Neumann, 
Energieberater und Wibke Werner, 
Mitarbeiterin der Geschäfts­
führung des BMV
4. Aussprache zum Referat
5. Nachwahl zur Bezirksleitung
6. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
7. Anträge und Verschiedenes

Bezirksleitung Marzahn-Hellersdorf

Reinickendorf
Donnerstag, 19. März 2015, 
19 Uhr
Mehrzweckraum der 
Peter­Witte­Grundschule, 
Rathauspromenade 75/
Ecke Am Nordgraben
U-Bhf. Rathaus Reinickendorf 
(Ausgang Am Nordgraben); 
Bus 122, 221, 322, 325, X33

Tagesordnung
1. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
2. „Wohnungspolitische Lage 
im Bezirk Reinickendorf“ 
Referent: Martin Lambert, Bezirks­
stadtrat für Stadtentwicklung, 
Umwelt, Ordnung und Gewerbe
in Reinickendorf
3. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
4. Anträge und Verschiedenes

Bezirksleitung Reinickendorf
Spandau
Donnerstag, 19. März 2015, 
18.30 Uhr
Seniorenclub Lindenufer, 
Mauerstraße 10 A

Tagesordnung
1. Begrüßung: Jürgen Wilhelm,
Bezirksleiter 
2. Vortrag Stephan Machulik, 
 Bezirksstadtrat für Bürger dienste 
und Ordnung: 
„Wohnsituation in Spandau“
3. Diskussion zu Punkt 2
4. Bericht der Bezirksleitung
5. Aussprache 
6. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
7. Verschiedenes

Bezirksleitung Spandau

Tempelhof-
Schöneberg
Montag, 23. März 2015, 19.15 Uhr
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20
U-Bhf. Alt-Mariendorf

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. Referat „Mietpreisbremse 
der großen Koalition,
Teil II – Modernisierung“ 
Referent: Reiner Wild, 
Geschäftsführer des BMV
4. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
5. Anträge und Verschiedenes 

Bezirksleitung Tempelhof-
Schöneberg

Vorankündigung:
Charlottenburg-Wilmersdorf

Dienstag, 24. März 2015, 19 Uhr
Geschäftsstelle des Berliner 
Mietervereins, Spichernstraße 1 
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Hintergrund

L Städtische Woh-
nungsneubauten/
Eigendarstellung: 

www.wohnenfuer.
berlin/neubau

projekte
Neubau iN berliN (1): Die  stäDtischeN

Verpflichtung mit schlupflöchern
berlin braucht dringend mehr Wohnungen. Wegen des anhaltenden be-
völkerungswachstums müssen in nächster Zeit Jahr für Jahr 10 000 neue 
Wohnungen gebaut werden. Private bauträger bauen fast a usschließlich 
im oberen Preissegment, meist eigentumswohnungen. Die aufgabe, 
für untere und mittlere einkommensgruppen Wohnungen zu errichten, 
kommt vor allem den städtischen Wohnungsbaugesellschaften zu. Die 
nehmen diese herausforderung an, allerdings sind die Mieten in ihren 
Neubauprojekten nicht immer so günstig, wie sie sein könnten.
-
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Im März 2013 hat der damalige Bau-
senator Michael Müller in der Wald-
sassener Straße in Marienfelde den 
ersten Spatenstich für einen Neubau 
der Degewo ausgeführt. Es war der 
erste Wohnungsneubau einer landes -
eigenen Wohnungsbaugesellschaft 
seit über zehn Jahren. Seither reihen 
sich feierliche Spatenstiche, Bagger-
bisse, Grundsteinlegungen und Richt-
feste aneinander. Die sechs städti-
schen Wohnungsbaugesellschaften 
bauen zurzeit an rund 20 Neubau-
stellen. Der Neubau in der Waldsas-
sener Straße ist bereits bezogen. 
Die städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften werden nach eigenen 
Angaben bis zum Herbst 2016 mit 
dem Bau von 7000 Wohnungen be-
gonnen haben. Das Investitionsvolu
men beträgt den Unternehmen zu-
folge insgesamt rund eine Milliarde 
Euro. Für die Zeit nach 2016 planen 
die Wohnungsbaugesellschaften wei-
tere 8000 Wohneinheiten.
Die kommunalen Unternehmen ste-
hen in einer besonderen Verantwor-
tung, preiswerten Wohnraum zu 
schaffen. Wer, wenn nicht sie, soll 
bezahlbare Wohnungen bauen? Im 
Neubaubündnis des Senats haben 
sie zusammen mit den übrigen im 
Verband Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen (BBU) or-
ganisierten Eigentümern zugesagt: 
„Bei größeren und großen Baupro-
jekten im Mietwohnungsneubau soll 
– soweit objektwirtschaftliche, tech-
nische und unternehmensspezifische 
Bedingungen dies zulassen – der je-
weilige Anteil preiswerter Mietwoh-
nungen unterhalb von 7,50 Euro pro 
Quadratmeter netto kalt bei 10 bis 
33 Prozent liegen“ – eine Selbst-
verpflichtung mit großen Schlupflö-
chern: Tatsächlich gibt es bei meh-
reren Bauvorhaben überhaupt kei -
ne Mieten unter 7,50 Euro.

unternehmensinterne 
Quersubventionierung

Die im Frühling 2014 neu aufgeleg-
te Wohnungsbauförderung kommt 
noch nicht recht zum Tragen. Mit ei -
nem 64-Millionen-Euro-Fonds sol-
len jährlich rund 1000 preisgünsti-
ge Wohnungen geschaffen werden. 
Die meisten der aktuellen Neubau-
projekte werden allerdings noch oh-
ne Fördermittel realisiert. Für alle 
ihre künftigen Bauvorhaben wollen 
die städtischen Wohnungsbaugesell-
schaften die Förderung in Anspruch 
nehmen. 
Die einzelnen Neubauten weisen im-
mer eine Mietenspreizung auf. Die 
Wohnungsbaugesellschaften betrei-
ben eine interne Quersubventionie-
laufende Wohnungsbauprojekte der städtischen Wohnungsbaugesellschaften
 WE

52
68
41
32
63
91

100
68

107

98

414
157
44
64

31
124

41
69

geför-
dert

–
–
–

32
–

31

–
17

–

25

–
–
–
–

–
28

9
44

Durchschnitts-
miete*

8,50
9,85

10,08
6,50
9,50
8,80

9,90
9,59
9,80

ca. 10,00

k.A.
k.A.
k.A.
k.A.

ca. 10,00
k.A.

k.A.
k.A.

Niedrigste 
Miete*

7,00
7,50
8,90
6,50
7,50
6,50

6,90
6,50
6,95

6,50

7,00
7,00
7,00
7,00

8,50
6,50

6,50
6,50

Höchste 
Miete*

9,50
10,80
11,50
6,50

11,00
10,00

11,65
11,50
11,35

13,00

10,75
10,75

k.A.
k.A.

10,00
10,00

12,00
k.A.

Fertig-
stellung

2014
2015
2015
2015
2015
2016

2015
2015
2016

2015

2015
2015
2016
2016

2015
2016

2015
2016

* in Euro pro Quadratmeter netto kalt / k.A. keine Angabe

unternehmen
    Neubaustandort

Degewo
    Waldsassener Straße 51/Pfabener Weg
    Joachimstraße 8
    Karl-Frank-Straße 33-35
    Ewaldstraße 96a-98b
    Fritz-Erler-Allee/Agnes-Straub-Weg
    Abram-Joffe-Straße
Gesobau
    Blankenburger Str. 3-7/Buchholzer Str.
    Alt-Wittenau 88 a-d
    Thulestraße 31-33
Gewobag
    Kiefholzstraße 403/404
howoge 
    Treskowallee/Hönower Straße
    Konrad-Wolf-Straße 78-81/Mittelstr.
    Küstriner Straße 18
    Reichenberger Straße 4/5
stadt und land
    Sterndamm 89/Winckelmannstraße
    Bruno-Bürgel-Weg 39
WbM
    Gärtnerstraße 8/9
    Colbestraße 5/7
MieterMagazin 1+2/2015

http://www.wohnenfuer.berlin/neubauprojekte


rung: Um einen Teil der Wohnungen 
zu 7,50 Euro oder günstiger anbieten 
zu können, werden die attraktiveren 
Räume teurer vermietet. Die Dach-
geschosse oder Townhouses im ruhi-
gen Blockinnenbereich kosten dann 
auch schon mal 12 oder gar 13 Euro 
– Preise, die man von öffentlichen 
Wohnungsunternehmen nicht unbe-
dingt erwartet. 
Im Durchschnitt liegen die Neubau-
mieten zwischen 8,50 Euro und 10 
Euro pro Quadratmeter. Baufachleu-
te schätzen allgemein, dass man für 
neue Wohnungen eine Miete von 
8,50 Euro verlangen muss, damit 
sich der Bau rechnet. Durch Verzicht 
auf eine Tiefgarage oder Aufzüge 
ließe sich diese „notwendige Miete“ 
senken. Doch die Wohnungsunter-
nehmen machen ungern Abstriche 
MieterMagazin 1+2/2015
bei der Ausstattung, um die  Kosten 
zu senken. Im Gegenteil: Die Dege-
wo stattet zum Beispiel alle Neubau-
wohnungen in der Friedrichshagener 
Karl-Frank-Straße mit Echtholzpar-
kett und Fußbodenheizung aus. Kos-
tenbewusstsein sieht anders aus.
Die Differenzierung der Mieten in-
nerhalb der Gebäude hat auch den 
Zweck, eine sozial durchmischte Be -
wohnerschaft zu bekommen. Ein-
heitliche Mieten hat nur das einzige 
komplett geförderte Objekt der De-
gewo in der Ewaldstraße in Altglieni-
cke. Bei seiner unattraktiven Lage 
weit am Stadtrand und direkt am 
Autobahnzubringer wäre der Ver-
such, einige Wohnungen für mehr 
als 10 Euro zu vermieten, wohl aus-
sichtslos.
Der Mangel an bezahlbaren Woh-
nungen ist besonders in der inneren 
Stadt groß. Mit dem Neubau ist die-
ses Problem offensichtlich nicht zu 
lösen. Das aktuelle Baugeschehen 
der Städtischen ist weit weg von 
den zentrumnahen Bezirken und 
zeigt ein auffälliges Übergewicht 
im Südosten der Stadt. Von den 18 
Baustellen mit knapp 1700 Woh-
nungen liegen acht allein im Bezirk 
Treptow-Köpenick. Dazu kommt in 
Karlshorst das größte kommunale 
Bauvorhaben, die „Treskowhöfe“ der 
Howoge. Innerhalb des Innenstadt-
rings liegen nur zwei Friedrichshai-
ner Projekte der Wohnungsbauge-
sellschaft WBM. Dazu kommen noch 
67 Wohnungen, die die WBM in 
Mitte durch Dachgeschossaus- und 
-aufbauten sowie durch Umnutzung 
L Zwei weitere 
Beiträge zum 
„Neubau in Berlin“ 
werden sich in den 
nächsten Ausgaben 
des MieterMagazin 
mit den Aktivitäten 
von privten und ge-
nossenschaftlichen 
Bauherren be-
schäftigen.

von Gewerberäumen geschaffen 
hat. In einem Abstand von drei Kilo-
metern um den S-Bahn-Ring liegen 
noch fünf Projekte. Die übrigen elf 
Bauvorhaben mit über 1000 Wohn-
einheiten sind beim besten Willen 
nicht mehr innenstadtnah zu nennen 
und befinden sich zum Teil sogar in 
ausgesprochener Randlage. Aber im-
merhin sind alle neuen Wohnungen 
halbwegs an ihr städtisches Umfeld 

hauptsächlich  
randlage

und ans Nahver kehrsnetz angeschlos-
sen. Einen Wohnungsbau auf der 
grünen Wiese ohne Anbindung an 
den Rest der Stadt gibt es nicht.
Zur Bebauung wurden den sechs 
städtischen Gesellschaften im Sep-
tember 2014 insgesamt 27 landes-
eigene Grundstücke kostenlos über-
tragen. Verbunden ist damit die Auf-
lage, rund 20 Prozent der zu errich-
tenden Wohnungen zu 6,50 Euro 
pro Quadratmeter zu vermieten. Im 
Jahr 2013 waren es zehn Grundstü-
cke. Angesichts der Vielzahl an Lie-
genschaften, die das Land Berlin be-

F Politiker und 
Bauherren lassen 
sich in Wohnungs-
marktkrisen gern 
mit der Schaufel in 
der Hand ablichten
sitzt, ist das eine eher symbolische 
Größenordnung. Mit einer etwas 
beherzteren Baulandbereitstellung 
könnte der Senat den kommunalen 
Wohnungsbau deutlich stärken.
Bei den städtischen Wohnungsbau-
gesellschaften ist durchaus noch 
Luft für kostengünstigeres Bauen 
– und damit auch für  preiswertere 
Mieten. 
Jens Sethmann 

 Randlage: 
Großbaustelle 

„Treskowhöfe“ in 
Karlshorst (links), 
einzige innerstäd-

tische Baustelle: 
 Gärtnerstraße 
in Friedrichs-
hain  (rechts)
21



22

Hintergrund
EnErgEtischE QuartiErssaniErung

Berlin spielt nicht mehr mit
Für fünf Berliner Quartiere wurden 2014 Konzepte zur energetischen 
sanierung mit Fördergeldern des Bundes erstellt. nun, da sie fertig sind, 
steht fest: Vier der fünf Konzepte werden wohl in der schublade landen. 
Eine umsetzung ist nicht geplant. aber warum macht ein Konzept da ei-
ne ausnahme?
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Im vergangenen Jahr veröffentlich-
te das Land Berlin eine groß ange-
legte Studie: Klimaneutrales  Berlin 
2050. Mit dem Ziel, in 35 Jahren den 
CO2-Ausstoß in Berlin erheblich re-
duziert zu haben, reagiere man wie 
viele andere internationale Metro po -
len auf die Gefahren des Klima wan -
dels, ließ damals der Stadt entwick-
lungssenator mitteilen. Doch wie 
ernst meint man es eigentlich mit 
diesem Ziel?
Etwas mehr als zwei Jahre früher, En-
de 2011, legte die Kreditanstalt für 
Wiederbau (KfW) im Auftrag des 
Bundesbauministeriums ein neues 
Förderprogramm auf. Deutschland-
weit durften sich Kommunen mit 
Pilotprojekten um Fördergelder be-
werben, damit sie für  bestimmte 
 

Stadtquartiere ein Konzept erstellen 
konnten, wie diese energetisch sa-
niert werden können. 65 Prozent 
der Kosten sollte die  bundeseigene 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
aufbringen, den Rest die Kommune 
beisteuern. 63 Stadtquartiere wurden
in allen Bundesländern ausgewählt. 
Berlin war mit fünf dabei: die Südli-
che Friedrichstadt in Kreuzberg, das 
Gebiet Frankfurter Allee Nord in Lich -
tenberg, die Weddinger Müllerstraße 
sowie das Falkenhagener Feld und 
die Wilhelmstadt in Spandau. An 
diesen Projekten beteiligte sich das 
Land Berlin mit gut 120 000 Euro. 
Das Bundesbauministerium  nann te 
seinerzeit als Ziel dieser Förderpro-
jekte ein Anstoßen  „umfassender 
Maßnahmen im Quartier in die Ener-
gieeffizienz der Gebäude und der 
Infrastruktur.“
In Berlin machten sich mehrere Stadt-
planer mit viel Energie an die Arbeit 
und fertigten Konzepte an – mit zum 
Teil erstaunlichen Ergebnissen. „Es 
zeigt sich, dass die Energieverbräu-
che und die CO2-Emissionen jeweils 
um mindestens 42 Prozent gesenkt 
werden können“, heißt es etwa im 
Konzept, das für das Falkenhagener 
Feld erstellt wurde. 
Alle Konzepte waren 2014 fertigge-
stellt. Nur: Umfassende Maßnahmen, 
wie sie sich das Bundesbauministe-
rium vorstellte, werden nicht folgen – 
mit den Konzepten ist auch das Pro-
jekt „energetische Stadtsanierung“ 

Beerdigt statt gefördert

abgeschlossen, und zwar in vier der 
fünf Fälle. „Da wurden gute Mög lich-
keiten einfach vertan“, ärgert sich der 
Geschäftsführer des Berliner Mie ter-
vereins, Reiner Wild. „Außer in Lich -
tenberg resultieren aus den Kon zep-
ten keine Aktivitäten.“
Der Hintergrund dieser stillen Beerdi-
gung liegt in der Schwierigkeit, die 
energetische Quartierssanierung 
wirtschaftlich und zugleich sozial-
verträglich umzusetzen. Wie kann 
garantiert werden, dass die Mieten 
nicht exorbitant steigen und die Häu-
ser dennoch zügig saniert werden 
können? Reiner Wild sieht dafür ei-
gentlich nur eine Lösung: Öffentli-
che Fördermittel. Doch die  Stadt  ent-
wicklungsverwaltung will davon 
nichts hören. Dabei schmückte man 
sich in der Studie „Klimaneu trales 
Berlin 2050“ noch mit den jetzt ad 
acta gelegten Projekten: „Bereits 
heute werden in den  Stadtum bau-
gebie ten Falkenhagener Feld, Frank-
furter Al lee Nord und Moabit West 
inte grierte Stadtteilkonzepte erar-
beitet – Schwerpunkte dabei sind: 
Ener gie effizienz und -einsparung, 
erneuer bare Energien, Wasser- und 
Abfall wirtschaft sowie Verkehr. Sol-
che Projekte sollten im Rahmen des 
Stadtumbaus verstärkt gefördert 
werden.“ 
Währenddessen sieht die vom Bund 
angeleierte Untersuchung von Pro-
jekten zur energetischen Quartiers-
sanierung eine zweite Phase vor: Ein 
Sanierungsmanager soll beauftragt 
werden, der private und kommunale 
Eigentümer berät und Baumaßnah-
men im Quartier koordiniert. Denn 
im Unterschied zu einer Einzelsanie-
rung von Gebäuden geht es bei der 
Quartierssanierung zusätzlich um 
Verbesserungen, die mehrere Wohn-
blöcke, wenn nicht gar gan ze Stra -
ßenzüge betreffen. Da sollen  also 
nicht nur die Fassaden besser ge-
Brandenburgs Vorzeigeprojekt
Auch Potsdam hat sich mit einem Pilotprojekt bei dem 
KfW-geförderten Programm zur energetischen Stadt-
sanierung beteiligt, und zwar mit dem Umbau seiner 
südöstlichen Großwohnsiedlung Drewitz. Es wurde ein 
„Masterplan Gartenstadt Drewitz“ entworfen, in den 
ein Energie- und Klimaschutzkonzept integriert  wurde. 
Die ersten Ideen dazu entstanden bereits im Jahr 2003. 
Teile des Quartiers, das in Fünf-Geschosser-Bauweise 
in den 1980er Jahren hochgezogen wurde, sind bereits 
saniert worden. Sobald die ganze Siedlung fertiggestellt 
ist, soll sie der erste emissionsfreie Stadtteil Potsdams 
werden. Für einige Wohnungen soll der Mietpreis 5,50 
Euro nicht übersteigen. 2014 wurde das Projekt mit dem 
Deutschen Förderpreis ausgezeichnet.                      
ws
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dämmt, sondern da könnten auch 
mehrere Häuser zu einer gemein-
samen Energieversorgung zusam-
mengeschlossen werden: Nahwärme 
durch ein Blockheizkraftwerk, der 
Einsatz von regenerativen Energien 
wie Fotovoltaik oder ei ne verbes ser-
te Temperaturregelung bei der Fern-
wärme. Doch der Senat sagt Stopp. 
Zwar würde die KfW wieder 65 Pro-
zent der Kosten tra gen, aber Berlin 
will die übrigen 35 Prozent nicht da-
zugeben. „Die Bezirke können die 
Anträge direkt an die KfW richten, 
müssten jedoch die 35-prozentige 
Kofinanzierung selbst leisten“, sagt 
eine Sprecherin der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung. Nur, die 
Bezirke haben das Geld dafür nicht. 
Die energetische Sanierung eines  

Lichtenberg:
Weg der kleinen schritte

ganzen Stadtquartiers ist kein leich-
tes Unterfangen. Bereits die Erstel-
lung der Konzepte brachte erhebli-
che Schwierigkeiten mit sich. Jedes 
Quartier hat seine eigene Struktur. 
Mal sind die Wohnungen größten-
teils in der Hand einer großen kom-
munalen Wohnungsbaugesellschaft, 
MieterMagazin 1+2/2015
wie auf dem Falkenhagener Feld, 
mal sind verschiedene private Woh-
nungsbaugesellschaften involviert, 
und mal teilen sich die Häuser und 
Wohnungen in den Quartieren auf 
viele Einzeleigentümer auf. So konn-
ten in manchen Quartieren gar nicht 
überall verlässliche Daten zum Ener-
gieverbrauch und CO2-Ausstoß er-
hoben werden, weil die Eigentümer 
oftmals aus Datenschutzgründen 
nicht ermittelt werden konnten. Tei-
le der Konzepte beruhen auf Hoch-
rechnungen und Schätzungen, sagt 
eine Mitarbeiterin aus der Verwal-
tung.
Zwar ist auch in Lichtenberg die Da-
tengrundlage nicht besser, doch hat 
sich der Bezirk vorgenommen, spe-
ziell für zwei Wohnblöcke seines Sa-
nierungsgebiets nun ein ökologisches 
Sanierungsmodell zu erarbeiten. Wa-
rum also geht es dort und nur dort 
weiter?
Schon bevor die KfW mit ihrem För-
derprogramm auf den Plan trat,  legte 
Lichtenberg bei seinem Stadtumbau-
gebiet Frankfurter Allee Nord beson -
deren Wert auf eine ökologische Aus-
richtung. Und die führt es jetzt wei-
ter fort. Mittlerweile ist der Bezirk 
dabei, einen konkreten Sanierungs-
plan zu erarbeiten. Das geht von 
der Einregulierung von Heizungen 
über kleinere Baumaßnahmen an 
den Häusern bis zur Beratung beim 
Verbraucherverhalten.                                          
Das sind keine großen Schritte, aber 
kleine Schritte sind allemal besser 
als keine. 
Wiebke Schönherr

Südliche Fried­
richstadt, Falken­
hagener Feld, 
Gebiet Frankfurter 
Allee Nord (unsere 
Fotos): Außer 
in Lichtenberg 
wurden gutes 
Geld und gute 
Konzepte vertan

F Wie ernst ist es 
dem Berliner Senat 
mit seinen klima­
politischen Zielen?
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Assistenzsysteme 
erlauben ein selbst-
ständiges Wohnen 

im hohen Alter

24
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leuchtturm der ermündigung 
in Berlin wird zurzeit die hälfte der rund 100 000 Pflegebedürftigen von 
Angehörigen gepflegt. Das ist oft nicht leicht, da 95 Prozent der Woh-
nungen nicht altersgerecht ausgestattet sind. eine musterwohnung in 
marzahn zeigt, wie moderne Assistenzsysteme das leben der Senioren, 
aber auch ihre Pflege, erleichtern können. 
 

In einer aktuellen Meinungsumfra-
ge zum Thema „Wohnwünsche und 
bar rierearmer Wohnkomfort“  gaben
rund 90 Prozent der Befragten als 
ihren mit Abstand wichtigsten Wohn -
wunsch an, so lange wie möglich in 
der eigenen Wohnung zu leben. Das 
ist durch Umgestaltung, Nachrüs-
tung oder Umbau möglich. 
Eine Musterwohnung in der Meera-
ner Straße bietet hierfür vielfältig e 
Anregungen. Gegliedert in Wohn-
zimmer, Schlafzimmer, Küche, Bade-
zimmer, Gäste-WC und Flur stellt 
ein auf orthopädische und techni-
sche Hilfsmittel spezialisierter Ge-
sundheitsdienstleister Assistenz-
systeme vor, die den Alltag älterer 
Menschen erleichtern können. Das 
Ziel sei, aufzuzeigen, wie Menschen 
„durch innovative Technik zu bezahl-
baren Preisen in die Lage versetzt 
werden, ihr Leben so lange wie mög-
lich in den eigenen vier Wänden zu 
organisieren“. Damit würden sie 
eine drohende Entmündigung ab-
wenden. So entstand der von dem 
Unternehmen geprägte Begriff der 
„Ermündigungswohnung“. Das Mar-
zahner Muster-Apartment nimmt für 
sich in Anspruch, Deutschlands ers-
tes dieser Art zu sein.
Eine Verknüpfung von Elektronik 
und der Beseitigung alters typischer 
Unbequemlichkeiten bil den den 
Kern der angebotenen Lö sungen. 
Probleme, höhergelege ne  Fächer im 
Kleiderschrank zu erreichen oder Gar -
dinen abzunehmen? In der Muster-
wohnung wird ein elektrischer Klei-
derlift gezeigt, der Bekleidung platz-
sparend hoch oben in Schränken ver-
staut und auf Knopfdruck her un ter-
fährt. Ähnlich funktioniert ein Gar-
dinenlift, der älteren oder gebrech-
lichen Menschen die riskante Nut-
zung der Leiter erspart und die Gar-
dinen, wenn sie gereinigt werden sol-
len, elektrisch absenkt. Die Küche 
der Musterwoh nung verfügt über 
absenkbare Oberschränke, Kochfeld 
und Spüle sind höhenverstellbar.
Beleuchtete Sockelleisten, die mit 
einem Funkschalter oder Bewe-
gungsmelder gekoppelt sind, kön-
nen nachts beispielsweise den Weg 
ins Bad, das mit rutschfesten Fliesen 
ausgestattet ist, beleuchten. Eine Sen-
sormatte auf dem Schlafzimmerbo-
den schlägt Alarm, wenn der Mieter 
aus dem Bett gefallen ist. In der Kü-
che steht ein Herd, der mit einem 
Bewegungssensor kombiniert ist und 
beispielsweise automatisch abschal-
tet, wenn der Bewohner dies verges-
sen hat und das Haus verlässt. Die 
Heizung verfügt über eine selbstler-
nende Regelung, die über Sensoren 
das Heizverhalten des Bewohners 
in den einzelnen Räumen „erlernt“ 
und die Raumtemperatur dement-
sprechend anpasst. 
Im Wohnzimmer wurden multifunk-
tionale Fenstergriffe montiert, die 
Signale an Angehörige oder einen 

erster Schritt 
zur Veränderung

Pflegedienst senden, wenn ein Be-
wohner über längere Zeit nicht lüf-
tet. Nahezu alle technischen Lösun-
gen, die vorgestellt werden, sind so-
wohl in Eigenheimen als auch in Ge-
schosswohnungen nachrüstbar, oh-
ne die Wände aufreißen zu müssen.  
Mario Czaja, Berlins Gesundheits- 
und Sozialsenator, würdigt die 140 
Quadratmeter große Ermündigungs-
wohnung als „Leuchtturmprojekt“. 
Ältere Menschen werden  künftig 
zwar mit einem Bruchteil  dieser 
Wohnfläche auskommen  müssen, 
viele der technischen  Raffinessen 
sind jedoch auch auf kleinstem 
Raum möglich und sinnvoll. Noch 
fehlen ein einheitlicher Standard für 
die Kombination der technischen 
Möglichkeiten und umfassende Pra-
xiserfahrungen. Aber detaillierte In-
formationen sind immer ein erster 
Schritt zu möglichen Veränderungen.
Rainer Bratfisch
L Musterwohnung
Meeraner Straße 7, 
6. Etage
12681 Berlin
Öffnungszeiten:
Dienstag 
10 bis 12 Uhr
Donnerstag 
15 bis 17 Uhr
Kontakt: info@
ermuendigung.de
Weitere Infor-
mationen: 
www.ermuen
digung.de
www.kfw.de/
inlandsfoerderung/
Privatpersonen/
Bestandsimmo
bilien/Barriere
reduzierung/
neuer Zuschuss für altersgerechte Umbauten
Bis 2018 stellt der Bund insgesamt 54 Millionen Euro 
für den altersgerechten Umbau in  Wohngebäuden be-
reit. Diese Mittel sind als Kredite oder Investitionszu-
schüsse der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) er-
hältlich. Unterstützt wird die Beseitigung von Barrie-
ren, der Einbau von Rampen und Treppenliften, die 
Verbreiterung von Türdurchgängen und die  Änderung 
des Raumzuschnitts, aber auch die Modernisierung 
von sanitären Einrichtungen, die Installation altersge-
rechter Assistenzsysteme oder der Schutz vor Woh-
nungseinbruch. Der Bund finanziert mit einem Zu-
schuss bis zu 10 Prozent der förderfähigen Investitions-
kosten für einzelne, frei kombinierbare Maßnahmen, 
maximal jedoch 5000 Euro pro Wohnung. Vor  Beginn 
einer Maßnahme empfiehlt die KfW eine  Beratung 
durch Sachverständige, eine  Wohnberatungsstelle, die 
in der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungs anpas -
sung organisiert ist, oder die Polizei.                       rb
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Extra

Wie Sie bei der Miete sparen
Sie können auf ein Auto verzichten. Oder auf eine Urlaubsreise. Auf das Wohnen nicht. 
Aber Sie können die Ausgaben dafür begrenzen. Wir sagen Ihnen wie.
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Neuer Mietvertrag 
Erst studieren, 
dann  signieren

Bei der Neuanmietung einer Woh-
nung lauern versteckte Kosten fallen. 
Wer Bescheid weiß und den neuen 
Mietvertrag einer genauen Prüfung 
unterzieht, kann sie umgehen.

Wie bekommt man bei der Wohnungssu­
che heraus, welche Miete marktüblich ist? 
Mit dem alle zwei Jahre neu erscheinen­
den Berliner Mietspiegel kann man für je­
de Wohnung ausrechnen, welche Mieten 
während der vergangenen vier Jahre übli­
cherweise bezahlt wurden. Berücksichtigt 
werden dabei die Größe, die Ausstattung, 
Die Berliner Mietspiegel-
Broschüre ist in den 
Bezirksämtern und beim 
Berliner Mieterverein 
erhältlich. Download unter 
www.stadtentwicklung.
berlin.de/wohnen/
mietspiegel/ 

Mit dem „MietCheck“ 
des Berliner Mietervereins 
lässt sich die Miete bei 
einer Neuanmietung Schritt 
für Schritt berechnen: 
www.berliner-mieterverein.
de/mietrecht/berliner-miet
spiegel-mietcheck/mietcheck-
bei-neuvermietung.htm 

die Wohnlage und das Baujahr der konkre­
ten Wohnung. Wenn man sich die ortsüb­
liche Vergleichsmiete für eine angebotene 
Wohnung ermittelt, hat man zumindest ei­
nen ersten Anhaltspunkt. Auch der „Miet-
Check“ des Berliner Mietervereins leistet 
wertvolle Hilfe.
Das Problem ist aber, dass bei Neuvermie­
tungen zurzeit die Miete noch frei festge­
legt werden darf – egal, was laut Mietspie­
gel ortsüblich ist. Das heißt: Der Vermieter 
verlangt, was der Markt hergibt, und dem 
Mieter bleibt nichts anderes übrig, als zu 
zahlen oder weiterzusuchen. Einen Über­
blick, welche Preise auf dem Markt ver­
langt werden, bieten die Wohnungssuch­
portale im Internet und diverse Markt­
untersuchungen. Im Durchschnitt liegen 
demnach die Nettokaltmieten der  aktuell 
inserierten Wohnungen in Berlin bei gut 8 
25
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Ist der Mietpreis für die Wohnung 
angemessen und marktüblich?
Wohnberech-
tigungsschein:
www.stadtent

wicklung.berlin.
de/wohnen/wbs 

anklicken und 
ausfüllen:

➞ Abfrageformular

Die Adressen 
der bezirklichen 

Wohnungsämter 
findet man unter 
service.berlin.de/

wohnungsaemter
(„Links“ anklicken)

Die Betriebskosten-
übersicht ist in der 

Mietspiegel-Broschüre 
abgedruckt und 

im Internet unter 
www.stadtentwick
lung.berlin.de/woh
nen/betriebskosten 

zu finden. 

Euro pro Quadratmeter nettokalt. Das ist 
aber nur ein allgemeiner Mittelwert, der 
Ausstattung und Lage nicht berücksich­
tigt. Die Angebotsmieten sagen auch 
nichts darüber aus, ob die Wohnungen 
zum geforderten Preis auch tatsächlich 
vermietet werden.
Manche günstige Unterkunft findet auch 
ganz ohne Suchinserat neue Mieter und 
taucht deshalb in den Statistiken gar 
nicht auf. Der reale  durchschnittliche 
Marktpreis liegt also unterhalb der auf 
Angebotsmieten basierenden Studien, 
aber deutlich oberhalb des Mietspiegels.
Feste Preise gibt es im Sozialen Wohnungs­
bau und bei Wohnungen, deren Moderni­
sierung mit öffentlichen Geldern gefördert 
wurde. Um eine solche  preisgebundene 
Wohnung anzumieten, braucht man grund­
sätzlich  einen Wohnberechtigungsschein 
(WBS). Den be kommt man beim Wohnungs
amt oder Bürgeramt des Bezirks, wenn man 
ein ge rin ges Einkommen nachweist. Ob 
man WBS­berechtigt ist, lässt sich  anhand 
einer Abfrage auf der Internetseite der Ber­
liner Stadtentwicklungsverwaltung  fest ­
stellen. In Wohnungsangeboten wird a n­
gegeben, wenn man zur Anmietung einen 
WBS braucht. Dies ist auch ein Hinweis 
 darauf, dass eine Preisbindung existiert. 
Unter den Vermietern gibt es vereinzelt 
schwarze Schafe, die Mietern verheimli­
chen, dass eine Wohnung preisgebunden 
ist.  Eine Nachfrage beim Wohnungsamt 
bringt Klarheit. Eventuell zuviel bezahlte 
Miete kann man zurückfordern.
Allerdings: Preisgebundene  Wohnungen 
sind häufig nicht billiger als preisfreie. Die 
Durchschnittsmiete im Sozialen Wohnungs­
bau liegt mit 5,74 Euro pro Quadrat meter 
über dem Schnitt des  Mietspiegels (5,54 
26

… und das bringt die Mietpreisbremse
miete liegen. Der Mie
also auch bei neu abg
verträgen angewandt
meregelungen sorgen
für maximal 60 Proz
bestandes die Brems
kommt. Die Mietpreis
Jahre beschränkt wer
Nach Verabschiedung
Berlin die entsprechen
in Kraft setzen. Der n
germeister Michael M
Senator im vergange
kündigt, die Mietprei
Beschluss in  Berlin an

Auf dem engen Berliner Wohnungsmarkt 
machen die Vermieter von ihrer Markt­
macht weidlich Gebrauch: In begehrten 
Lagen werden auch mal Mieten verlangt, 
die 30, 40 oder gar 50 Prozent über dem 
Mietspiegel liegen. So werden nicht nur 
die Wohnungssuchenden an den Rand ih­
rer Zahlungsfähigkeit gebracht, auch das 
Mietniveau der ganzen Stadt wird  kräftig 
nach oben gedrückt. Mit der geplanten 
Mietpreisbremse sollen in Zukunft diese 
Preissprünge gedeckelt werden. Bei der 
Wiedervermietung einer Wohnung darf 
die Miete in der Regel höchstens zehn 
Prozent über der ortsüblichen Vergleichs­
Euro). Hier bleibt jedoch auch bei Mieter­
wechseln der Preis fest. Zu hohen Preis­
sprüngen, die auf dem freien Markt bei 
Neuvermietungen gang und gäbe sind, 
kann es hier nicht kommen, sieht man von 
den Sozialwohnungen ohne Anschlussför­
derung ab. 
Neben der Grundmiete schlagen die Neben­
kosten erheblich zu Buche. Immer wieder 
werden in Wohnungsangeboten die Heiz­ 
und Betriebskosten zu niedrig angegeben, 
um die Gesamtmiete günstig erscheinen zu 
lassen. Nach dem ersten Jahr mit geringen 
Vorauszahlungen folgt dann mit der Neben­
kostenabrechnung das böse Erwachen: Ho­
he Nachforderungen werden erhoben, und 
tspiegel wird dann 
eschlossenen Miet­
. Zahlreiche Ausnah­
 aber dafür, dass nur 
ent des Wohnungs­
e zur Anwendung 
bremse soll auf fünf 

den.
 im Bundestag muss 
de Rechtsverordnung 
eue Regierende Bür ­
üller hatte bereits als 
nen September an ge­
sbremse sofort nach 
zuwenden.           js
die Vorauszahlungen für die kommenden 
Jahre werden erhöht.
Mit der Berliner Betriebskostenübersicht, 
die alle zwei Jahre zusammen mit dem 
Mietspiegel erscheint, kann man vorher 
abschätzen, ob die Heiz­ und Betriebskos­
tenvorauszahlungen realistisch sind. Im 
Durchschnitt zahlen die Berliner Mieter mo­
natlich 1,43 Euro pro Quadratmeter an kal­
ten Betriebskosten und 1,09 Euro pro Qua­
dratmeter für Heizung und Warmwasser. 
In der Betriebskostenübersicht werden für 
alle Positionen – von der Grundsteuer bis 
zum Schornsteinfeger – die üblichen Preise 
aufgelistet, so dass man sie für jeden indi­
viduellen Fall ausrechnen kann. Schließlich 
macht es einen großen Unterschied, ob es 
eine zentrale Warmwasserversorgung im 
Haus gibt oder jeder sein Wasser per Boiler 
selbst erhitzt. 
Aufschluss über die zu erwartenden Heiz­
kosten gibt zudem der Energieausweis. 
Seit Mai 2014 muss in Wohnungsangebo­
ten immer die Energieeffizienzklasse oder 
der Energiekennwert angegeben werden. 
Außerdem muss der Vermieter bei Woh­
nungsbesichtigungen den Interessenten ei­
ne Kopie des Energieausweises aushändi­
gen. Auf dem Ausweis ist der Heizenergie­
bedarf in Kilowattstunden pro Quadratme­
ter und Jahr (kWh/m²a) angegeben. 10 Ki­
lowattstunden entsprechen etwa einem Li­
MieterMagazin 1+2/2015

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/betriebskosten
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wbs
http://service.berlin.de/wohnungsaemter


Extra
M
A
A
z
e
r
R

J
s
M
l
d
i
u
Ü  
d
g ­
l
n
d
R
h
s
m

Prüfen Sie regelmäßig 
Betriebskostenabrechnungen 
und Mieterhöhungen?
Informations-
blatt des Berliner 
Mietervereins: 
„Wohnflächen-
berechnung“ 
(Nr. 6):
Erhältlich in den 
 Beratungsstellen 
des Berliner Mie-
tervereins (siehe 
Seite 39 dieses 
MieterMagazin) 
und online unter 
www.berliner-
mieterverein.de/
recht/infoblaetter/
fl006.htm 

ter Heizöl oder einem Kubikmeter Gas. 
Energieausweise, die nach dem 1. Mai 
2014 ausgestellt wurden, nennen zudem 
noch die Effizienzklasse auf einer  Skala 
von A+ bis H. Ein Wohnhaus der  Klasse 
A+ braucht weniger als 30 kWh/m²a, 
ein Klasse­H­Gebäude verbrennt mehr 
als 250 kWh/m²a.
Häufig ist in Vermietungsanzeigen die 
Wohnfläche nicht korrekt angegeben. In 
der Regel kann man aber bei einer Woh­
nungsbesichtigung nicht unter den Augen 
des Maklers den Zollstock aus der  Tasche 
ziehen und die Räume ausmessen. Nach 
dem Einzug sollte man aber nachmessen. 
Ist die Wohnfläche um mehr als zehn 
Prozent geringer als im Mietvertrag an­
gegeben, kann man verlangen, dass die 
Miete entsprechend gesenkt wird. 
Die Berechnung der Wohnungsgröße 
ist in der Wohnflächenverordnung von 
2004 geregelt. Zur Wohnfläche zählen 
alle Räume innerhalb der Wohnung, al­
so auch Flure und Abstellräume.  Keller 
oder Garage gehören nicht dazu. Gemes­
sen wird von Wand zu Wand, Scheuer­
leisten bleiben unberücksichtigt. Die Flä­
chen von Balkonen, Loggien oder nicht 
voll beheizbaren Wintergärten werden 
zur Hälfte angerechnet. Unter Dachschrä­
gen werden Flächen mit weniger als 
zwei Metern Höhe ebenfalls zur  Hälfte 
berücksichtigt, bei weniger als einem 
Meter lichter Höhe wird die Fläche nicht 
mitberechnet.
Ist die Flächenabweichung geringer als 
zehn Prozent, muss man das als  Mieter 
nach der Entscheidung des Bundesge­
richtshofs (BGH vom 24.3.2004 – VIII 
ZR 133/03) leider hinnehmen. Es gilt 
dann die im Mietvertrag genannte Qua­
dratmeterzahl. Nicht nur die Miete, auch 
spätere Mieterhöhungen und die Heiz­ 
und Betriebskosten sind auf dieser Grund­
lage zu zahlen. Leider hat es der Gesetz­
geber versäumt, bei der anstehenden 
Mietrechtsänderung diese Ungerechtig­
keit zu beseitigen. 
Wenn ein Mieter eine zu kleine Wohnung 
monieren will, kann es auf den Quadrat­
zentimeter ankommen. Der Berliner Mie­
terverein vermittelt deshalb Gutachter 
für die exakte Wohnflächenberechnung. 
Auf jeden Fall sollte man einen Miet­
vertrag genau lesen, bevor man ihn un­
terschreibt. Bleiben Fragen offen, dann 
helfen die Rechtsberater des Mieter­
vereins.
Jens Sethmann

Vom BMV ver-
mittelte Gutachter 
zur Wohnflächen-
berechnung: 
www.berliner-
mieterverein.de/
rund-ums-wohnen/
technischer-service-
wohnungszustand/
wohnflaechen
berechnung.htm
oder unter 
S 030-226 26-0
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ietverhältnis
uf Trab bleiben

uch während der Mietvertragslauf-
eit muss man auf Trab bleiben, Miet-
rhöhungen und Betriebskostenab-
echnungen müssen immer auf ihre 
ichtigkeit geprüft werden. 

edes Mieterhöhungsverlangen sollte man 
ich genau ansehen. Erst wenn die  letzte 
ieterhöhung mindestens ein Jahr zurück­

iegt, darf die Miete erneut angehoben wer­
en. Nach derzeitiger Rechtslage dürfen 

n Berlin Mieten innerhalb von drei Jahren 
m höchstens 15 Prozent erhöht werden. 
ber die ortsübliche Vergleichsmiete hinaus
arf die Miete aber nicht steigen. Die Ver­
leichsmiete ermittelt man anhand des Ber

iner Mietspiegels. Für jede preisfreie Woh­
ung lässt sich damit auf den Cent genau 
ie höchstzulässige Miete errechnen. Die 
echtsberater des Berliner Mietervereins 
elfen gern bei der Berechnung und wis ­
en, was zu tun ist, wenn der Vermieter 
ehr verlangt, als er darf. 
Außerdem gibt es auch einige Formalien, 
die ein Mieterhöhungsschreiben erfüllen 
muss. Wenn der Vermieter bestimmte An­
gaben versäumt, kann man mit Hilfe der 
Rechtsberatung eine Mieterhöhung sogar 
ganz zurückweisen. 
Auch die alljährliche Nebenkostenabrech­
nung sollte man unter die Lupe nehmen. 
Dafür hat man 30 Tage Zeit. Zunächst ein­
mal kann man die Zahlen mit der Abrech­
nung des Vorjahres vergleichen. Wenn es 

Ob eine Mieterhö-
hung gerechtfertigt 
ist, lässt sich mit dem 
„MietCheck“ des Berliner 
Mietervereins Schritt 
für Schritt berechnen: 
www.berliner-mieter
verein.de/mietrecht/
berliner-mietspiegel-
mietcheck/miet
erhoehung-erhalten-
mietcheck.htm
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dabei größere Abweichungen gibt, die sich 
nicht vernünftig erklären lassen, ist das ein 
Hinweis auf einen möglichen Fehler. Auf­
schlussreich ist auch ein Vergleich mit der 
Berliner Betriebskostenübersicht, die  alle 
zwei Jahre zusammen mit dem Mietspie­
gel veröffentlicht wird. Damit bei den ver­
brauchsabhängigen Kosten keine Unklar­
heiten entstehen, sollte man sich voraus­
schauend die Zählerstände der Wasseruh­
ren und der Heizkostenverteiler am Tag der 
Ablesung notieren. Bei neueren elektroni­
schen Geräten kann man auch nachträglich 
noch die Werte abrufen.
Wenn Zweifel an der Abrechnung beste­
hen, sollte man beim Vermieter in die Be­
lege schauen. Entweder man macht da­
zu einen Termin in den Räumen der Haus­
verwaltung oder man bittet den Vermieter, 
 Kopien der Belege per Post zuzuschicken. 
 Hierzu ist der Vermieter grundsätzlich nicht 
verpflich tet. Tut er es, darf er pro Kopie bis 
zu 26 Cent verlangen. 
Auch bei den  Betriebskostenabrechnun gen 
kann sich eine Überprüfung durch den 
Rechtsberater des Mietervereins richtig loh­
nen. So dürfen Betriebskosten, die im Miet­
vertrag nicht genannt werden, grundsätz­
lich auch nicht umgelegt werden. Wenn 
Heiz­ und Warmwasserkosten nicht vor­
schriftsgemäß nach Verbrauch abgerech­
net werden, kann der Mieter diesen Posten 
um 15 Prozent kürzen. Und lässt sich der 
Vermieter mit der Abrechnung länger als 
28
12 Monate Zeit, kann er überhaupt keine 
Nachzahlungen mehr einfordern. Wer hin­
gegen Vermieterforderungen ohne Prüfung 
begleicht, akzeptiert damit die Abrechnung 
und hat in der Regel keine Chance, sein 
Geld zurückzubekommen.
Jens Sethmann
Die Betriebskosten-
übersicht ist in der 
Mietspiegel-Bro -
schüre  abgedruckt 
und im  Internet 
unter 
www.stadtentwick
lung.berlin.de/woh
nen/betriebskosten 
zu finden. 

Mietminderung ist nicht 
zum Mietesparen da
Wenn eine Wohnung Mängel aufweist, 
hat der Mieter das Recht, die Miete zu 
mindern. Dabei ist aber höchste Vorsicht 
geboten. Die Miete kann nur in dem Ma­
ße gemindert werden, wie das  Wohnen 
beeinträchtigt wird. Ohne vorherige 
Rechtsberatung sollte man keine Miet­
minderung vornehmen, denn man ris­
kiert eine Kündigung, wenn sich die 
Mietminderung auf mehr als eine Mo­
natsmiete summiert hat. Deshalb soll­
te man auch auf gar keinen Fall der Ver­
suchung erliegen, eine Mietminderung 
als Instrument zum Mietesparen einzu­
setzen, etwa indem man beispielswei­
se wegen eines undichten Fensters die 
Miete senkt, aber nicht auf die Repara­
tur drängt. Die Minderung soll nur die 
Nachteile ausgleichen. Oberstes Ziel ist 
aber, die Wohnung wieder in den ver­
tragsgemäßen Zustand zu bringen, für 
den auch die volle Miete fällig ist.    js
e

Durch vernünftiges Heizen kann man  eine 
Menge sparen. Jeder hat zwar ein  anderes 
Temperaturempfinden, aber man muss ge  ­
wiss nicht rund um die Uhr alle Räume 
auf 25 Grad halten, bei Abwesenheit die 
Heizung laufen lassen oder zum offenen 
Fenster hinaus heizen. Übertreiben  sollte 
man es mit der Sparsamkeit jedoch auch 
nicht. Wenn man gar nicht heizt und das 
Lüften vernachlässigt, können schnell 
Feuchtigkeit und Schimmel an den Wän­
den auftreten. Den Warmwasserverbrauch 
kann man deutlich senken, wenn man 
statt eines Vollbades duscht. In der Ener-
gieberatung gibt es weitere Tipps. Beim 
Check des Heizkostenverbrauchs hilft 
der Heizspiegel.
Eine weitere Einsparmöglichkeit ist die 
konsequente Mülltrennung. Die gelben 
Wertstofftonnen sind kostenlos. Wenn in 
den Restmülltonnen keine Verpackungen, 
kein Papier, kein Glas und kein Biomüll 

Betriebskosten  selber reduzier
Der Mieterverein 
bietet in seinen 
Beratungszentren 
eine wöchentliche 
Energieberatung an 
(Termine auf Seite 
41 dieser Ausgabe 
des MieterMaga-
zin) und unter 
www.berliner-
mieterverein.de/
rund-ums-wohnen/
heizung-energie.htm 

Überprüfung 
des Heizkosten-
verbrauchs: 
www.heizspiegel-
berlin.de

mehr landen, kann bei der Berliner Stadt­
reinigung oft ein kleinerer Müllcontainer 
oder eine Tonne weniger bestellt werden. 
Etwas mehr Gemeinschaftssinn ist nötig, 
wenn die Mieter eines Hauses die Haus­
reinigung oder die Gartenpflege in die 
eigene Hand nehmen und so die Kosten 
für eine Fachfirma sparen. Voraussetzung 
ist, dass sich der Vermieter darauf einlässt. 
Die Mieter müssen sich dabei auf einen 
Putzplan einigen und eventuell auch Kon­
flikte um unterschiedliche Sauberkeits­
standards austragen und lösen. 
Eher abzuraten ist davon, die Schneebe­
seitigung zu übernehmen. An den weni­
gen winterlichen Tagen des Jahres mor­
gens den Schnee wegzufegen und den 
Gehweg bei Glätte zu streuen, erscheint 
zwar als leichte Aufgabe. Doch muss man 
sie konsequent erledigen, ansonsten haf­
tet man im Falle eines Glätteunfalls. 
js
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Modernisierung
Mit kritischem 
Blick auf alle 
 Details
Eine Wohnungssanierung ist in der 
Regel mit einer deutlichen Erhöhung 
der Miete verbunden. Betroffenen 
empfiehlt es sich, die angekündigten 
Maßnahmen und deren Kosten einer 
genauen Prüfung zu unterziehen.

Außentoilette auf halber Treppe, Kachel­
ofen, fehlendes Bad – diese  Zustände in 
den Berliner Gründerzeitaltbauten sind 
weitgehend passé. Auch große Teile der 
Siedlungen und Wohnanlagen aus West­ 
und Ost­Berliner Nachkriegszeit sind mitt­
lerweile auf einen zeitgemäßen  Standard 
gebracht. Die Wohnungen haben an Wohn­
qualität gewonnen, der Mieter hat für die 
höhere Miete eine Gegenleistung erhalten. 
Nach wie vor wird in der Stadt mit viel Elan 
modernisiert. Heutzutage stehen allerdings 
energetische Maßnahmen im Vordergrund: 
ein ressourcensparender Heizkessel, dich­
te Fenster, eine wärmegedämmte Fassade. 
Der Mehrwert ist für den Einzelnen beim 
Wohnen weniger erfahrbar. Eine angekün­
digte Modernisierung muss man als Mieter 
deshalb auch besonders unter dem Kosten­
gesichtspunkt auf Herz und Nieren prüfen.
Nicht selten versuchen Eigentümer vor ei­
ner Modernisierung, Mieter zum Auszug 
zu bewegen. Das erspart ihnen Aufwand 
und Kosten vor und während des Bauens, 
und nach der Modernisierung können sie 
die Wohnungen teurer vermieten oder ver­
kaufen. Neben allerlei vermieterverursach­
ten Unbilligkeiten können davon betroffe­
ne Mieter auch schon mal erleben, dass 
ihnen mit einem „Handgeld“ der Auszug 
schmackhaft gemacht werden soll. Das will 
gut abgewogen sein: Ein Umzug samt da­
mit verbundener Neuanschaffungen und 
einer wahrscheinlich teureren Miete in ei­
ner neuen Wohnung kommt schnell auf ei­
ne fünfstellige Euro­Summe. Wer mögliche 
Ärgernisse nicht scheut, fährt da mit dem 
Durchstehen der Modernisierung besser 
und preiswerter.
Was eine Modernisierung ist, wird im Pa­
ragraf 555 b des Bürgerlichen Gesetzbu­
ches beschrieben. Zwei Gesichtspunkte 
sind wesentlich: die Einsparung von Ener­
gie und Wasser und die Verbesserung des 
Gebrauchswerts der Wohnung beziehungs­
MieterMagazin 1+2/2015
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Extra

Ist die Modernisierung überhaupt eine?
weise der allgemeinen Wohnverhältnisse. 
Wenn eine Modernisierung im Rahmen die­
ser Ziele liegt, kann dagegen nichts einge­
wendet werden. Das bedeutet aber nicht, 
dass ein Vermieter jede teure Verschöne­
rung an seinem Gebäude als umlagepflich­
tige Verbesserung verkaufen kann.
Prüfen Sie im Fall einer Modernisierung zu­
erst, ob diese formal korrekt angekündigt 
wurde. Sie muss Ihnen drei Monate vor 
Beginn der Arbeiten persönlich per Brief, 
E­Mail oder Fax zugehen, und sie muss 
die Art und die jeweilige voraussichtliche 
Dauer der Arbeiten möglichst konkret be­
schreiben. Ein Aushang des Vermieters im 
Treppenhaus genügt nicht. Nachvollzieh­
bar muss auch sein, welche Mieterhöhung 
auf Sie zukommt. Weist die Ankündigung 
in einem dieser Punkte Lücken auf, kön­
nen Sie sie zurückweisen. In der Regel wird 
der Vermieter die Ankündigung „nachbes­
sern“ und mit neuem Bautermin vorlegen. 
Für den Mieter ist damit außer einer Ver­
zögerung der Modernisierungsarbeiten in 
der Regel nichts gewonnen. Manchmal 
und vor allem bei umfangreicheren Mo­
dernisierungsvorhaben an größeren Objek­
ten ist eine Zeitverzögerung im geplanten 
Bauablauf für den Vermieter allerdings 
so misslich, dass er bereit ist, über ei­
nen Abschlag bei der modernisierungs­
bedingten Mieterhöhung zu verhan­
deln, wenn man ihm in seiner Zeitpla­
nung entgegenkommt.
Als nächstes überprüfen Sie die geplanten 
Maßnahmen daraufhin, ob es sich tatsäch­
lich um eine Modernisierung handelt. Denn 
ist das nicht der Fall, dann müssen Sie da­
für nachher auch nicht bezahlen. Als Mo­
dernisierung anerkannt ist  beispielsweise 
der Anschluss an eine Zentralheizung, wo 
vorher Einzelöfen waren, eine moderne 
Türschloss­ und Gegensprechanlage oder 
der Anschluss an das Kabelnetz. Hingegen 
handelt es sich um keine Modernisierung, 
wenn Schönheitsreparaturen oder Instand­
haltungsarbeiten durchgeführt werden, al­
so beispielsweise die Fenster neu lackiert 
werden oder die marode Fassade erneu­
ert wird. Auch der Ersatz von Doppelkas­
tenfenstern durch einfach verglaste Fens­
ter stellt weder eine Verbesserung des Ge­
brauchswerts noch eine energiesparende 
Maßnahme dar.
Als nächstes ist darauf zu achten, dass vor­
handene Schäden, deren Reparatur eine 
Instandsetzung darstellen, aus den Moder­
nisierungskosten herausgerechnet werden. 
Sind die Fenster also bereits so schadhaft, 
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dass der Vermieter sie hätte ohnehin aus­
wechseln müssen, die Fassade so bröcke­
lig, dass an der Erneuerung kein Weg vor­
beiführt, dann müssen die Kosten, die für 
die Instandsetzung angefallen wären, aus 
jenen Kosten herausgerechnet werden, 
die nun für das energetisch bessere Iso­
lierglasfenster oder die fortan wärmege­
dämmte Hausfassade entstehen.
Nach gängiger Rechtsprechung sind fast 
sämtliche Baumaßnahmen, die zu einer 
Energieeinsparung führen, als Modernisie­
rung anerkannt. Das gilt selbst dann, wenn 
die daraus resultierenden niedrigeren Ne­
benkosten des Mieters den Modernisie­
rungszuschlag nicht aufwiegen. 
Weiter ist zu prüfen, ob man sich auf Här­
tegründe berufen kann, um eine Moderni­
sierung und die damit einhergehende Miet­
erhöhung zu verhindern. Das kann dann 
der Fall sein, wenn die Bauarbeiten zu ei­
ner gesundheitlichen Beeinträchtigung füh­
ren würden oder wenn das Ergebnis der 
Modernisierung den Gebrauchswert der 
Wohnung verschlechtert – etwa, weil we­
niger Licht durch die Fenster einfällt oder 
die Wohnfläche kleiner wird. Auch wenn 
Sie selbst Modernisierungsarbeiten in der 
Wohnung durchgeführt haben, die der Ver­
mieter erlaubt hat und die durch eine wei­
tere Sanierung nutzlos würden, können Sie 
den Härtefall geltend machen. Allerdings 
dürfen diese Arbeiten nicht bereits „abge­

wohnt“ sein. Üblicher­
Nicht über Gebühr
Den genauen Betrag der Modernisierungs­
umlage muss der Vermieter anhand der 
Baukosten nachweisen. Gelegentlich stol­
pern die Rechtsberater des Berliner Mieter­
vereins über Kosten, die unüblich hoch 
sind. In diesen Fällen empfehlen sie dem 
betroffenen Mieter, einen Gutachter ein­
zuschalten. Dieser überprüft dann  anhand 
der Unterlagen des Vermieters, ob die 
Kosten für Baumaterial, Honorare und Ar­
beitskosten marktüblich sind, ob die Bau­
leistungen tatsächlich erbracht wurden 
und ob auch rechnerisch alles korrekt ist. 
Stößt der Gutachter dabei auf Unregel­
mäßigkeiten, kann er in Verhandlungen 
– wenn erforderlich auch im Gerichtspro­
zess – darauf hinwirken, dass die Moder­
nisierungsumlage reduziert wird. Vor dem 
Einschalten eines Gutachters empfiehlt 
sich aber immer eine Plausibilitätsprü­
fung durch einen Rechtsberater des Mie­
tervereins. Der Mieterverein vermittelt er­
forderlichenfalls erfahrene Baugutachter. 
Die Gutachterkosten werden vom Mieter­
verein zwar nicht übernommen, amorti­
sieren sich aber fast immer für den Mieter. 
Die Baugutachter empfehlen übrigens, die 
Modernisierungsarbeiten beziehungswei­
se den Zustand des Gebäudes vor der Mo­
dernisierung zu fotografieren. Im Falle ei­
ner Auseinandersetzung mit dem Vermie­
ter können das wichtige Beweisdokumen­
te werden.
uh
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t etwas bei
weise betrachtet man eine Investition nach 
vier Jahren als abgewohnt, wenn sie in ihrer 
Höhe einer Jahresmiete entspricht.
Ebenfalls eine Härte kann es darstellen, 
wenn die modernisierungsbedingte Miet­
erhöhung die finanziellen Möglichkeiten 
eines Haushalts überfordern würde. Das 
muss allerdings im Einzelfall überprüft wer­
den – was erst nach Abschluss der Moder­
nisierung geschieht und sich dann gegebe­
nenfalls auf die Berechnung des Moderni­
sierungszuschlags auswirkt. 
Der Einwand der finanziellen Härte greift 
allerdings nicht, wenn mit der Modernisie­
rung eine allgemein übliche Energieeinspa­
rung verbunden ist oder lediglich ein am 
Wohnort üblicher Gebäudeausstattungs­
standard erzielt wird. Soll ein Härtefall aus 
den beschriebenen Gründen geltend ge­
macht werden, muss dies dem Vermieter 
schriftlich angezeigt werden – spätestens 
am Ende des Monats, der auf die Moderni­
sierungsankündigung folgt. Alle mieterrele­
vanten Informationen zum Thema Moderni­
sierung finden sich auch in dem Fünf­Punk­
te­Katalog des BMV­Informationsblatts 
„Modernisierung“.
Das während der Modernisierungs­Bauar­
beiten früher bestehende Recht auf Miet­
minderung infolge von Schmutz und Lärm 
(„eingeschränkte Gebrauchstauglichkeit 
der Wohnung“) hat der Gesetzgeber be­
schnitten. Soweit es sich bei der Sanierung 
um energetische Maßnahmen handelt, be­
steht nach dem Mietrechtsänderungsge-
setz 2013 während eines Bauzeitraums von 
drei Monaten kein Anspruch darauf. Da es 
beträchtliche rechtliche Risiken gibt, emp­
fiehlt sich vor einer Mietminderung in je­
dem Fall eine Beratung durch Experten.
Nach geltender gesetzlicher  Regelung  
dürfen 11 Prozent der  Modernisie rungs ­
kosten auf die Jahresmiete aufgeschlagen 
 werden. 
Eine Sonderregelung gilt für den Wohnungs­
bestand der städtischen Wohnungsgesell­
schaften in Berlin: Hier hat der Senat mit 
den Unternehmen eine Begrenzung der 
Umlage auf 9 Prozent vereinbart. Weiter 
gilt für diese Bestände, dass Miete zuzüg­
lich Modernisierungsumlage nicht mehr als 
30 Prozent des Nettoeinkommens eines 
Haushalts betragen darf. Wer mit seinen 
Mietausgaben bei einer künftigen Moder­
nisierung darüber liegt, kann sich an seine 
Wohnungsbaugesellschaft wenden, damit 
die Miete reduziert wird.
Udo Hildenstab

Informations-
blätter des Berli -
ner Mietervereins:
„Modernisie-
rung“ (Nr. 13)
„Mietrechts-
änderungsgesetz 
2013“ (Nr. 84)
Die Infoblätter sind 
erhältlich in den 
 Beratungsstellen 
des Berliner Mie-
tervereins (siehe 
Seite 38 dieses 
MieterMagazin) 
und online unter 
www.berliner-
mieterverein.de/
recht/infoblaetter
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Staatliche Hilfen
Wie der Staat 
dem Bürger unter 
die Arme greift

Eine Säule der Sozialpolitik für Mie-
ter ist das Wohngeld. Politiker ver-
weisen darauf, dass es sich nicht um 
ein staatliches Almosen handelt, 
sondern um eine notwendige und 
begründete Unterstützungsleistung 
für einkommensschwache Haushal-
te. Berlin hat mit seinen städtischen 
Wohnungsunternehmen eine weitere 
Maßnahme zur Senkung der Mietkos-
ten bei niedrigem Einkommen ein-
geführt.

Ob mancher Mieter und Wohnungseigen­
tümer keine Ahnung von seinem Anspruch 
auf Wohngeld hat, sich für das Inanspruch­
nehmen einer staatlichen Hilfe geniert oder 
ob er den – zugegebenermaßen – erhebli­
chen Aufwand beim Beantragen scheut, das 
weiß man nicht. Was man weiß: Erheblich 
mehr als jene 1,9 Prozent beziehungsweise 
783 000 deutschen Haushalte, die nach An­
gaben des Statistischen Bundesamts Wohn­
geld beziehen, könnten in den Genuss die­
ser staatlichen Leistung kommen. Erst recht 
in Berlin. Hier, wo die durchschnittlichen 
Einkommens­ und Miethöhen in einem ver­
gleichsweise ungünstigen Verhältnis zuein­
ander stehen, ist die Anzahl der Wohngeld­
bezieher mit 1,7 Prozent beziehungsweise 
35 000 Haushalten, ungewöhnlich niedrig.
Wohngeld ist ein Zuschuss zu Miete und 
Nebenkosten für Haushalte mit geringem 
Einkommen. Die Ausgaben von 1,2 Milliar­
den Euro jährlich tragen Bund und Länder 
hälftig. Nicht nur Mieter haben gegebenen­
falls einen Hilfeanspruch, auch Besitzer von 
Eigentumswohnungen und Eigenheimen 
können einen Antrag stellen.
Ob der Antrag Erfolg hat und in welcher 
Höhe Wohngeld vom Staat gezahlt wird, 
hängt ab vom Einkommen eines Haushalts, 
der Anzahl seiner Mitglieder, der Fläche der 
Wohnung und der Höhe der Miete – bei 
Wohneigentümern entsprechend den fi­
nanziellen Aufwendungen für das Wohnen. 
Die Miethöhe wird aber nur bis zu einem 
von der Haushaltsgröße abhängigen Maxi­
malbetrag berücksichtigt.
Eine Rolle spielt auch der  übergeordnete 
Faktor „Mietenstufe“. Mit ihr wird jeder 
deutschen Kommune eine Kennzahl zwi­
schen I und VI zugeordnet, womit der Ge­
setzgeber den unterschiedlichen Mietni­
veaus zwischen Stadt und Land, begehrten 
und weniger nachgefragten Regionen und 
Orten Rechnung trägt. Berlin hat die Mie­
tenstufe IV und liegt damit etwas über dem 
deutschen Mittelwert.
Durchschnittlich erhält ein wohngeldbe­
rechtigter Haushalt deutschlandweit 113 
Euro, immerhin knapp ein Drittel seiner 
Bruttokaltmiete. Für die Höhe spielt die An­
zahl der Haushaltsmitglieder die wichtigste 
Gelegentlich lassen sich Kosten, die im Zu­
sammenhang mit der Wohnung entstehen, 
auch durch steuerliche Vergünstigungen 
senken. So berücksichtigt das Finanzamt 
bei den sogenannten Werbungskosten die 
Ausgaben, die für einen berufsbedingten 
Wohnungsumzug anfallen. Als berufsbe­
dingt anerkannt wird, wenn sich dadurch 
der Anfahrtsweg zur Arbeit um mindes­
tens eine Stunde verkürzt oder eine dop­
pelte Haushaltsführung vermieden wird. 
Auch Alter und Gesundheitszustand kom­
men in Betracht. 
Daneben besteht die Möglichkeit, soge­
nannte haushaltsnahe Dienstleistungen 
steuerlich geltend zu machen (§ 35 a Ein­
kommensteuergesetz). Dazu zählen Reini­
gungsarbeiten durch Haushaltshilfen und 
Fensterputzer, aber auch an Handwerker 

Und hier steuert das Finanzam

vergebene Renovierungs­ und Reparatur­
aufträge. Die Kosten für ein Umzugsun­
ternehmen zählen ebenfalls dazu. 20 Pro­
zent der Ausgaben, maximal 4000  Euro 
im Jahr, kann jeder Lohn­ und Einkommen­
steuerpflichtige bei den haushaltsnahen 
Dienstleistungen, ebenfalls 20 Prozent, 
maximal 1200 Euro bei den Handwerker­
leistungen geltend machen. Möglicher­
weise wird auch das Arbeitszimmer in der 
Wohnung vom Finanzamt steuermindernd 
berücksichtigt. Hierfür sind die Vorausset­
zungen aber streng: Das Arbeitszimmer 
muss Mittelpunkt der beruflichen oder 
betrieblichen Tätigkeit sein und es darf 
kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
stehen, also auch nicht beim Arbeitgeber. 
Diese Voraussetzungen erfüllen außer Leh­
rern nicht viele Berufstätige.               uh
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Extra

Haben Sie eventuell 
Anspruch auf 
staatliche Hilfe?
Rolle: In Berlin bezieht der Single in der Re­
gel 84 Euro, der Vierpersonenhaushalt 163 
Euro Wohngeld.
Wie nun vorgehen beim Beantragen? Ein 
vernünftiger erster Schritt besteht im Über­
prüfen, ob man für einen Zuschuss über­
haupt in Betracht kommt. Grundsätzlich 
nicht in Betracht kommt derjenige, bei dem 
Ausgaben für das Wohnen bereits in  einer 
anderen staatlichen Unterstützung berück­
sichtigt sind – vereinfacht gesagt: jeder, 
der Arbeitslosengeld oder  Grundsicherung 
oder Leistungen aus der Bundesausbildungs­
förderung („Bafög“) und ähnliches erhält. 
Wer kein Bafög erhält, aber Student oder 
Auszubildender ist, kann dagegen sehr wohl 
Anspruch auf Wohngeld haben. Auch kommt 
man als Freiberufler oder Selbstständiger in 
Betracht. Und natürlich ebenso als Rentner. 
Aber Achtung: Das gilt für den Bezieher ei­
ner „normalen“ Altersrente. Wer „Grund­
sicherung im Alter“ erhält, ist Bezieher ei­
ner staatlichen Transfer­Leistung und somit 
nicht berechtigt. 
Ist dieser grundsätzliche Punkt geklärt, leis­
tet im zweiten Schritt ein „Wohngeldrech-
ner“ gute Dienste. Im Internet finden sich 
etliche solcher Prüfangebote, die nach Ein­
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trag der erforderlichen Faktoren und  Werte 
einen möglichen Wohngeldanspruch auto­
matisch berechnen. Dabei bedient man sich 
als Berliner sinnvollerweise des kostenlosen 
Wohngeldrechners auf den Internetseiten 
des Senats, der Berliner Besonderheiten 
wie die Mietenstufe von sich aus berück­
sichtigt und auch nicht weniger komforta­
bel ist als andere Angebote, für die man 
teilweise sogar bezahlen muss.
Für die Einträge im Wohngeldrechner sind 
einige detailgenaue Daten erforderlich: die 
Größe der Wohnung, die Höhe der Gesamt­
miete, die Höhe der monatlichen Vorschüs­
se für Heizkosten und, falls separat gezahlt, 
für Warmwasser, eventuelle Zuschläge für 
Garage oder Untervermietung, aber auch 
die Einnahmen aus einer Untervermietung 
oder die Angabe, zu welchem Prozentsatz 
die Wohnung gegebenenfalls gewerblich 
genutzt wird. Weiter wird die Eingabe des 
monatlichen oder jährlichen anrechenbaren 
Einkommens und der Werbekosten abge­
fragt, wobei zumindest grundlegend mit­
tels Hilfe­Buttons erläutert wird, was da ­
runter zu verstehen ist. In der Regel be­
steht in der für Berlin maßgeblichen Mie­
tenstufe IV ein Wohngeldanspruch unter­
halb eines anrechenbaren Einkommens von 
880 Euro bei einem Single­Haushalt, 1120 
Wohngeldrechner 
der Berliner Senats-
verwaltung für 
Stadtentwicklung:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/
wohngeld/diwo-
formular.shtml

Wohngeld-
broschüre:
www.stadtent-
wicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/
download/wohn-
geld-ratschlaege-
und-hinweise.pdf

Antragsformulare 
zum Wohngeld:
www.stadtent-
wicklung.berlin.de/
service/formulare/
de/wohnen.shtml

Euro bei einem Zweipersonen­ und 1810 
Euro bei einem Vierpersonenhaushalt.
Der Wohngeldrechner weist darauf hin, dass 
die Berechnung unverbindlich ist und sich 
aus ihr kein Anspruch ableiten lässt. In der 
Tat ist im schriftlichen Wohngeldantrag – 
dem dritten Schritt – und bei der Berech­
nung des Einkommens und zu berücksich­
tigender Ausgaben etliches mehr zu beach­
ten. Deswegen ein Tipp: Um zu ermitteln, 
wie nahe Sie an einem Wohngeldanspruch 
sind, können Sie beim „anzurechnenden 
Einkommen“ einmal  verschiedene Werte 
im Rechner durchspielen. Sind Sie „nahe 
dran“, sollten Sie sich die Mühe des schrift­
lichen Antrags machen. Vielleicht werden 
in der komplizierten Praxis Dinge berück­
sichtigt, die Sie außer Acht  gelassen haben. 
Das gilt erst recht, wenn es sich in Ihrem 
Fall um eine etwas komplizierte re Haus­
haltssituation handelt, etwa mit schwerbe­
hinderten oder pflegebedürftigen Angehö­
rigen, oder Sie Alleinerziehende(r) mit Kin­
dern unter zwölf Jahren, selbstständig sind 
und/oder dergleichen mehr. Zwar wird 
auf diversen Internet­Seiten die Berech­
nung von Frei­ und Abzugsbeträgen hin­
reichend erläutert, auch ein beim Berli­
ner Mieterverein erhältliches Merkblatt 
und die Wohngeldbroschüre der Bundes­
regierung erklären die Regelungen, doch 
im Zweifelsfall ist der schriftliche Antrag 
der sichere Weg, um den persönlichen An ­
spruch auszuloten. Das Antragsformular 
zum Wohngeld („Mietzuschussantrag“) 
kann man neben weiteren erforderlichen 
Formbögen im Online­„Formularcenter“ 
der Berliner Senatsverwaltung für Stadt­
entwicklung downloaden. Erhältlich sind 
sie ebenso beim bezirklichen Wohnungs-
amt, wo der Antrag schließlich auch unter­
schrieben eingereicht werden muss. Immer 
bedenken sollte man: Wer zum Durchschnitt 
der Berechtigten zählt und auf seinen An­
spruch verzichtet, verzichtet in der Regel 
auf rund 1300 Euro im Jahr.
Neben dem Wohngeld gibt es für Berliner 
Mieter, die bei den städtischen Wohnungs­
baugesellschaften (WBGen) wohnen, eine 
weitere Möglichkeit, Geld bei der Miete zu 
sparen – dies im Wortsinn, denn hier gibt 
es keinen staatlichen Zuschuss zur Miete, 
sondern die Begrenzung einer Mieterhö­
hung in ganz speziellen Fällen. Im Septem­
ber 2012 zwischen dem Berliner Senat und 
den WBGen vereinbart und zum 1.  Januar 
des neuen Jahres noch einmal nachgebes­
sert, sieht diese Regelung vor, dass die 
Kaltmiete bei 30 Prozent des Nettoeinkom­

Die Adressen 
der bezirklichen 
Wohnungsämter 
findet man unter 
service.berlin.de/
wohnungsaemter
(„Links“ anklicken)
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mens eines Haushalts gekappt wird, falls 
eine neue Mieterhöhung zu einer darüber 
liegenden Miete führen würde. 
Anspruchsberechtigt sind alle Mieter bei den 
städtischen WBGen, die mit ihrem Einkom­
men in den Bemessungsgrenzen des Berli­
ner Wohnberechtigungsscheins liegen. Für 
einen Einpersonenhaushalt beträgt  diese 
Grenze 16800 Euro, für einen Zweiperso­
nenhaushalt 25200 Euro im Jahr. Mit je­
dem weiteren Erwachsenen im Haushalt er­
höht sich die Grenze um 5740 Euro, mit je­
dem Kind um 700 Euro. Wie beim Wohn­
geld gilt auch hier: Für die Berechnung des 
anrechenbaren Einkommens sind mög­
licherweise diverse Ab­ und Zuschläge im 
Einzelfall zu berücksichtigen. Diese wer­
den unter dem Stichwort „Wohnberechti­
gungsschein“ in der sogenannten Mieter­
fibel des Senats und im BMV­Merkblatt 
„Tipps zum Wohnberechtigungsschein“ 
im Einzelnen ausführlich dargestellt.
Weist eine Wohnung bei den städtischen 
Vermietern besonders hohe Heizkosten 
aus, dann wird bei einer Mieterhöhung im 
Härtefall die Kaltmiete nicht bei 30, son­
dern schon bei 27 Prozent gekappt. Dafür 
muss der sogenannte Energieverbrauchs-
kennwert höher als 170 Kilowattstunden 
pro Quadratmeter und Jahr (kWh/m²a) 
sein. 
Zusätzlich ist vorgesehen, dass bei beson­
deren Lebensumständen die für den Här­
tefall geltenden Wohnflächengrenzen im 
Einzelfall um bis zu 20 Prozent überschrit­
ten werden dürfen. Auch das kann sich zu­
sätzlich in Euro und Cent auszahlen. Hinge­
wiesen sei aber darauf, dass nach den bis­
herigen Erfahrungen deutlich weniger als 
ein Prozent der theoretisch Berechtigten in 
den Genuss der Härtefall­Regelung gekom­
men sind. Auch wissen die Rechtsberater 
des Berliner Mietervereins, dass Energie­
verbrauchskennwerte von über 170 kWh/
m²a eher ungewöhnlich sind. Aber es gilt 
auch hier: den Anspruch überschlägig prü­
fen und bei hinlänglicher Aussicht auf Er­
folg den Antrag stellen. Dazu genügt ein 
formloses Schreiben an die Wohnungsbau­
gesellschaft, die dem Mieter dann erläu­
tert, anhand welcher Unterlagen er sei­
ne Einkommensverhältnisse offen legen 
muss, damit sie den Antrag prüfen kann. 
Bitte beachten Sie: Ein Antrag kann nur 
in der Folge einer Mieterhöhung gestellt 
werden – es besteht kein Anspruch dar­
auf, dass eine bereits in der Vergangen­
heit gezahlte höhere Miete gesenkt wird.                      
Udo Hildenstab

Erläuterung zum 
anrechenbaren 
Einkommen beim 
Wohnberechti-
gungsschein: 
www.stadtentwick-
lung.berlin.de/woh-
nen/mieterfibel/
de/mf_wbs.shtml

Infoblätter des Ber-
liner Mietervereins:
„Wohngeld“ 
(Nr. 60)
„Tipps zum Wohn-
berechtigungs-
schein“ (Nr. 72)
 „Energetischer 
Zustand von Wohn-
gebäuden im Ber-
liner Mietspiegel“ 
(Nr. 196) – enthält 
eine Anleitung zur 
Berechnung des 
Energieverbrauchs-
kennwerts
Die Infoblätter sind 
erhältlich in den 
 Beratungsstellen 
des Berliner Mie-
tervereins (siehe 
Seite 38 dieses 
MieterMagazin) 
und online unter 
www.berliner-
mieterverein.de/
recht/infoblaetter

Infoblatt des Berliner 
Mietervereins:

 „Die Zweckentfrem-
dung von Wohn-
raum“ (Nr. 115), 
erhältlich in den 

Beratungsstellen des 
Berliner Mietervereins 

(siehe Seite 38) 
und online unter 

www.berliner-mie-
terverein.de/recht/

infoblaetter/fl115.htm
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Untervermietung 
Teilen will gelernt 
sein
Wohnraum teilen heißt auch Kosten 
teilen. Dabei sind einige Erfordernis-
se zu beachten. Und einige Fragen an 
sich selbst zu beantworten. 

Nach ihrer Scheidung und dem Eintritt ins 
Rentenalter wuchs Monika M. die monatli­
che Mietbelastung über den Kopf. Der Um­
zug in eine kleinere Wohnung hätte sich 
angesichts der drastisch gestiegenen Miet­
preise nicht gelohnt. Seit einigen Jahren ver­
mietet sie daher zwei Zimmer ihrer Panko­
wer Vierzimmerwohnung an wechselnde 
Untermieter. Es sind Praktikanten, Sprach­
schüler und Doktoranden, die für ein paar 
Monate eine Bleibe brauchen. „Ich nehme 
280 Euro im Monat für ein komplett mö­
bliertes Zimmer. Internet­Anschluss und 
Waschmaschinenbenutzung sind inklusive“, 
erzählt sie. Natürlich sei es am Anfang eine 
Umstellung gewesen, seine Wohnung mit 
Fremden zu teilen. „Aber nur so kann ich 
die Wohnung halten, außerdem lerne ich 
auf diese Weise junge Menschen aus aller 
Welt kennen“, meint die 68­Jährige. Wenn 
es ihr doch mal zuviel wird, macht sie ein 
paar Monate Vermietungspause. 
Bevor Monika M. die Zimmer inserierte, hat 
sie bei ihrer Hausverwaltung um Erlaubnis 
nachgefragt. Grundsätzlich gilt nämlich: 
Wer Mitbewohner aufnehmen will, braucht 
dafür die Zustimmung des Vermieters. Es 
sei denn, er gehört zu den wenigen Glück­
lichen, die im Mietvertrag eine allgemeine, 
also nicht personengebundene Untermiet­
erlaubnis vereinbart haben. 
Monika M. erhielt die schriftliche Zustim­
mung ohne Probleme. Aber auch wenn 
sich der Vermieter quer stellt, sollte man 
nicht gleich die Flinte ins Korn werfen. In 
vielen Fällen haben Mieter nämlich einen 
– notfalls auch gerichtlich durchsetzbaren 
– Anspruch auf Erteilung der Untermieter­
laubnis. Dazu müssen vier Voraussetzun­
gen gleichzeitig vorliegen: 
L Der Mieter muss ein berechtigtes Inter­
esse an der Untervermietung haben. Das 
können persönliche Motive sein, etwa die 
Gründung einer Wohngemeinschaft, aber 
auch wirtschaftliche Gründe.
L Nur ein Teil der Wohnung wird unter­
vermietet. Auch wenn der Mieter ein Aus­
landssemester macht oder in einer ande­
ren Stadt arbeitet, muss ein räumlich abge­
trennter Teil der Wohnung für die eigene 
Nutzung vorbehalten sein. 
L Das berechtigte Interesse darf erst nach 
Mietvertragsabschluss entstanden sein. Wer 
bereits kurz nach Einzug den Wunsch nach 
einer Wohngemeinschaft anführt, wird beim 
Vermieter auf Misstrauen stoßen. Etwas an­
deres gilt, wenn plötzlich andere Lebensum­
stände eintreten – etwa Arbeitslosigkeit. 
L Die Untervermietung darf für den Ver­
mieter nicht unzumutbar sein. Als unzu­
mutbar gelten eine Überbelegung der Woh­
nung oder auch Gründe, die in der Person 
des vorgesehenen Untermieters liegen, et­
wa wenn dieser bereits wegen Störung des 
Hausfriedens aufgefallen ist. Wichtig: Die 
Einkommensverhältnisse des Untermieters 
haben den Vermieter nicht zu interessieren.
Die Untermieterlaubnis sollte unbedingt 
schriftlich beantragt werden, wobei  Name 
und Anschrift des künftigen Untermieters 
sowie die Gründe für die Untervermietung 
zu nennen sind. Nicht vergessen: eine Frist 
für die Beantwortung zu setzen. „Mitun­
ter ist der Hinweis angebracht, dass man 
sich bei pflichtwidriger Nichterteilung der 
Erlaubnis Schadenersatzansprüche vorbe­
hält“, empfiehlt Frank Maciejewski, Rechts­
experte beim Berliner Mieterverein. 
Definitiv keine gute Idee ist es, den Ver­
mieter gar nicht erst um Erlaubnis zu fra­
gen. Hier droht unter Umständen eine or­
dentliche Kündigung – und zwar ohne vor­
herige Abmahnung. Das gilt auch dann, 
wenn der Vermieter eigentlich verpflichtet 
gewesen wäre, die Untervermietung zu ge­
nehmigen.
Finger weg vom Geschäft 
mit den Touristen 
Die Verlockung, mit der Vermietung an 
Touristen Geld zu machen, ist groß. Doch 
nach der seit Mai 2014 geltenden Berli­
ner Zweckentfremdungsverbots­Ver­
ordnung ist es untersagt, seine Wohnung 
tage­ oder wochenweise an Feriengäste 
zu vermieten. Bei Verstößen droht  eine 
Ordnungsstrafe von bis zu 50 000 Euro. 
Das Gesetz bezieht sich ausdrücklich auf 
Wohnungen, nicht auf Zimmer. Aber Vor­
sicht: Was verwaltungsrechtlich nicht zu 
beanstanden ist, ist mietrechtlich noch 
lange nicht erlaubt. Die tageweise Ver­
mietung eines Zimmers an Touristen be­
darf auf jeden Fall der ausdrücklichen Ge­
nehmigung des Vermieters.                bl
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Extra

Haben Sie gut überlegt, 
dass Sie bei der Untervermietung 
nicht nur die Kosten teilen?
Viele Vermieter verlangen einen Untermiet­
zuschlag. Vor Gericht wird das meist nur ak­
zeptiert, wenn eine Inklusivmiete vereinbart 
wurde und sich durch den Einzug einer zu­
sätzlichen Person die Betriebskosten erhö­
hen. Bei Sozialwohnungen, wo die Höhe 
des Zuschlags gesetzlich geregelt ist, be­
trägt er 2,50 bis 5 Euro monatlich. 
Und was ist, wenn der Vermieter seine Zu­
stimmung verweigert? Hier sollte man zu­
nächst eine Rechtsberatung aufsuchen. Un­
ter Umständen bleibt einem nichts anderes 
übrig, als vor Gericht zu ziehen. 
Doch gibt es überhaupt Interessenten für 
solche klassischen Untermietzimmer bei ei­
ner älteren Dame oder einer Familie? Die 
Nachfrage sei in den letzten Jahren eindeu­
tig gestiegen, meint Ivos Piacentini von der 
Wohnagentur „Freiraum“. Zwar würden 
viele eine richtige Wohngemeinschaft bei 
jungen Leuten oder eine kleine, bezahlba­
re Wohnung bevorzugen, aber man habe 
eben kaum noch entsprechende Angebote. 
„Günstige Zimmer in zentraler Lage sind ei­
gentlich immer gefragt“, sagt Piacentini. Er 
empfiehlt, die Zimmer modern und anspre­
chend zu möblieren. Nach leeren Zimmern 
habe man keine Nachfragen. Zum Anbie-
ten gibt es mehrere Möglichkeiten.
In der Kreuzberger Mitwohnzentrale hat 
man die Erfahrung gemacht, dass sich ei­
nige damit schwertun, wenn plötzlich ein 
Fremder durch die Wohnung läuft und man 
nicht mehr „der Herr im Haus“ ist.  Manche 
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Anbieten kann man 
Untermietzimmer 
kostenlos bei Inter-
netportalen wie 
www.immobili-
enscout24.de, 
www.wg-
gesucht.de, 
bei der Anzeigen-
zeitung „Zweite 
Hand“ oder bei 
Mitwohnzentralen. 
Die üblichen Preise 
liegen, je nach 
Ausstattung und 
Größe, zwischen 
250 und 400 Euro 
monatlich, zum 
Teil auch darüber. 
Sprachschulen 
nehmen ebenfalls 
möblierte Zimmer 
auf, erwarten aber 
in der Regel einen 
gewissen Standard.

würden am liebsten an jemand  vermieten, 
der nur Miete zahlt – und ansonsten kaum 
zu Hause ist, nie Besuch hat und selten 
kocht. Grundsätzlich kann man zwar ent­
sprechende Vorgaben machen und beispiels­
weise die Küchenbenutzung  einschränken. 
Aber ob sich dann noch ein  Untermieter 
findet, ist eine andere Frage.  Bestimmte 
Rechte können im Übrigen nicht verwei­
gert werden. So dürfen Untermieter selbst­
verständlich Besuch haben. Bei der Miet­
höhe gibt es übrigens – mit Ausnahme des 
Verbots der Mietpreisüberhöhung nach § 5 
WiStG – keine gesetzlichen Vorgaben. 
In jedem Fall empfiehlt es sich, einen schrift­
lichen Untermietvertrag aufzusetzen. Für 
möblierte Zimmer gilt eine gesetzliche Kün­
digungsfrist von 14 Tagen. Jeweils zum 15. 
eines Monats kann zum Monatsende ge­
kündigt werden – ohne Angabe von Grün­
den. Für Leerzimmer gilt dagegen eine 
dreimonatige Kündigungsfrist. Anders als 
beim möblierten Zimmer kann sich der Ge­
kündigte hier auf eine Sozialkausel beru­
fen. In jedem Fall steht es den Beteiligten 
frei, längere Kündigungsfristen zu verein­
baren. 
Gegenüber dem Vermieter ist nur der Haupt­
mieter verantwortlich. Das heißt: Für vom 
Untermieter verur sachte Schäden muss 
er gerade ste hen. Man kann auf einer 
Haftpflichtversicherung des Untermieters 
 bestehen oder man kassiert eine Kaution. 
Wie bei jedem Mietverhältnis gilt hier: Ma­
ximal drei Monatsnettokaltmieten sind zu­
lässig. Sie dürfen in drei Raten gezahlt wer­
den und müssen verzinst angelegt werden.
Was die wenigsten wissen: Mieteinnahmen 
aus Untervermietung müssen in der Steuer­
klärung angegeben werden. 
Birgit Leiß
Immobilienkauf 
durch die Haus­
gemeinschaft
Unter Gleichen
Immer mehr Mieter überlegen, ihr 
Haus als Hausgemeinschaft zu erwer-
ben oder von einer Genossenschaft 
kaufen zu lassen. Unter bestimmten 
Voraussetzungen kann dies eine Mög-
lichkeit sein, um langfristig bezahl-
bare Mieten zu sichern. 

Bei der Genossenschaft „Bremer Höhe“ hat 
man sehr viele Anfragen, wie Vorstands­
mitglied Ulf Heitmann berichtet. Sie kom­
men vor allem aus Mietshäusern, die noch 
in Privatbesitz sind und günstige Mieten 
aufweisen. Die Bewohner machen sich Sor­
gen, dass ihr Haus über kurz oder lang an 
einen renditeorientierten Investor verkauft 
werden könnte. Allerdings, so Heitmann, 
müsse man 90 Prozent der Interessenten 
enttäuschen, weil die notwendigen Voraus­
setzungen nicht gegeben sind. Zunächst 
einmal muss ein Eigentümer bereit sein zu 
verkaufen. Man kann ihn nicht dazu zwin­
gen. Zweite wichtige Bedingung, damit am 
Ende bezahlbare Mieten herauskommen: 
Der Kaufpreis muss sich in einem vernünfti­
gen Rahmen bewegen. Hier liegt das größ­
te Problem, denn die Preise für Berliner Im­
mobilien sind in den letzten Jahren astro­
nomisch gestiegen. 
„In der Innenstadt können wir keine Häu­
ser mehr kaufen“, erklärt Heitmann. Im 
Jahre 2000, als die Bremer Höhe die gleich­
namige Wohnanlage in Prenzlauer Berg er­
warb, betrug der Kaufpreis 450 Euro pro 
Quadratmeter. Heute sind selbst für unsa­
nierte Altbauten 1000 bis 1500 Euro üb­
lich. Statt Neubaumieten von 5,25 Euro 
pro Quadratmeter wie in der Bremer Höhe 
kommt man da schnell auf 7,50 Euro und 
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Haben Sie die Bereitschaft für die bei einem Hausprojekt erforderlichen 
Diskussionen und Auseinandersetzungen?
mehr. Denn die kleinen Mietergenossen­
schaften verfügen über kein Eigenkapital. 
Ankauf und Sanierung müssen über Ge­
nossenschaftsanteile sowie über die Mie­
ten finanziert werden. Das bedeutet: Mie­
ter müssen nicht nur eine Einlage in meist 
fünfstelliger Höhe leisten, sondern sich da­
rüber hinaus auf steigende Mieten einstel­
len. Heitmanns Fazit: Nur bei einem güns­
tigen Kaufpreis und mit möglichst viel Ei­
genkapital habe man eine Chance, ein sol­
ches Projekt zu verwirklichen. Je höher das 
Eigenkapital, desto niedriger die  spätere 
Miete. 
Eine weitere Möglichkeit, um an die erfor­
derlichen Mittel zu kommen, bieten einige 
gemeinnützige Stiftungen. So beteiligt sich 
die Trias-Stiftung am Erwerb des Grund­
stücks – allerdings nicht am Erwerb des 
Hauses. Der Grund und Boden wird dann 
über einen Erbbaurechtsvertrag langfristig 
an die Hausgemeinschaft verpachtet. Die 
Bewohner entrichten einen Erbbauzins, der 
sich am Kaufpreis orientiert. Der Stiftung 
geht es darum, Grundstücke langfristig der 
Spekulation zu entziehen.
Eine dritte Möglichkeit – und sozusagen 
das Urmodell aller Hauskäufe durch  Mieter 
– bietet das „Mietshäuser Syndikat“. Dem 
Verbund gehören mittlerweile über 70 Haus­
projekte in ganz Deutschland an. Eigentü­
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mer des Hauses ist bei diesem Modell eine 
„Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ 
(GmbH). Gesellschafter sind das Syndikat 
sowie ein zu gründender Hausverein. Das 
Mietshäuser Syndikat beteiligt sich mit ei­
ner Einlage von 12 400 Euro am Kauf des 
Hauses, den Rest müssen die Mieter über 
Bankdarlehen und Direktkredite aus dem 
Bekanntenkreis einwerben. Das sei einfa­
cher als von vielen befürchtet, so die Erfah­
rung des Syndikats: Bei Verwandten oder 
Freunden schlummern ungeahnte Rückla­
gen und viele unterstützen gern eine  gute 
Sache. 
Aber auch beim Mietshäuser Syndikat heißt 
es: Angesichts der hohen Kaufpreise ist der 
Erwerb von Immobilien in der Berliner In­
nenstadt schwierig. Derzeit unterstützt man 
eine Hausgemeinschaft in Spandau. Das 
Haus mit 24 Wohnungen konnte für ver­
gleichsweise günstige 580 000 Euro er­
worben werden. 
Für die Bewohner hat das Modell des Miets­
häuser Syndikats einen Nachteil: Die im Lau­
fe der Jahre sinkende Belastung durch Zins 
und Tilgung führt bei ihnen nicht etwa zu 
niedrigeren Mieten, sondern ist als Solidar­
beitrag zur Unterstützung neuer Projekte 
abzuführen. 
Hausprojekte entscheiden über alle Fragen 
des Zusammenlebens ganz autonom. Für 
Weitere Infor-
mationen zu den 
genannten Einrich-
tungen finden Sie 
unter folgenden 
Internet-Adressen:
Trias-Stiftung: 
www.stiftung-
trias.de
Mietshäuser 
Syndikat: 
www.syndikat.org

viele Mieter ist das eine traumhafte Vor­
stellung: Man kann mitbestimmen, wer in 
frei werdende Wohnungen einzieht, wie 
der Hof gestaltet wird und welche Moder­
nisierungen durchgeführt werden. Aller­
dings sollte man die gruppeninternen Kon­
flikte und langwierige Diskussionen nicht 
unterschätzen. Um Kosten zu sparen, wird 
auch so viel wie möglich selber gemacht, 
vom Putzen des Treppenhauses über die 
Betriebskostenabrechnung bis hin zu Sa­
nierungsarbeiten. Das verlangt außerge­
wöhnliches Engagement.
Das Wichtigste aber bei allen drei Model­
len: Eine gute, stabile Hausgemeinschaft 
ist für das Gelingen des Experiments Haus­
kauf Voraussetzung. 
Birgit Leiß
Kostenloser 
Stromspar-Check 

(Vor-Ort-Beratung) 
der Caritas für 
Haushalte mit 

geringem Einkom-
men – gefördert 
vom Bundesum-
weltministerium 

(alle Bezirke außer 
Lichtenberg): 

S 030 
66633 1233

Tipps zum 
Energiesparen 
sowie kritische 

Infos zu Online-
Tarifrechnern gibt 

es bei der Ver-
braucherzentrale: 

www.vz-berlin.
de/energiesparen

Die Kosten für 
Hausratversiche-
rungen wurden 

getestet in Fi-
nanztest 4/2014: 

www.test.de/
Hausratversiche-

rung-116-Tarife-im-
Test-4679626-0/

Handwerker-
portale: 

www.my-
hammer.de

www.blauarbeit.de

Wo Sie sonst noch 
sparen können
Unabhängig von der Mietzahlung gibt 
es rund um die Wohnung weitere Mög­
lichkeiten der Kostensenkung. So ent­
lastet der sparsame Umgang mit Strom 
und Gas die Haushaltskasse. Auch der 
Kauf neuer, energieeffizienter Geräte 
kann sich lohnen. Wer nicht weiß, wa­
rum seine Stromrechnung so hoch ist, 
kann einen kostenlosen Stromspar-
Check machen lassen. Und denken Sie 
daran: Der langjährige Stromanbieter 
ist nicht immer der günstigste. 
Ein Preisvergleich lohnt sich auch bei 
TV­, Telefon­ und Internetanbietern. Ein 
Tipp: öfter mal wechseln oder dem bis­
herigen Anbieter mit einem Wechsel 
drohen. Oft ist dann doch ein günstige­
rer Vertrag möglich. Kompetente und 
unabhängige Beratung leistet hier die 
Verbraucherzentrale. 
Viele Familien sitzen zudem auf  alten, 
unnötig teuren  Hausratversicherungen, 
wie es bei „Finanztest“ heißt. Eine 120­ 
Quadratmeter­Wohnung lässt sich schon 
für rund 100 Euro jährlich versichern, 
teure Policen schlagen oft mit dem drei­
fachen Preis zu Buche. 
Auch bei notwendigen Reparaturen und 
Renovierungen lässt sich viel Geld spa­
ren. Statt den nächstbesten Betrieb 
zu beauftragen, kann man die Arbeit 
bei einem der Handwerkerportale aus­
schreiben und sich dann für den güns­
tigsten Anbieter entscheiden. 
bl
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterver ein.de/recht/. Diese Beiträge 
sind gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf die 
seit Januar 2001 veröffentlichten Ent-
scheidungen und Aufsätze.
Umlageschlüssel
Eine Betriebskostenabrechnung ist nicht deshalb 
unwirksam, weil eine nicht näher erläuterte Umla­
ge nach „Personenmonaten“ erfolgt. Ebenso we­
nig bedarf es der Angabe, für welchen Zeitraum 
wie viele Personen pro Wohnung berücksichtigt 
worden sind (im Anschluss an das Senatsurteil 
vom 15. September 2010 – VIII ZR 181/09, NJW 
2010, 3570 und der Senatsbeschluss vom 18. Ja­
nuar 2011 – VIII ZR 89/10, WuM 2011, 367). 
BGH vom 22.10.2014 – VIII ZR 97/14 – 

  Langfassung im Internet

In der Betriebskostenabrechnung waren einzelne 
Kosten auf Grundlage von „Personenmonaten“ ver-
teilt. Bei der Position „Müllbeseitigung“ fand sich 
zum Beispiel die Angabe: „32,20 Personenmonate 
x 4,3470004 Euro je Personenmonat = 139,98 Eu-
ro“. Eine nähere Erklärung hierzu erhielt die Abrech-
nung nicht. 
Der Mieter hielt die Abrechnung aufgrund dieser 
Angaben formell für unwirksam. Bei dem Umlage-
schlüssel „Personenmonate“ handele es sich um 
keinen allgemein bekannten Verteilungsmaßstab, 
der aus sich heraus verständlich sei. 
Das sah der BGH anders: Die Abrechnung sei formal 
wirksam. Sie ermögliche es dem Mieter, gedanklich 
und rechnerisch nachzuvollziehen, wie (in welchen 
Rechenschritten) die Betriebskosten umgelegt wür-
den. Die Abrechnung enthalte sowohl die zu ver-
teilenden Gesamtkosten als auch die Gesamtzahl 
der der Verteilung zugrunde liegenden Einheiten 
(56,34 Personenmonate) und die auf den Mieter 
entfallenden Einheiten (32,20 Personenmonate) 
sowie das daraus folgende rechnerische Ergeb-
nis.
Nicht erforderlich sei es hingegen, die in der Ab-
rechnung für den Umlagemaßstab gewählte Be-
zeichnung „Personenmonate“ zu erläutern. Der 
Verteilerschlüssel „Personenmonate“ sei – so der 
BGH – weder unverständlich noch intransparent. 
Schon aus seiner Bezeichnung ergebe sich, wie er 
sich zusammensetze. Es sei für einen – insofern maß-
geblichen durchschnittlich gebildeten, juristisch und 
betriebswirtschaftlich nicht geschulten – Mieter ohne 
weitere Erläuterung ersichtlich, dass sich bei diesem 
Schlüssel sein Anteil an den Betriebskosten nach dem 
Verhältnis der in seiner Wohnung lebenden Personen zu 
dem in dem abgerechneten Gebäude insgesamt woh-
nenden Personen bestimme. Dies sei nicht anders als 
bei der Verwendung des Umlagemaßstabs „Personen“. 
Beim Verteilerschlüssel „Personenmonate“ werde ledig-
lich unter Einbeziehung eines Zeitelements die Anzahl 
der im Gebäude wohnenden Personen in ein Verhältnis 
zur Dauer ihres Aufenthalts im Abrechnungszeitraum 
gesetzt.
Die Nachvollziehbarkeit einer Betriebskostenabrechnung, 
die nach Personen oder Personenbruchteilen abrechnet, 
werde nicht dadurch in Frage gestellt, dass sich aus ihr 
nicht ergebe, wie der Vermieter die Gesamtpersonen-
zahl im Einzelnen ermittelt habe. Dasselbe gelte für eine 
Abrechnung nach Personenmonaten. Bei der Ermittlung 
der Personenzahl müsse der Vermieter einen weiteren 
Schritt oder eine gewisse Gewichtung vornehmen, weil 
die Zahl der in einem Mietobjekt wohnenden Personen 
nur entweder taggenau oder zu einzelnen (gröberen) 
Stichtagen ermittelt werden könne. Die Angabe derarti-
ger Details sei für die formelle Wirksamkeit der Abrech-
nung jedoch nicht erforderlich. 
Nach dieser BGH-Entscheidung bleibt dem Mieter bei 
Zweifeln an der richtigen Ermittlung der Personenzahl 
und der von den jeweiligen Personen genutzten Zeit-
räume lediglich die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Belegungslisten des Vermieters.

Urkundenprozess
1. Ansprüche des Vermieters auf Betriebskostennach­
zahlungen aus Wohnraummietverträgen können im 
Urkundenprozess geltend gemacht werden. 
2. Zu den Anforderungen an substanziiertes Bestreiten 
der vom Vermieter vorgetragenen Flächenangaben 
durch den Mieter. 
BGH vom 22.10.2014 – VIII ZR 41/14 – 

  Langfassung im Internet
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MIETRECHT
Es ging um die Frage, ob ein Vermieter von Wohnraum 
eine Betriebskostennachforderung im Urkundenprozess 
geltend machen kann. Der BGH bejahte dies grundsätz-
lich. § 592 Satz 1 ZPO eröffne den Urkundenprozess un-
terschiedslos für alle Ansprüche, die die Zahlung einer 
Geldsumme zum Gegenstand haben. Betriebskosten-
nachforderungen seien davon nicht auszunehmen.
Voraussetzung für das Verfahren im Urkundenprozess 
sei, dass der Vermieter den Mietvertrag, aus dem sich 
die Kostentragungspflicht des Mieters ergibt, sowie die 
Betriebskostenabrechnung mit einem Zugangsnachweis 
beim Mieter vor Gericht vorlegen könne. Weitere Ur-
kunden zur Wohnflächenberechnung müsse der Ver-
mieter nur vorlegen, wenn der Mieter die Wohnflächen-
angabe substanziiert bestreite.
Zwar habe der Vermieter, der eine Betriebskostennach-
forderung erhebe, nach allgemeinen Grundsätzen die 
Darlegungs- und Beweislast für die Flächenansätze. Wenn 
er bestimmte Flächenwerte vortrage, genüge dies aber 
den Anforderungen an eine substanziierte Darlegung. 
Der sodann erklärungsbelastete Mieter habe – soll sein 
Vortrag beachtlich sein – auf die Behauptungen des Ver-
mieters grundsätzlich ebenfalls substanziiert (das heißt 
mit näheren positiven Angaben) zu erwidern und müs-
se erläutern, von welchen tatsächlichen Umständen er 
ausgehe, denn mit bloßem Bestreiten dürfe der Mieter 
sich nur bei pauschalem Vorbringen des Vermieters be-
gnügen. 
Unabhängig davon, ob die Größe der gemieteten Woh-
nung in der Mietvertragsurkunde angegeben ist oder 
nicht, ist es dem Mieter nach Ansicht des BGH in aller 
Regel selbst möglich, die Wohnfläche der gemieteten 
Wohnung zu vermessen und seinerseits einen bestimm-
ten Flächenwert vorzutragen. Substanziiertes Bestreiten 
verlangt dabei nicht, dass der Mieter sich an einer be-
stimmten Berechnungsmethode, etwa den Vorgaben 
der Wohnflächenverordnung, orientiert, zumal die Be-
rechnung etwa bei Dachgeschosswohnungen aufgrund 
von Schrägen und Winkeln kompliziert sein kann. Um 
die vom Vermieter vorgetragenen Quadratmeterzahlen 
wirksam zu bestreiten, genügt es daher, wenn ihm der 
Mieter das Ergebnis einer laienhaften, im Rahmen seiner 
Möglichkeiten liegenden Vermessung entgegen hält. 
Im vorliegenden Fall hatte der Mieter die Flächenwerte 
nur unsubstanziiert bestritten, sodass sein Bestreiten un-
beachtlich war. Er wurde deshalb im Urkundenprozess 
verurteilt, Betriebskosten nachzuzahlen. Die Wohnflä-
che wurde nicht überprüft. Allerdings ergeht ein Urteil 
im Urkundenprozess unter Vorbehalt. Der Mieter kann 
seine Rechte in einem zweiten, einem sogenannten Nach-
verfahren noch geltend machen. Das ist dann ein ganz 
normaler Zivilprozess mit allen Beweismitteln, zum Bei-
spiel mit Zeugen und Sachverständigen.

Minderungsausschluss
a) Die vorbehaltlose Ausübung einer Verlängerungsop­
tion durch den Mieter führt nicht gemäß oder entspre­
chend § 536 b BGB dazu, dass der Mieter für die Zu   ­
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kunft mit seinen Rechten aus §§ 536, 536 a BGB aus ­
geschlossen ist (Abgrenzung zu BGH Urteil vom 13. Juli 
1970 VIII ZR 230/68 NJW 1970, 1740). 
b) Nachträgliche Änderungen der Miethöhe (hier: ein­
vernehmliche Erhöhung der Betriebskostenvorauszah­
lung) können für sich genommen die entsprechende 
Anwendung des § 536 b BGB ebenfalls nicht rechtfer­
tigen; das schließt die Anwendung der Grundsätze des 
§ 242 BGB im Einzelfall nicht aus. 
BGH vom 5.11.2014 – XII ZR 15/12 – 

  Langfassung im Internet

Das Gewerbemietverhältnis war zunächst auf zehn Jahre 
befristet. Den Mietern war aber die Option eingeräumt, 
die Mietzeit viermal um jeweils fünf Jahre zu verlängern.
Die Mieter übten die erste Option 2004 und die zweite 
Option 2009 zur Verlängerung des Mietvertrags aus, 
jeweils ohne einen Vorbehalt wegen Mietmängeln zu er-
klären. Im Jahr 2005 einigten sich die Vertragsparteien 
auf eine Erhöhung der monatlichen Betriebskostenvor-
auszahlungen. 
Seit 2006 rügten die Mieter Mängel wegen der raumkli-
matischen Bedingungen in den Mieträumen und bean-
spruchen eine Minderung von 45 Prozent. Anfang 2009 
erhoben sie Klage auf Rückzahlung der nach ihrer Mei-
nung überzahlten Miete und auf Feststellung, dass sie 
zur Minderung berechtigt seien.
In den Prozessen über drei Instanzen ging es um die Aus-
legung des § 536 b BGB. Danach stehen Rechte wegen 
Mängeln der Mietsache dem Mieter nicht zu, wenn er 
den Mangel bei Vertragsschluss kennt oder ohne dass 
der Vermieter den Mangel arglistig verschwiegen hätte 
infolge grober Fahrlässigkeit nicht kennt oder wenn er 
die mangelhafte Sache trotz Kenntnis des Mangels vor-
behaltlos annimmt.
Der BGH entschied am Ende entgegen der bisher wohl 
herrschenden Meinung und gab den Mietern Recht. Die 
Mieter seien mit ihren Mängelansprüchen nicht deshalb 
ausgeschlossen, weil sie trotz Kenntnis der Mängel die 
Option ausgeübt und auch einer Erhöhung der Voraus-
zahlungen zugestimmt hätten.
Die Ausübung einer Verlängerungsoption durch den Mie-
ter stelle weder einen Vertragsschluss im Sinne von § 536 
b BGB dar, noch führe sie zu einer entsprechenden An-
wendung des § 536 b BGB. Eine Option sei ein schon im 
Ausgangsvertrag eingeräumtes Gestaltungsrecht. Wenn 
der Mieter dies ausübe, komme kein neuer Mietvertrag 
zustande, sondern am bestehenden Mietvertrag werde 
lediglich ein neuer Zeitabschnitt angefügt. Inhalt und 
Identität des Mietvertrags blieben erhalten.
Auch einer entsprechenden Anwendung von § 536 b 
BGB auf die Ausübung einer Verlängerungsoption erteil-
te der BGH eine Absage. 
Ebenso sei die Vorschrift nicht entsprechend auf die 
einvernehmliche Erhöhung der Betriebskostenvoraus-
zahlungen anwendbar. Zwar sei auch die Betriebskos-
tenvorauszahlung Gegenleistung für die vom Vermie-
ter zu erbringende Gesamtleistung und gehöre zu der 
vom Mieter geschuldeten Bruttomiete im Sinne des 
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§  536 BGB, die Ausgangspunkt für die Berechnung ei-
ner Mietminderung sei. Nachträgliche Änderungen der 
Miethöhe begründeten aber keine Analogie zu § 536 
b BGB. 
Insoweit gelte, dass der Gesetzgeber mit § 536 b BGB 
eindeutig zwischen den Situationen bei Vertragsschluss 
beziehungsweise Vertragsbeginn einerseits und während 
eines laufenden Mietverhältnisses andererseits unter-
schieden, die weitreichende Rechtsfolge eines in die 
Zukunft wirkenden Rechtsverlusts des Mieters nur für 
erstere angeordnet habe und eine planwidrige Rege-
lungslücke nicht bestehe. Zudem geböten weder der 
Gesetzeszweck eine Analogie, noch sei die einvernehm-
liche Mieterhöhung dem Vertragsschluss im Sinne des 
536 b BGB vergleichbar. 
Wie die Vertragsverlängerung durch Optionsausübung 
bewirke sie eine Änderung nur hinsichtlich einer einzel-
nen Vertragsbestimmung, lasse die rechtlichen Beziehun-
gen der Vertragsparteien im Übrigen aber unberührt. 
Das schließe die Anwendung des Grundsatzes von Treu 
und Glauben nach § 242 BGB im Einzelfall zwar nicht 
aus. Bei einer einvernehmlichen Erhöhung einer Betriebs-
kostenvorauszahlung komme sie allerdings nicht in Be-
tracht, zumal eine solche nichts daran ändere, dass nach 
Ende des Abrechnungszeitraums über die Betriebskosten 
abzurechnen sei.
MieterMagazin 1+2/2015

Instanzen-Rechtsprechung
Heizkostenabrechnung

Für die formelle Ordnungsgemäßheit einer Betriebs­
kostenabrechnung ist es ohne Bedeutung, ob die dort 
für den jeweiligen Mieter angesetzten Kosten auf ab­
gelesenen Messwerten oder einer Schätzung beruhen 
und ob eine eventuell vom Vermieter vorgenommene 
Schätzung den Anforderungen des § 9 a Heizkosten­
verordnung entspricht. Einer Erläuterung der angesetz­
ten Kosten bedarf es nicht. 
BGH vom 12.11.2014 – VIII ZR 112/14 – 

  Langfassung im Internet

Insbesondere muss der Vermieter nicht bereits in der 
Abrechnung darlegen und erläutern, auf welche Weise 
er in Fällen einer in der abzurechnenden Wohnung un-
terbliebenen Verbrauchsablesung die dann gemäß § 9 
a Absatz 1 Heizkostenverordnung als Verbrauchswerte 
dieser Wohnung anzusetzenden Werte im Einzelnen er-
mittelt hat. Es bedarf insoweit weder einer Beifügung 
der Vorjahresabrechnung, aus der die damals ermittel-
ten Werte ersichtlich sind, noch weiterer Angaben oder 
Erläuterungen, anhand derer der Mieter die materielle 
Richtigkeit des für ihn angesetzten Werts im Einzelnen 
nachvollziehen kann, denn damit würde die Abrechnung 
überfrachtet. 
 

Hundehaltung
Hat der Mieter keine Genehmigung 
zur Hundehaltung und setzt er die­
se auch nach einer Abmahnung fort, 
kann der Vermieter wegen dieser 
Pflichtverletzung das Mietverhält­
nis ordentlich kündigen.
LG Berlin vom 18.5.2012 
– 63 S 421/11 –

  Langfassung im Internet

Die Haltung von Hunden war nach 
dem Mietvertrag verboten, doch 
hatte sich der Vermieter bei Miet-
vertragsabschluss mündlich damit 
einverstanden erklärt, dass der Ehe-
mann der Mieterin (der nicht sel ber 
in der Wohnung wohnte) seinen 
Hund bei Besuchen mitbringen durf-
te. Nachdem der Vermieter festge-
stellt hatte, dass die Mieterin den 
Hund permanent in der Wohnung 
hielt, hatte er sie mit Schreiben vom 
8.1.2011 gebeten, die Hundehaltung 
zu beenden und mit Schreiben vom 
11.3.2011 abgemahnt. Die nachfol-
gende Kündigung hielt das Landge-
richt für gerechtfertigt.
Der Vermieter habe ein berechtig-
tes Interesse an der Beendigung des 
Mietverhältnisses, da die Mieterin 
ihre vertraglichen Pflichten schuld-
haft nicht unerheblich verletzt habe 
(§ 573 Absatz 2 Nr. 1 BGB), indem 
sie entgegen der vertraglichen Ver-
einbarung einen (eigenen) Hund in 
der Wohnung gehalten habe. Es sei 
bei Mietvertragsbeginn in Abwei-
chung zu dem im Mietvertrag ent-
haltenen Verbot mündlich lediglich 
vereinbart worden, dass der Ehemann
der Mieterin einen Hund gelegent-
lich zu Besuchszwecken in die Woh-
nung mitbringen dürfe. Diese Erlaub-
nis habe die Mieterin überschrit ten 
und damit ihre vertraglichen Pflich-
ten verletzt. Auch wenn der Hund 
sich gelegentlich bei dem Ehemann 
befinde und während der Arbeitszeit 
von einem Hundesitter betreut wer-
de, handele es sich jedenfalls nicht 
um einen bloßen „Besuchshund“, der 
sich nur gemeinsam mit dem Ehe -
 mann der Mieterin zu Besuch in der 
Wohnung aufhalte und mit dem Ehe-
mann die Wohnung wieder verlasse.
Hier könne daher nicht von einer nur 
unerheblichen Pflichtverletzung der 
Mieterin ausgegangen werden, da 
ihr mit Schreiben des Vermieters vom 
11.3.2011 der Vertragsverstoß vor 
Augen geführt und Gelegenheit ge-
geben wurde, die Hundehaltung zu 
beenden.

Verdunkelung
Werden die vorhanden Holzdoppel­
kastenfenster im Rahmen einer Mo ­
dernisierungsmaßnahme durch Iso  ­
lierglasfenster ersetzt und führt die­
se Maßnahme zu einer erheblichen 
Verringerung des Lichteinfalls (hier: 
um 28,85 Prozent pro Fenster), darf 
der Mieter die Miete um jeweils 3 
Prozent pro Fenster mindern.
LG Berlin vom 6.11.2013 
– 67 S 502/11 –

  Langfassung im Internet

Heizkostenabrechnung
Wird der durch die abgegebene 
Rohrwärme und durch Ablesung 
nicht erfasste Wärmeverbrauch nicht 
nach anerkannten Regeln der Tech­
nik bestimmt, ist mangels ord nungs­
gemäßer Verbrauchserfassung ins­
gesamt nach Fläche abzurechnen 
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und der auf den Wohnungsmieter 
entfallende Anteil um 15 Prozent zu 
kürzen.
AG Lichtenberg vom 8.12.2014 
– 13 C 76/14 –, mitgeteilt 
von RAin Jana Prokop

  Langfassung im Internet

In vielen älteren Gebäuden sind die 
Heizleitungen in den beheizbaren 
Räu men über Putz verlegt und un-
gedämmt. Über diese Leitungen wird 
ein erheblicher Anteil der Wärme ab-
gegeben.
Elektronische Heizkostenverteiler er-
fassen im Wesentlichen nur die Wär -
me, die die Heizkörper freisetzen. 
Wärme, die von ungedämmten Rohr-
leitungen abgegeben wird, bleibt weit -
gehend unberücksichtigt. Da sich die 
Umlage der verbrauchsabhängig zu 
verteilenden Heizkosten nach den 
erfassten Einheiten richtet, kommt 
es zu Verzerrungen bei der  Kosten-
verteilung. Ein Teil der Mieter muss 
nahezu die gesamte Wärme bezah-
len, die über die Rohrleitungen ab-
gegeben wird. Die übrigen Mieter 
werden hingegen an diesem Ver-
brauch kaum beteiligt. Benachteiligt 
sind Mieter mit einem höheren Wär-
mebedarf.
Dieses Problem hat der Gesetzgeber 
mit der Neuschaffung der Sätze 3 und 
4 des § 7 Absatz 1 HeizkostenVO 
zum 1.1.2009 zu ändern versucht:
§ 7 Abs.1 Satz 3 und 4 
HeizkostenVO
In Gebäuden, in denen die freiliegen-
den Leitungen der Wärmeverteilung 
überwiegend ungedämmt sind und 
deswegen ein wesentlicher Anteil 
des Wärmeverbrauchs nicht erfasst 
wird, kann der Wärmeverbrauch der 
Nutzer nach anerkannten Regeln der 
Technik bestimmt werden. Der so 
bestimmte Verbrauch der einzelnen 
Nutzer wird als erfasster Wärmever-
brauch nach Satz 1 berücksichtigt.
Die anerkannten Regeln der Technik 
hat der VDI in Gestalt der VDI-Richt-
linie 2077 „Verbrauchskostenabrech-
nung für die Technische Gebäude-
ausrüstung“, Beiblatt „Verfahren zur 
Berücksichtigung des Rohrwärmean-
teils“ geschaffen.
Das Amtsgerichtsurteil befasst sich 
mit dem Fall, dass der Vermieter die 
vorliegende  Rohrwärmeproblematik 
ignoriert und das Ersatzverfahren 
nach der VDI 2077 nicht anwendet. 
Das Gericht entschied wie aus dem 
Leitsatz ersichtlich und führte aus:
„… Zuzugeben ist der Beklagten [= 
Vermieter], dass der Vermieter nach 
dem Gesetzeswortlaut die Regeln 
der Technik anwenden kann, nicht 
muss. Dies führt aber nicht dazu, 
dass er bei Nichtanwendung so ge-
stellt wird, als ob der Verbrauch ord -
nungsgemäß erfasst worden wäre. 
Wäre dem so, hätte es der Gesetz-
änderung, welche  ausnahmsweise 
die Abrechnung erlaubt, ohne aus-
reichende  Verbrauchserfassung, 
nicht bedurft. Wird nicht verbrauchs-
abhängig abgerechnet, gelten die 
allgemeinen Bestimmungen, die Ab-
rechnung nach Fläche (§ 556 a 
Abs. 1 Satz 1 BGB) abzüglich 15 
Prozent (§ 12 Abs. 1 HeizkostenVO), 
worauf sich die Klägerin [= Mieterin] 
ausdrücklich beruft. Dieses Ergebnis 
steht dem Ziel der HeizkostenVO 
nur scheinbar entgegen. Die Rege-
lungen sollen nicht nur den Mieter 
zu bewusstem Heizverhalten anre-
gen, sondern auch den Vermieter 
anhalten, für ein effizientes Heizsys-
tem zu sorgen und den technischen 
Zustand der Heizanlage zu verbes-
sern.
Die Abrechnung der Heizkosten hat 
demnach nach Fläche zu erfolgen. 
Die Klägerin ist nicht gehalten, das 
Wahlrecht der Beklagten auszuüben 
und nach den Regeln der Technik ab-
zurechen. Dieses Wahlrecht hatte nur 
der Vermieter und die Beklagte hat 
es bisher nicht wahrgenommen. Die 
von der Klägerin vorgenommene Ab-
rechnung steht im Übrigen einem 
Nachweis der Beklagten, dass die 
von der Klägerin gezahlten Voraus-
zahlungen verbraucht wurden, nicht 
entgegen. Die Klägerin kann selbst 
die Abrechnung der Heizkosten vor-
nehmen. Alle dafür erforderlichen 
Da ten sind in der Abrechnung der 
Be klagten enthalten. Die Klägerin 
muss nicht abwarten, dass die Be-
klagte gegen sie Zahlungsklage aus 
der Abrechnung erhebt. ln einem sol-
chen Zahlungsprozess des Vermieters 
hätte im Übrigen das Gericht den An -
teil der Klägerin an den Heizkosten 
auszurechnen gehabt, soweit die 
Vorgaben dazu vorhanden sind. 
Nichts anders hat die Klägerin hier 
getan. …“

Genossenschafts­
wohnung
1. Die fehlende Genossenschaftsmit­
gliedschaft des Untermieters stellt 
keine Unzumutbarkeit im Sinne des 
§ 553 Abs. 1 Satz 2 BGB dar, welche 
der Genossenschaft das Recht gibt, 
die Untervermietung zu verweigern.
2. Der Vermieter kann die Genehmi­
gung einer Untervermietung nicht 
von der Zustimmung zur Erhebung 
eines Untermietzuschlages abhän­
gig machen, wenn sich die Anzahl 
der die Wohnung nutzenden Perso­
nen nicht erhöht.
AG Neukölln vom 26.6.2014 
– 3 C 54/14 –, mitgeteilt 
von RAin Andrea Klette

Heizkostenverteiler
§ 4 Absatz 2 Satz 2 HeizkostenVO 
gibt von seinem Wortlaut her kei­
nen Anlass dafür, dass im Falle der 
Verletzung der Mitteilungspflicht 
diese später nachgeholt werden kön­
ne und die Folgen der Verletzung 
für die Zukunft geheilt werden könn ­
ten. Dieses gilt erst recht für  eine 
konkludente Nachholung der Pflicht­
angaben in späteren Heizkostenab­
rechnungen.
AG Schöneberg vom 5.4.2012 
– 106 C 451/11 –, mitgeteilt 
von RA Falko Kalisch

  Langfassung im Internet

§ 4 Absatz 2 HeizkostenVO lautet: 
Er [= der Vermieter] hat dazu die 
Räume mit Ausstattungen zur Ver-
brauchserfassung zu versehen; die 
Nutzer haben dies zu dulden. Will 
der Gebäudeeigentümer die Aus-
stattung zur Verbrauchserfassung 
mieten oder durch eine andere Art 
der Gebrauchsüberlassung beschaf-
fen, so hat er dies den Nutzern vor-
her unter Angabe der dadurch ent-
stehenden Kosten mitzuteilen; die 
Maßnahme ist unzulässig, wenn die 
Mehrheit der Nutzer innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung 
widerspricht. Die Wahl der Ausstat-
tung bleibt im Rahmen des § 5 dem 
Gebäudeeigentümer überlassen.
MieterMagazin 1+2/2015
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Beratungs-
zentrum
Südstern 

in der Hasen-
heide 63

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral 
gelegenen Beratungszentren des Berliner Mietervereins. 
Zur Beratung bitte immer auch den Mitgliedsausweis 
und den Mietvertrag mitbringen.

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt rollstuhlgeeignet
(Begleitperson auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Jessnerstraße 4/Frankfurter Allee 
(gegenüber Ring Center 1)

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
u i Frankfurter Allee

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße
i Charlottenburg

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
MieterMagazin 1+2/2015
 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)
J Spontan: Beratung ohne Anmeldung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, 
 Samstag von 9 bis 13 Uhr (jedoch nicht in den 
 Beratungszentren Müllerstraße, Wilmersdorfer Straße 
 und Bahnhofstraße) 
J Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
 und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
 Ihren persönlichen Wunschtermin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr
39



Service

t 
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i is
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht
 S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi, Fr 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 39 (eine Seite zurückblättern!)

gsstellen
v

 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo-Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr,
Sa 9-13 Uhr 
Berliner Mieterverein, Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst 

K	NeU! Di 17-19 Uhr
Hedwig Stadtteilzentrum, 
Hedwigstraße 10, 
nahe Suermondstraße 
und Konrad-Wolf-Straße
Tramhaltestellen: 
Am Faulen See (Tram 27) 
und Oberseestraße (M 5)

K	Mi 17-19 Uhr 
„Undine“ Wohnprojekt 
und Kieztreff, Hagenstr. 57-60/
nahe Frankfurter Allee 
u i Lichtenberg, 
Ausgang Siegfriedstr.

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße

Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin
40
Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und 
Beratungsstelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

K Di 18-19 Uhr
Seniorenfreizeitstätte, Torstraße 203-205 
u Oranienburger Tor, ca. 500 m Fußweg

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, 
Königstraße 43 (nahe Rathaus und 
Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg

K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, u Eisenacher Straße

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide

ereinbarung
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 1+2/2015



Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung & Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 030-226 260.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. und 3. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum Walther-
Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee, Jessnerstraße 4

Überprüfung des 
Fernwärmepreises

Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes. Kosten: 35 E. Einfach 
die Kopie der letzten Heizkostenabrechnung 
des Vermieters (mit Angabe der geliefer ten 
Wärmemenge und des Baualters, gegebe-
nenfalls beim Vermieter erfragen) sowie 
nach Möglichkeit die Wärmeabrechnung 
des Fernwärmelieferanten einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 
Nach einer Vorprüfung werden die Unter-
lagen an die SEnerCon weitergeleitet.

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260

Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Wilmersdorfer Straße 50/51 
u Wilmersdorfer Straße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle 
Spichernstraße 1 
u Spichernstraße
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Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Mo 18 -19 Uhr unter S 030-859 56 86 23.
Außerhalb der Beratungszeit können 
Sie eine Nachricht hinterlassen, unsere 
 Mediatoren rufen zurück.

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44

Kosten: 75 Euro pro Termin zuzüglich 
10 Euro Fahrtkosten. Die Beauftragung 
durch Sie erfolgt direkt an die oben ge-
nannten Personen. Gutachten und juris-
tische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 
Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Elektroinstallationen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de 
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Geschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
MieterMagazin 
online lesen
Wenn Sie künftig die papierlose 
Online-Ausgabe des MieterMagazin 
lesen möchten, können Sie sich unter 
https://service.berliner-mieterverein.de/
service anmelden. 
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den un-
tenstehenden Einrichtungen Kooperations-
abkommen geschlossen. 
Davon profitieren die Mitglieder. 
Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs für den 
Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen Mieter-
Magazin mit Namensaufdruck erhalten Sie 
Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 030-204 47 04 
K Theater und Komödie 
am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 030-88 59 11 88 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-49 30 89 01
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den 
bezirklichen Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – 
Leseraktion Straßenlärm, 10773 Berlin, 
S 01 80 / 232 13 13
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K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen
im Alter: www.berlin.de/special/
wohnen/alter/ 
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
E-Mail: AmbulanteDiensteNord
@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0, 
Fax 030-490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K	Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Vattenfall)
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, 
www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungspolitik 
einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir Aktionen des Berliner Mieter-
vereins mitgestalten und unterstützen; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Renate Richter, Raphael Thieme 
(Bezirksleitung)
Treffen aktiver Mitglieder und interessier-
ter Mieter jeden 2. Dienstag im Monat 
um 18 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19;
Kontakt auch über die Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 260
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Ralf Kießling (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Montag und jeden 2. Mittwoch im 
Monat von 17.30-19 Uhr im Beratungszen-
trum Frankfurter Allee, Jessner straße 4 
und über die Geschäftsstelle BMV, 
S 030-226 260
Lichtenberg
Lieselotte Bertermann, Ursula Schubert, 
Karin Korte (Bezirksleitung) 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mittwoch im Monat um 19 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Peter Risch, Irina Neuber (Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Wilfried Jugl, Ursula Loesch (Bezirksleitung) 
K Treffen der Aktivengruppe 
jeden 4. Do im Monat um 18 Uhr 
in der Se niorenfreizeitstätte 
Torstraße 203-205 
Neukölln
Kontakt: Geschäftsstelle BMV, 
S 030-226 260
K Die Bezirksaktivengruppe trifft sich 
 regelmäßig jeden 2. Do im Monat um 
19.30 Uhr im BMV-Beratungszentrum 
 Südstern, Hasenheide 63 
Pankow
Wolfgang Marquardt, Hannelore Jagusch, 
Hans-Günther Miethe (Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf, Steglitz-Zehlendorf,
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Geschäftsstelle BMV, 
S 030-226 260
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Edith Bednarski, 
Ilona Sechting (Bezirksleitung)
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfah-
rungsaustausch jeden 2. Donnerstag 
im Monat um 19.30 Uhr im Beratungs-
zentrum Köpenick, Bahnhofstraße 5 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

Plattenbau (1) Mauerwerksbau (1)

Klasse, Klasse,
die mindestens erzielt die mindestens erzielt

niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

Handlungsbedarf (4)

dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder
Einzelofenheizungen sowie Heizanlagen in klei-
neren Gebäuden (weniger als 6 Wohnungen)
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche können hier sehr stark schwanken,
da der Einfluss des Nutzers überwiegt. Eine ers-
te Orientierung ist jedoch möglich. Die Energie-
klassen des Heizspiegels beziehen sich grund-
sätzlich auf Verbräuche von Gebäuden, nicht
von Wohnungen. Sehr aufschlussreich ist aller-
dings der Vergleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der geltenden Wär -
meschutzverordnung von 1995 erreicht werden.

Gesetzlich vorgeschrieben ist ein errechneter Be-
darfswert, nicht die hier ermittelte Verbrauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C verbessert
werden, indem z. B. Brennwerttechnik, eine gute
Heizungsregelung, Außenwanddämmung und
Wärmeschutzverglasung genutzt werden.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung
der Abrechnung, der Haustechnik und der Ge-
bäudesubstanz sollte hier unbedingt erfolgen. 

0-50 A

50-100 B

100-150 C

150-200 D

200-250 E

250-300 F

über 300 G

�

Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Überprüfung des Energieverbrauchs
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck können Ener-
gieverbrauch und Kosten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden.
Die vom Energiesparberatungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sieben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Baualter s
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme,
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläuterungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender)
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterver ein für Sie tätig
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose k onfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V. – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Guter Rat… 

Die Broschüren
… und gar nicht teuer!

Die Broschüren sind erhältlich in den Beratungszentren und in der
Hauptgeschäftsstelle des Berliner Mietervereins, Spichernstraße 1,
10777 Berlin während der Geschäftszeiten oder beim DMB-Verlag,
10169 Berlin oder im Internet unter www.mieterbund.de 

*

Die Broschüren des Deutschen Mieterbundes haben einen 
Umfang von 80 bis 100 Seiten und kosten 6 Euro bzw. 5 Euro (*).

MM 03/12 U3 Lexikon+Energie  17.3.2011 11:58 Uhr  Seite 1



Freitag, 13.2.
17.30 Uhr	 Zur Valentinswoche – Berit Brockhausen: Im Namen der Liebe*
19.30 Uhr	 Zur Valentinswoche – Dr. Wolfgang Krüger: Eifersucht – 
	 der Umgang mit einem ungeliebten Gefühl*
19.30 Uhr	 Prof. Dr. H. Lesch: Stefan Zweig, Thomas Mann, Gravitationswellen 
	 und das Higgs-Teilchen*
Samstag, 14.2.
10.00 Uhr	 Workshop mit Dr. med. A. Kürten: Heil dich selbst! 
	 Von Qi-Gong bis Selbstakupunktur
11.00 Uhr	 Tagung – SCIENCE meets HOMOEOPATHY
14.00 Uhr	 Workshop mit Bärbel Rothaar: Aktmalerei / Aktzeichnung
15.30 Uhr	 Familienkonzert: Peter und der Wolf (ab 5 Jahren)
17.30 Uhr	 Buchvorstellung: Stefanie Stahl – Vom Jein zum Ja!
19.30 Uhr	 Zur Valentinswoche – Ann-Marlene Henning, Anika von Keiser: 
	 Make (More) Love – Liebe machen kann man lernen*
Sonntag, 15.2.
10.30 Uhr	 Das Philosophische Café mit Prof. Dr. Lutz von Werder: 
	 Moti – Der erste Sozialist
11.00 Uhr	 Führung – Enno Lenze: Anhalter Bunker
11.00 Uhr	 Petra und Gerald Zwerger-Schoner: Norwegen**
14.00 Uhr	 Petra und Gerald Zwerger-Schoner: Neuseeland**
14.00 Uhr	 Workshop mit Bärbel Rothaar: Aktmalerei / Aktzeichnung
17.00 Uhr	 Studio für historischen Tanz e.V.: Blutiger Walzer
Montag, 16.02.
15.30 Uhr	 Johannes Prittwitz: Zirkusstadt Berlin**
17.00 + 20.00 Uhr Dokumentarfilm: Das Salz der Erde (2014)
17.30 Uhr	 Prof. Dr. Ottmar Edenhofer: Wissenschaft und Politik – 
	 Erforschung von Lösungswegen für den Klimawandel – Eintritt frei
19.30 Uhr	 Dr. S. Gaycken: Cyber-Warfare – Neue Gefahren für Frieden und Sicherheit*
Dienstag, 17.2.
15.30 Uhr	 Dr. med. Rainer Stange: Naturheilkunde bei Autoimmunerkrankungen*
17.30 Uhr	 Dr. Olaf Jessen: Verdun 1916 – Urschlacht des Jahrhunderts*
19.30 Uhr	 Prof. Dr. H. Audebert, Prof. Dr. U. Dirnagl: Beim Schlaganfall gilt: Zeit = Hirn!*
Samstag, 21.2.
9.00 Uhr	 Prof. Dr. H. Schröder, Dr. med. Dagmar Uecker: 
	 Heilende Impulse durch Klang und Wort*
20.00 Uhr	 Konzertdirektion arton®: Sabor a Tango
Montag, 23.2.
15.30 Uhr	 Prof. Dr. S. Bereswill: Infektionsforschung aktuell – Antibiotikaresistenz*
17.30 Uhr	 Prof. Dr. A. Elepfandt: Warum sich Homo sapiens 
	 gegen den Neanderthaler durchsetzte*
19.30 Uhr	 Dr. Bettina Hennig: Ich bin dann mal vegan*
20.00 Uhr	 Spielfilm-Special: Lachen Sie mit Stan und Ollie – Die Wüstensöhne
Dienstag, 24.2.
15.30 Uhr	 Dr. Almut Mey: Portugal – Kulturelle Höhepunkte im „Land der Seefahrer“*
17.30 Uhr	 Wirtschaftswunder West-Berlin: Der Berlin-Förderung sei Dank? – Diskussion
19.30 Uhr	 Bernd Bender: Der Weg des Zen – Einführung in die Philosophie und Praxis*
20.00 Uhr	 Spielfilm: Die Wolken von Sils Maria (2014)
Mittwoch, 25.2.
15.30 Uhr	 Prof. Dr. Babette Renneberg: Ab wann wird Angst zur Angststörung*
17.30 Uhr	 Dr. med. Achim Kürten: Selbstheilungskräfte wecken*
19.30 Uhr	 Dr. Monika Hein: Lautstark kann auch leise sein*
20.00 Uhr	 Spielfilm: Die Wolken von Sils Maria (2014)
Donnerstag, 26.2.
15.30 Uhr	 Prof. Dr. med. J. Kiwit: Moderne Therapien gegen Gangstörungen*
17.30 Uhr	 Prof. Dr. M. Wemhoff: 40 000 Jahre Menschheitsgeschichte 
	 im Neuen Museum**
19.30 Uhr	 Dr. med. Raphael M. Bonelli: Perfektionismus – Wenn das Soll zum Muss wird*
20.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Particle Fever – Die Jagd nach dem Higgs (2013)
Freitag, 27.2.
15.30 Uhr	 Marijke Topp: Hans Ostwalds „Dunkle Winkel“*
17.30 Uhr	 Prof. Dr. Peter Raue, Ute Weingarten: Kunst sammeln*
19.30 Uhr	 Heidi Kastner: Wut – Plädoyer für ein verpöntes Gefühl – Buchpräsentation
20.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Particle Fever – Die Jagd nach dem Higgs (2013)

An der Urania 17 • 10787 Berlin • Tel. 218 90 91 • Fax 21103 98

Februar 2015
Weitere Details unter www.urania.de
Sonntag, 1.2.
10.30 Uhr	 Philosophisches Café mit Prof. Dr. Lutz von Werder:
	 Die Selbstkultivierung bei Konfuzius
11.00 Uhr	 Chor Kreativ: Der Ich-kann-nicht-singen-Chor mit Michael Betzner-Brandt
16.00 Uhr	 Kinderballett: Tanz ist KLASSE – Hänsel und Gretel (ab 4 Jahren)
Montag, 2.2.
15.30 Uhr	 Prof. Dr. Daniel C. Baumgart: Zöliakie – 
	 Ursachen und Behandlungsmöglichkeiten*
17.00 Uhr	 Spielfilm: Im Labyrinth des Schweigens (2014)
17.30 Uhr	 Uwe Rada: Die Adria – Wiederentdeckung eines Sehnsuchtsortes**
19.30 Uhr	 Prof. Regine Reichwein: Gefühl, Intention und verantwortliches Handeln*
20.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Fritz Bauer – Tod auf Raten (2010)
Dienstag, 3.2.
15.30 Uhr	 Prof. Dr. U. Trefzer: Die Haut – das größte Organ des Menschen*
17.00 Uhr	 Spielfilm: Magic in the Moonlight (2014)
17.30 Uhr	 Elke Krauskopf, M. A.: Edouard Manet – Maler des Pariser Lebens**
19.30 Uhr	 Dr. Rolf Mützenich, Dr. Guido Steinberg: Die Konflikte im Nahen Osten – 		
	 komplex, gefährlich, unlösbar? – Diskussion
20.00 Uhr	 Spielfilm: Magic in the Moonlight (2014)
Mittwoch, 4.2.
15.30 Uhr	 Dr. Heike Schimkat: Die Relativität des Alterns*
17.00 + 20.00 Uhr Spielfilm: Magic in the Moonlight (2014)
17.30 Uhr	 Dr. Andreas Jacke: John le Carrés Agententhriller und ihre Verfilmungen*
19.30 Uhr	 Dr. Alexander Kraft: Wie intelligente Gläser unser Leben verändern*
Donnerstag, 5.2.
15.30 Uhr	 André Bauroth: Parodontitis – ein folgenschweres Gesundheitsrisiko*
17.00 Uhr	 Spielfilm: Die süße Haut – La peau douce (1964)
17.30 Uhr	 Prof. Dr. B. Heussen, Dr. I. Ebel: Von Machiavelli und Harvard lernen
	 – ein Streitgespräch
19.30 Uhr	 Prof. em. Dr. Elmar Altvater: TTIP, CETA & Co. *
20.00 Uhr	 Spielfilm: Das Geheimnis der falschen Braut – La Sirène du Mississippi (1969)
Freitag, 6.2.
15.30 Uhr	 Dr. Elke Kimmel, Dr A. Ludwig: Wie war der Alltag in der DDR?*
17.30 Uhr	 Thomas R. Hoffmann, M. A.: Peter Paul Rubens und sein Vermächtnis*
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Karin Mölling: Viren – Freund oder Feind?*
20.00 Uhr	 Comedy: Die Feisten – Versuchslabor 2
Samstag, 7.2.
11- 16 Uhr KulTouren-Reisetag in der Urania, Vorträge und Reiseberatung – Eintritt frei
Sonntag, 8.2.
10.30 Uhr	 Philosophisches Café mit Prof. Dr. Lutz von Werder: Laotse und das Tao
Montag, 9.2.
15.30 Uhr	 Harald Neckelmann: Anhalter Bunker – 
	 Geschichte eines monumentalen Bauwerks**
17.00 Uhr	 Spielfilm: Ein schönes Mädchen wie ich – Une belle fille comme moi (1972)
17.30 Uhr	 Dr. Stefan Elbern: Friedrich II. von Hohenstaufen – „Das Staunen der Welt“*
19.30 Uhr	 Olaf Schubert: Schottland – Europas wilder Nordwesten**
20.00 Uhr	 Spielfilm: Jules und Jim – Jules et Jim (1962)
Dienstag, 10.2.
17.00 Uhr	 Spielfilm: Die Frau nebenan – La Femme d´ à coté (1981)
17.00 Uhr	 Gesundheitstag – Volkskrankheit Arthrose – Eintritt frei
19.30 Uhr	 Prof. Regine Reichwein: Wie beeinflussen persönliche Muster 
	 unsere Bewertungen und Interpretationen?*
20.00 Uhr	 Spielfilm: Der Mann der die Frauen liebte (1977)
Mittwoch, 11.2.
15.30 Uhr	 Christian W. Engelbert: Infektionskrankheiten: Grippe, Erkältung & Co*
17.30 Uhr	 Klaus Brill: Entdeckungsreise ins neue Mitteleuropa*
19.30 Uhr	 Urania-Reihe – Stadt im Gespräch: Wie weiter mit dem ICC? – Eintritt frei
Donnerstag, 12.2.
15.30 Uhr	 Dr. Eckhard Bahr: Auf Malerwegen durch die Sächsische Schweiz**
17.00 Uhr	 Spielfilm: Die letzte Métro – La dernier Métro (1979)
18.30 Uhr	 Gesundheitstag – Podiumsdiskussion: SCIENCE meets HOMOEOPATHY
19.30 Uhr	 Zur Valentinswoche – Dr. H. Jellouschek, Bettina Jellouschek-Otto:
	 Können Frauen und Männer einander verstehen?*
19.30 Uhr	 Claudia Dantschke: Salafismus – ein gefährliches Jugendphänomen
	 und mögliche Gegenstrategien*
Freitag, 13.2.
11.00 Uhr	 Tagung – SCIENCE meets HOMOEOPATHY
15.30 Uhr	 Dr. Gerhild Komander: Käthe Kollwitz und Ernst Barlach**
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